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Die Krise ein Moloch – wie tief wird der Abgrund rei-
chen? Immerhin, die Reflexe der maßgeblichen Poli-
tiker, hierzulande, fast überall in Europa und endlich

auch in den USA scheinen verlässlich. Wo aber bleibt die
Gemeinsamkeit der EU? Zuversichtlich stimmt vor allem der entschiedene
Pragmatismus, mit dem der Staat überall seine selbstverständlichen Rechte
wahrnimmt, damit er seine Pflichten erfüllen kann.Verstaatlichungen? Warum
nicht, wenn das Gemeinwohl und die Genesung des von einer giftigen Über-
dosis Markt niedergestreckten Patienten es verlangen. Dass nun der Offen-
barungseid des reinen Neoliberalismus in kurzer Frist dem der Planwirtschaft
folgt, kann freilich letztere nicht rehabilitieren. Marx-Renaissance hin oder her,
für das apokalyptische Anschärfen der Diagnose war bei dem Propheten aus
Trier schon immer viel zu holen, für den Entwurf der historischen Alternative,
die jetzt an der Zeit ist, so gut wie nichts. Dass die Märkte, die der Finanzen zu-
mal, wesentlich effektiver und ohne Schlupflöcher reguliert werden müssen,
national, regional und global, ist im Prinzip nichts Neues. Erfolgversprechende
Instrumente dafür finden sich durchaus in den fortgeschrittensten Program-
men der Sozialen Demokratie. Was fehlt, ist die weltweite Organisation der
Akteurskonstellationen,um sie ins Werk zu setzen.Dafür sind die Bedingungen
nun günstig wie nie.

Mut zur Vision: Thema dieses Heftes ist die Zukunft oder vielmehr die
Fähigkeit der modernen Gesellschaft, das Nötigste von ihr zu wissen und sie
lebbar zu gestalten. Einst lebte die Linke von verheißungsvollen Utopien, einer
grandiosen Idee vom »Zukunftsstaat«, wie Bebel das nannte. Ist ihre heutige
Misere nicht Folge des Verzichts darauf? Aber sind die großen Versprechen
nicht allesamt Täuschungen, bestenfalls Selbsttäuschungen in einer Zeit un-
überschaubarer Verhältnisse, kaum nachvollziehbarer weltweiter Verflechtun-
gen und rapiden Wandels? Ein veritables Dilemma oder nur ein Versäumnis?
Unsere Autoren erörtern den Fall. Sie verharren nicht beim Abstrakten. Wir
präsentieren den Kern der handfesten Vision für ein soziales Deutschland 2020
einer Arbeitsgruppe der Friedrich-Ebert-Stiftung. Die übrigen Beiträge zum
Thema stellen Angemessenheit, Realismus und Machbarkeit dieser Vision zur
Debatte. Wir setzen sie in den nächsten Heften fort. Auch wenn die großen
Prognosen und Projekte oft bloß paradoxe Interventionen sind, die verhindern
oder korrigieren sollen, was sie voraussagen, wenigstens als orientierender
Vorsatz für das Handeln des Tages müssen Visionen doch möglich sein.Worum
sollte es im Wahljahr sonst gehen?
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Kann man Städte heilen? Die Frage steht im Raum, ohne den Unter-
ton, der noch vor einigen Jahren mitschwang. Ob man Städte heilen
dürfe, lautete damals die begleitende Frage, ob es moralisch zulässig
sei, den Spuren erlittener und herausgeforderter Zerstörung in einer
Weise zu begegnen, dass die Zerstörung nicht mehr jedermann ins
Auge fällt. Was sich hier unterschwellig, ja unterbewusst geltend
machte, war nicht nur jene Ruinenromantik, die in der Architektur
des Dixhuitième, in der Spätzeit der europäischen Aufklärung auf-
kam; wo echte Ruinen fehlten, setzte man damals künstliche in die
Gegend. Es war mehr noch ein Wundenkult, dessen Ursprung der
alte Katholizismus mit seiner Märtyrerversessenheit und Reliquien-
anbetung war, dazu die Vorstellung, dass der sündenbeladene
Mensch durch leidenschaftliche Selbstgeißelung nicht nur losge-
sprochen werde, sondern sich auch den Stand der Heiligung ver-
dienen könne. Nach dieser säkularistisch transformierten und nach
1990 aus dem Westen einer schon ruinenlos herangewachsenen
Generation andringenden Anschauung begingen die Dresdner gera-
dezu eine Sünde, als sie dem rosenüberwachsenen Trümmerhaufen,
der von der barocken Frauenkirche übriggeblieben war, mit gelben
Traktoren zu Leibe rückten, um Baufreiheit für die Wiederherstel-
lung zu schaffen, und auch die Berliner, die die großartige alte
Synagoge mit ihrer goldblitzenden Kuppel wiedererstehen ließen,
kamen nicht gut weg.

Kann man Städte heilen? Die Frage ist trivial und ebenso die
Antwort: Natürlich kann man Städte heilen. Insofern man Städte verwunden,
verletzen und zerstören kann, kann man sie, wenn die Zerstörungen nicht zu
groß sind, auch heilen. Das biomorphe Wort ist insofern am Platz, als Städte tat-
sächlich organische Bildungen sind, lebendig-verflochtene Gebilde, die die For-
men und die Strukturen, die Erfahrungen und die Gehalte vieler Jahrhunderte
in sich bergen. Sie erleben Krisen, die zur Umgestaltung, meist in Form der
Erweiterung, nötigen, und sie erleiden Katastrophen, durch Brand, Über-
schwemmung, Bombenterror, Eroberung, die sie aufs Schrecklichste verwunden
und manchmal beinahe auslöschen können – Verletzungen, so fürchterlich, dass
das Wort Heilung wie ein Euphemismus klingt; Neubau, Wiederaufbau ist das
zuständigere Wort.

Indessen: Auch das Wort Heilung suggeriert ja keineswegs einen Vorgang,
der den Anschein erweckt, dass die Verwundung nicht stattgefunden habe, dass
man sie mit medizinischer Kunst habe ungeschehen machen können. Es meint
nicht mehr als das umfassende Wiederfunktionieren des geschädigten Orga-
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nismus. Narben bleiben zurück und auch die Erzählung des Betroffenen, wie
weh es getan hat. Ein Dresdner Beispiel liegt vor aller Augen:

Der Wallpavillon des Zwingers von Pöppelmann und Permoser,der in den al-
ten Formen so gut wie neu ist, gibt sich dem schärferen Blick vor allem an seinen
oberen Skulpturen schnell als eine geglückte Kopie zu erkennen, der minder
scharfe Blick aber lässt sich von gedruckten oder sprechenden Reiseführern be-
richten, was dort 1945 noch und was dort 1964 wieder stand, die Geschichte ei-
nes geglückten Wiederaufbaus, dessen Vorankommen über zwei Jahrzehnte als
reproduzierender ein höchst aktiver, die ganze Stadt bewegender Prozess war.
Man muss kein Schild daneben stellen, das diese Dinge in die Sprache der jeweils
herrschenden Verhältnisse fasst und erklärt (so wäre die frühere und keineswegs
falsche Fassung ausgefallen), dass, was ein angloamerikanischer Terrorangriff
zerstörte, durch den Fleiß und das Können der Werktätigen in langer Arbeit neu
erstanden sei.

Von Heilung würde, einst wie heute, nicht leicht jemand sprechen, das Wort
klänge seltsam pathetisch, auch ist es nicht hinlänglich genau. Der erneuerte
Wallpavillon, wie er im Lauf der Jahrzehnte erstand, ist nicht der geheilte alte,
sondern ein neuer, der die Stelle des alten sinnvoll und
würdig vertritt. Auch als Ganzes ist der Zwinger nicht
geheilt, sondern schlicht wiederaufgebaut worden, in
einer mühsamen und aufwändigen, geduldigen und
sachgemäßen Verbindung von Reparatur und Erneue-
rung.Nicht Ärzte hatten das in der Hand,Stadtchirurgen
oder Baumediziner, sondern Architekten, Denkmalpfleger, Steinmetze, Maurer –
alles Leute, die nicht heilen, sondern bauen. Lassen wir also die poetische
Metapher! Sie ist nicht falsch, aber man sollte sie nicht strapazieren; das Wort
Wiederaufbau klingt nicht so schön, dafür stimmt es.

Dass der schon 1946 beschlossene (damals froren und hungerten die Dresd-
ner, städtisches Leben war gerade erst wieder notdürftig in Gang gekommen)
und dann hartnäckig zu Ende geführte Wiederaufbau des Zwingers eine enorme
Kulturleistung der am Boden liegenden Stadt und eines vielfach bedrängten
Landes war, wird heute leicht übersehen. Ein Befehl der Besatzungsmacht, in
deren Heimat deutsche Truppen unbeschreibliche Verheerungen angerichtet
hatten,gab den Anstoß dazu,Rudolf Friedrichs,der erste sächsische Nachkriegs-
ministerpräsidet, ein Sozialdemokrat, tat Entscheidendes für den Fortgang;
1991 wurde sein Name eilfertig aus dem Straßenbild Dresdens getilgt.

Dieses Wiedererstehen war um so weniger selbstverständlich, als durchaus
vorstellbar gewesen wäre, dass kulturrevolutionäre Kommunisten dieses weitge-
hend zerstörte Überbleibsel einer repräsentationslüsternen Ausbeuterherr-
schaft abzutragen versucht hätten. Bei dem Semperschen Opernhaus musste in
den Nachkriegsjahren viel List ins Feld geführt werden (der LDP-Stadtverord-
nete Wolfgang Mischnick erwarb sich dabei Verdienste, später der Intendant
Martin Hellberg im Zusammenspiel mit dem Ministerpräsidenten Grotewohl),
um diesen ebenfalls zerstörten Kunsttempel des feudal-bourgeoisen Klassen-
kompromisses vor der Sprengung durch einen kommunistischen Oberbürger-
meister zu bewahren. Stünde die Frage heute an, so würden die Organe medialer
Meinungsformung die Wiedererrichtung des Pöppelmannschen Wallpavillons
zweifellos als ein fahrlässiges Zugeständnis an die Event-Bedürfnisse des kom-
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Malerei hergenommene Wort Kopie auf dem Feld der Architektur nur begrenzt
tauglich. Auch von Repliken zu sprechen ist begrifflich prekär: Replik ist kunst-
historisch als Duplikation eines Kunstwerks durch seinen Urheber oder unter
dessen unmittelbarer Aufsicht definiert. Von Eins-zu-eins-Modell spricht die
Denkmalpflege manchmal im Blick auf architektonische Repetitionen; das Wort
Iterat (von iterare, wiederholen) dafür einzuführen erscheint in vieler Hinsicht
als zweckmäßig. Dass die Iteration nach Ort und Verfahrensweise nicht beliebig
sein kann, versteht sich am Rande; es ist 1999 am Beispiel des im Abstand von
einigen hundert Metern zum Original duplizierten Goetheschen Gartenhauses
einmal mehr deutlich geworden.

An der Stelle des verschwundenen oder zerstörten Originals errichtet, sind
solche Iterate um so zuständiger, als es in der Architektur wie in der Musik (auf
andere Weise auch in der Druckgrafik) eine prinzipielle Differenz zwischen
Vorlage und Ausführung gibt, die die Wiederholung
nicht nur legitimiert, sondern im Bedarfsfall sogar he-
rausfordert. Anders als in der Malerei, wo der Künstler
zumeist selbst die Realisierung der Vorlage übernimmt,
steht es in der Architektur bei Handwerkern aller Art,
die Pläne des Baumeisters in Stein und Balken, Ziegel
und Putz zu übertragen, ähnlich wie die Klang-Reali-
sierung eines Notentextes der Notation als etwas Wiederholbar-Hinzutretendes
gegenübersteht. Diese Klangrealisierung muss nicht auf den Instrumenten er-
folgen, die bei der Uraufführung im Spiel waren, oder in dem Saal, der dafür das
besondere akustische Gefäß abgab.

Nicht nur die Not des Verschwundenseins einer ästhetisch und städtebau-
lich relevanten Architektur rechtfertigt die Iteration, also das Wiedererstehen
des zerstörten Bauwerks, sondern auch das kategoriale Zweierlei von Idee und
Körper, von Plan und materialer Gestalt, wobei die Dokumentation des ausge-
führten Werkes selbst zum Bestandteil seines im Verlauf der Realisierung oft
noch verfeinerten und abgewandelten Planes wird. Insofern ist die neue Frauen-
kirche als ein Iterat die zweite Realisierung der von dem um George Bähr grup-
pierten Team entwickelten Entwurfsgestalt. Das jetzige Dresdner Opernhaus ist,
als nicht nur im Innern, sondern auch in Teilen der Außengestalt neu erbautes
Haus, die dritte Semperoper – weniger eine Kopie als, buchhändlerisch gespro-
chen, eine bearbeitete Neuauflage: die getreue, aber keineswegs gleiche, schon
gar nicht identische Anverwandlung des Alten an der authentischen Stelle.

Dass es so kam, war ein langer Prozess. In den 60er Jahren war man drauf
und dran gewesen, eine Collage aus erhaltenen, also restaurierbaren Teilen und
zeitgenössisch-neu auszuführenden Partien zu realisieren; ein moderner Zu-
schauerraum sollte mit den alten Semperschen Foyers kontrastieren. Das war
dem Prinzip nach und in sehr viel milderer Form das Konzept, das Mr. Chipper-
field vierzig Jahre später beim Wiederaufbau von Stülers Neuem Museum
durchgesetzt hat: die konservierte Ruine im Kontrast zu der aggressiven
Kahlheit wuchtiger Betonelemente. Es ist das Konzept einer Décadence, die
schon im Übergang zu einem neuen architektonischen Monumentalismus ist.
Dessen autoritäre Kälte mit ihrem Hang zu exaltierten Leerräumen gewinnt
manchmal fast schon präfaschistoide Züge; das kann man besonders gut an den
herrischen Hallen des Leipziger Museumsneubaus studieren.
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Geschichtliche Orientierungspunkte
erhalten und wiedergewinnen

Für die Wiederholbarkeit von Architektur als abwandelnde Anverwandlung
sogar an anderer, entlegener Stelle gibt es in Berlin ein fesselndes Beispiel.
Gegenüber der Westseite von Knobelsdorffs Hofoper ließ Friedrich II., ent-
täuscht von einem Neubauentwurf, 1775 ein Bauwerk errichten, das Fischer
von Erlach fünfzig Jahre vorher, in einer ganz andern Stilepoche, für die Wiener
Hofburg entworfen und dort nur halb gebaut hatte, da das Burgtheater nicht
von der Stelle rückte. Friedrich II. baute seine Bibliothek damals als barock
geschweifte »Kommode«, der Kaiser von Österreich aber ließ hundert Jahre
später sein schönes Hofburgtheater abreißen, um auch in Wien die komplette
Kommode zu haben: in Gestalt des um 1890 zu Ende gebauten Michaeler-
trakts.

So kam der originale Bauplan zu dreifacher Ausführung. Er erstand in Ge-
stalt eines unter Fischers Leitung errichteten Fragments und zweier funktionell
völlig verschiedener Iterate. Die Berliner »Kommode«, im Krieg zerstört, wur-
de in den 60er Jahren nicht geheilt, aber wiederaufgebaut; der wiederherge-
stellten Platzfassade trat im Innern die ambitionslose Nüchternheit eines Neu-
baus gegenüber, dessen symmetrisch-weiträumiges Vestibül allerdings Struk-
turmotive des alten Innenraums anklingen ließ – eine Notlösung durchaus,
aber eine funktionierende, wie auf andere, sehr viel aufwändigere Weise gegen-
über bei der Humboldt-Universität, deren wiederaufgebaute Fassade im Innern
ebenfalls eine maßvoll-neue Architektur umschließt. Das Gegenbeispiel bietet
das Kommandantenhaus des Bertelsmann-Konzerns Unter den Linden, ein
stilistisch wenig erheblicher Bau von 1870, bei dessen Wiedererrichtung es die
Eitelkeit des Bauherrn nicht zuließ, der symmetrischen Anlage des Außenbaus
im Innern strukturell zu folgen. Man verhielt sich stattdessen brachial, anders
gesagt: provinziell.

Ähnlich wie mit der Humboldt-Universität verhält es sich nahebei mit dem
barocken Zeughaus. Auch hier wäre der Wiederaufbau auch der inneren
Architektur nicht nur zu teuer, sondern funktionell untunlich gewesen; so ent-
schloss man sich 1950 zu einer behutsam-differenten Lösung, die als die nutz-
bare die erhaltende war; sie fundierte den frühen Wiederaufbau dieses bau-
künstlerisch unersetzlichen Zentralbauwerks des preußischen Militarismus.
Nach langen und teuren Nach-Wende-Versuchen, das Innere völlig neu zu fas-
sen, ist man Ende der 90er Jahre darauf gekommen, die Innenarchitektur des
Wiederaufbaus von 1950 restaurativ wiederherzustellen; das Ergebnis spricht
für sich. Mit der Deutschen Staatsoper ist es unlängst ähnlich gegangen; auch
hier erweist sich bei der anstehenden Sanierung die ingeniös historisierende
Wiederaufbauarchitektur von 1955 als die standhaltende, die erhaltens- und er-
neuerungswerte. Eine pragmatische, von polit- wie architekturideologischer
Prinzipienreiterei freie Sensibilität ist, heute wie damals, der sicherste Weg, un-
sern nach den ungeheuren Verlusten von Krieg und Nachkrieg großenteils neu
erbauten Städten die geschichtlichen Orientierungspunkte zu erhalten und
wiederzugewinnen, deren sie um ihrer Zukunft willen bedürfen.
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Avi Primor

Israel: Ein klares Wahlergebnis

Wer in diesen Tagen die Berichterstattung in den israelischen Medien verfolgt, be-
kommt den Eindruck eines unklaren und verwirrenden Wahlergebnisses. Die
Bildung einer Koalition scheint infolgedessen so gut wie unmöglich, die zukünf-
tige Richtung der israelischen Politik unberechenbar zu sein und die Verstimmung
zwischen der israelischen Bevölkerung und der Politik immer tiefer zu werden.

Die zwei größten Parteien, also die, die am
besten abgeschnitten haben, kommen ge-
meinsam auf weniger als 50 % der Stim-
men, sie haben nur 55 von 120 Mandaten
erhalten. Eine Partei, die weniger als ein
Viertel der Stimmen erreicht hat, kann erst
dann regieren, wenn sie eine Koalition bil-
den kann. In Israel würde heute nicht ein-
mal eine »große Koalition« reichen. Die
Koalition wird daher ein aus vielen Stein-
chen bestehendes Mosaik sein müssen.

Und dennoch ist das Wahlergebnis
eindeutig: Die Mehrheit der Israelis hat ih-
re Stimme ganz klar für eine bestimmte
Politik abgegeben. Sie favorisiert die Hard-
liner-Ideologie und -Politik des rechten
Lagers und möchte Benjamin Netanjahu
als Ministerpräsidenten sehen, allerdings
von verschiedenen Tendenzen beeinflusst.
Und so wurden die Stimmen so verteilt,
dass jede Tendenz innerhalb des rechten
Lagers einen Anteil davon erhielt und da-
mit den Wählern garantieren kann, dass
Netanjahu unter dem »richtigen« Einfluss
regieren wird. Fest steht, dass das rechte
Lager insgesamt die absolute Mehrheit ge-
wonnen hat, während das Zentrum und
die linken Parteien gemeinsam mit weni-
ger als 40 % der Stimmen aus den Wahlen
hervorgegangen sind (in dem Koalitions-
spiel zählen weder für die Rechten noch
die Linken die arabischen Parteien, die
insgesamt rund 9 % der Stimmen erhalten

haben). Alle rechten Parteien haben der
Bevölkerung im Wahlkampf klipp und
klar ihre politischen Ziele und Absichten
unterbreitet. Wenn es unter ihnen Mei-
nungsverschiedenheiten gab, dann betra-
fen diese nur religiöse Fragen. Hinsichtlich
der Wirtschafts- und Sozialpolitik wurde
in der Wahlpropaganda die kapitalistische
Theorie nicht in Frage gestellt, gerade so
als gäbe es keine Weltwirtschaftskrise. Kei-
ne Meinungsverschiedenheiten gab es vor
allem aber auch beim Thema Friedenspro-
zess. Alle proklamierten, keine weiteren
Zugeständnisse machen und keine Räu-
mung von Gebieten und von Siedlungen
durchführen zu wollen. Dies war also eine
klare Ablehnung der Friedensverhandlun-
gen, die die Regierung Olmert sowohl mit
den Palästinensern als auch mit den Sy-
rern geführt hat. Das Beste, das Netanjahu
den Palästinensern bieten konnte, war ein
so genannter »Wirtschaftsfrieden«, ein
Schlagwort, das kein Mensch versteht und
wahrscheinlich auch keine Bedeutung hat.
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Netanjahu könnte also mit den Par-
teien, mit denen er einen gemeinsamen po-
litischen Nenner hat, eine Koalition bilden,
die im Parlament über eine komfortable
Mehrheit verfügen würde. Genau das will er
aber nicht, weil er sich selbst vor seiner eige-
nen Politik fürchtet. Wie alle seine Vorgän-
ger aus dem Likud, die das Amt des Minis-
terpräsidenten innehatten, will auch er sich
mit Politikern schmücken, die aus den Rei-
hen der gemäßigten Parteien kommen und
die seine Politik im Ausland verschleiern
und maskieren können. Netanjahu weiß
ganz genau, dass er mit seiner Politik nicht
aus der Klemme des Kriegszustandes im
Nahen Osten herauskommen wird – um es
milde zu sagen. Noch bewusster ist ihm,
dass er mit einer rein rechten Koalition in
der Außenpolitik in große Schwierigkeiten
geraten wird, da es zu Reibereien mit der
Weltöffentlichkeit kommt. Vor allem muss
er Probleme mit dem wichtigsten Unter-
stützer Israels, den Vereinigten Staaten,
fürchten, wenn es auch immer noch nicht
feststeht, welchen politischen Weg Obama
im Nahen Osten beschreiten möchte.

Zusammenarbeit mit der Mitte

In der Vergangenheit ist es der Likud-Partei
immer gelungen, für den Preis eines Res-
sorts gemäßigte oder scheinbar gemäßigte
Politiker anzulocken. Das könnte auch jetzt
wieder der Fall sein. Heute wird um den
Preis gefeilscht. Solange Netanjahu die von
ihm angestrebte Mitarbeit der gemäßigten
Elemente noch nicht für sich gesichert hat,
werden die Koalitionsverhandlungen be-
sonders schwierig aussehen, wenn auch nur
scheinbar. Denn, sollte er es nur wollen,
kann Netanjahu ja über eine Mehrheit im
Parlament verfügen. Und das bedeutet, dass
selbst dann, wenn er Partner aus dem gemä-
ßigten Lager finden sollte, dies an der Rich-
tung seiner Politik nichts ändern würde.
Und das ist das klare Endergebnis der Wah-
len.

Seit Jahren dokumentieren die Umfra-
gen in Israel eine ganz andere Tendenz in
der öffentlichen Meinung als eine Neigung
zur rechten Ideologie. Wieder und wieder
äußerte sich die große Mehrheit der Israelis
zugunsten von Friedensverhandlungen,
wieder und wieder proklamierten sie ihre
Bereitschaft zu allen für einen Friedens-
vertrag erforderlichen Zugeständnissen.
Das hat Ariel Scharon dazu gedrängt, den
Gazastreifen zu räumen. Das hat Ehud Ol-
mert dazu gedrängt, mit den Palästinen-
sern und mit den Syrern ernsthaft zu ver-
handeln. Es war niemals der Druck aus
dem Ausland, der Politiker wie Scharon
und Olmert, die sich in der rechten Ideo-
logie entfaltet haben, dazu gebracht hat,
die Idee der Räumung von Gebieten und
Siedlungen hinzunehmen. Vor Jahren sag-
te Schimon Peres halb im Scherz, es gebe
in Israel keine öffentliche Meinung, in
Israel gebe es nur eine öffentliche Stim-
mung. Und eine Stimmung ist leichter zu
ändern als eine Meinung.Als Ehud Olmert
zum Rücktritt gedrängt wurde und vorge-
zogene Wahlen erforderlich wurden, kon-
zentrierte sich der öffentliche Diskurs auf
wirtschaftliche und soziale Probleme und
auf die Sauberkeit der Spitzenpolitiker, von
denen mehrere in Korruptionsverdacht
geraten sind. Unter den damaligen Um-
ständen schien die unbescholtene, gemä-
ßigte Politikerin Tzipi Livni die besten
Chancen zu haben.

Am 19. Dezember kippte alles. An je-
nem Tag verkündete die Hamas das Ende
des Waffenstillstandes und begann, die is-
raelischen Dörfer und Städte entlang des
Gazastreifens intensiv mit Raketen zu be-
schießen. Am 27. Dezember antwortete
Israel mit dem Gazakrieg. Die Themen,
mit denen sich die israelische Öffentlich-
keit im Hinblick auf den bevorstehenden
Wahlkampf beschäftigt hatte, wandelten
sich. Korruption, wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Probleme sind fast in Ver-
gessenheit geraten. Das ausschließliche
Thema, das die Aufmerksamkeit bzw.
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Ängste und Sorgen der Israelis nun auf
sich zog, waren Sicherheitsfragen: Vertei-
digung, Krieg und Terrorbekämpfung.
Wie immer unter solchen Umständen be-
flügelte auch diesmal die neue Stimmung
das rechte Lager. Hinzu kam noch, dass die
israelischen Araber – also die mehrheitlich
moslemischen Palästinenser, die israeli-
sche Bürger sind und im israelischen Kern-
land leben – gegen den Krieg demonstrier-
ten und gelegentlich sogar Slogans zur
Unterstützung der Hamas skandierten.
Avigdor Lieberman, der rassistische, rechts-
extremistische Spitzenpolitiker der Israel
Beiteinu-Partei, der die meisten Zuwan-
derer aus der ehemaligen Sowjetunion zu-
neigen, profitierte von der Situation, indem
er eine Hetz- und Hasskampagne gegen
die gesamte arabische Bevölkerung Israels
lancierte, was ihm viele neue Stimmen ein-
brachte. Wer auch immer Israel nun regie-
ren wird, wird es zwar nicht wagen, die
Rechte der Araber Israels zu beeinträchti-
gen, aber die neue Stimmung, die das rech-
te Lager an die Macht gebracht hat, wird –

zumindest anfänglich – auch hinter dessen
Politik in Sachen Friedensprozess stehen.

Rechte Regierung als Chance?

Wird also die neue israelische Regierung –
wie immer auch die Koalition sich zu-
sammensetzen wird – den gesamten Nahen
Osten in eine Sackgasse treiben – wenn
nicht noch schlimmer? Das wird von dem
neuen amerikanischen Präsidenten ent-
schieden werden. Sollte er die Absicht ha-
ben, die traditionelle amerikanische Politik
gegenüber dem Nahen Osten fortzusetzen,
d.h. dem Frieden viele leere Reden zu wid-
men ohne sich wirklich einzumischen, so
würde das nicht nur den Friedensprozess
zunichte machen, sondern sogar den Na-
hen Osten in einen neuen Krieg stürzen.
Sollte er aber tatsächlich das tun, was er
schon verkündet hat, nämlich »aggressiv«
den Friedensprozess unterstützen bzw. vor-
wärts drängen, so könnte eine rechte isra-
elische Regierung zum Vorteil werden.
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Sollte eine gemäßigte israelische Regierung
unter Obamas Druck geraten, würde sie
zwischen dem Druck der Amerikaner und
dem der militanten rechten Opposition
zermürbt werden. Wenn sie auch den ame-
rikanischen Druck unerbittlich zurückwei-
sen wird, wird eine rechte Regierung die
einzige Regierung sein, die letzten Endes
den Amerikanern auch nachgeben wird.
Wie jedermann in Israel weiß doch auch

sie, dass das Land vollkommen von den
Amerikanern abhängig ist und einem ech-
ten Willen der Amerikaner keinen Wider-
stand leisten kann. Nur wird sie – anders als
eine linke Regierung – damit in keine
innerpolitischen Schwierigkeiten geraten,
weil sie keine Opposition gegen einen Frie-
densprozess haben wird, denn die gemä-
ßigte Opposition wird sich doch einem
Friedensprozess nicht widersetzen.
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1 2 N G | F H   3 | 2 0 0 9

Zwanzig Jahre währte der Streit zwischen
Rom und einer weltweit vernetzten katho-
lischen Organisation mit rund 150.000 An-
hängern um den französischen Erzbischof
Marcel Lefebvre. 1970 hatte dieser als er-
klärter Gegner des Zweiten Vatikanischen
Konzils die Priesterbruderschaft St. Pius X.
gegründet. Schon während des Konzils
(1962-1965) gehörte Lefebvre zu den Tra-
ditionalisten und stand damals gegen Kar-
dinal Ratzinger, den heutigen Papst Bene-
dikt XVI. Stein des Anstoßes dieser Kri-
tiker war der »Modernismus«, der sich in
dreifacher Form äußert: in der Liturgie-
reform, im neuen Katechismus und in der

Ökumene, die den katholischen Absolut-
heitsanspruch der Wahrheit relativierte.
Von Politik war in den Debatten nicht die
Rede, schien sich alles doch nur um die la-
teinische Messe und die Frage zu drehen,
ob die Pius-Bruderschaft ein Schisma her-
beigeführt hatte oder nicht.

Da fügte es sich just in time, dass einer
der vier Priester, die Lefebvre 1988 gegen
den Willen Roms zu Bischöfen geweiht
hatte – der Engländer Richard Williamson
– im November 2008 als Holocaust-Leug-
ner von sich reden machte.Während Papst
Ratzinger schon seit zwei Jahren Brücken
zu den exkommunizierten schwarzen Scha-
fen gebaut hatte, zeigte sich, dass diese so
schwarz gar nicht sind, sondern von jener
besonderen Brauntönung, die den Klerikal-
faschismus auszeichnet.

Der Generalobere der Bruderschaft,
Bernard Fellay, sprach von einem »un-
glücklichen« Auftritt Williamsons und des-
sen »persönlicher« Meinung.Von der deut-
schen Öffentlichkeit weniger bemerkt,

Karin Priester

Die Priesterbruderschaft, die Politik und der Papst

Der vermeintliche Einzelfall des Bischofs Williamson, Mitglied der katholisch-
traditionalistischen Pius-Bruderschaft, ist nur die Spitze eines Eisbergs. Seit
Jahren ist die Nähe der Lefebvre-Anhänger zu autoritären Regimen und rechtsex-
tremen Parteien bekannt. Papst Ratzinger stärkt mit seiner Entscheidung, die
Exkommunikation von vier Bischöfen dieser Bruderschaft zurückzunehmen, die
integralistisch-reaktionären Kräfte der katholischen Kirche.

Karin Priester

(*1941) lehrt Soziologie an der
Universität Münster.

priestek@uni-muenster.de
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glaubte aber ein weiterer Lefebvre-Anhän-
ger, der Leiter der Bruderschaft in Nordost-
italien, Don Floriano Abrahamovicz, seine
rein persönliche Meinung zu den Gaskam-
mern kundtun zu müssen. Sie hätten nur
zur Desinfizierung gedient, so Abrahamo-
vicz, der Wert auf seine jüdische Abkunft
legt. Schon deswegen könne von Antisemi-
tismus nicht die Rede sein. Nur ein weite-
rer »unglücklicher« Auftritt? Schon 1987
war ein Mitglied der Bruderschaft, Abbé
Laguérie, dem rechtsextremen Jean-Marie
Le Pen zur Hilfe geeilt, als dieser erklärt
hatte, die Gaskammern seien nur eine Fuß-
note der Geschichte. Le Pen, so der Abbé,
sei das Opfer der »jüdischen Großfinanz,
die Frankreich seit 45 Jahren unter ihrer
Diktatur hält«. Die Thesen der Holocaust-
leugner Rocques und Faurisson seien »ab-
solut wissenschaftlich«.

Diese »unglücklichen« Auftritte haben
Tradition und fügen sich zu einem Muster.
Don Giulio Tam, auch er ein von Lefebvre
geweihter Priester, agiert in Italien als Red-
ner und Jugendausbilder für die neofa-
schistische, mit der NPD kameradschaft-
lich verbundene, Forza Nuova und hält
Mussolini für einen Märtyrer der christ-
lichen Sache, der selig gesprochen werden
müsse. 2006 griff ein weiteres Bruder-
schaftsmitglied, Pater Bernhard Zaby aus
Altötting, zu Verschwörungstheorien. Frü-
her hätten die Gegner der Kirche politisch
missliebige Päpste umgebracht. Heute da-
gegen verfolgten sie den »teuflischen Plan«,
sie »umzudrehen«, d.h. solche Päpste auf
den Stuhl Petri zu bringen, die sich nicht
mehr als Vikare Christi verstehen, sondern
die liberalen Grundsätze der Freimaurer
vertreten und als Förderer der Revolution
agieren. Urheber des »Komplotts« gegen
die katholische Kirche sei die »Alta Venta«,
hinter der seit dem 19. Jahrhundert die
Freimaurer stünden.

Nach der Rücknahme der Exkommu-
nikation der vier Bischöfe vom 21.01.2009
wies Le Monde auf die »direkte Linie« hin,
die von der proto-faschistischen Action

Française zu den Lefebvre-Anhängern füh-
re. Auch das Vichy-Regime wird in der
Bruderschaft hochgehalten. Bekannt sind
ihre Pilgerfahrten zum Grab des Mar-
schalls Pétain auf der Ile d’Yeu.

2005 veröffentlichte die offizielle Ho-
mepage der französischen Pius-Brüder ein
Interview mit dem Bürgermeister von
Orange, Jacques Bompard, damals noch
Mitglied des neofaschistischen Front Na-
tional (FN). Der Anlass schien rein religiö-
ser Natur zu sein, hatte Bompard doch sei-
ne Stadt dem Herz-Jesu-Kult geweiht. Zur
Debatte stand aber auch, ob sich Katho-
liken politisch engagieren sollten und in
welche Richtung. Bompard wusste Rat. Der
rechtsextreme Publizist François Brigneau,
ein ehemaliger Kollaborateur und Grün-
dungsmitglied des FN, lieh bereitwillig sei-
ne Feder zum Lob des abtrünnigen Erz-
bischofs; Roland Gaucher, ebenfalls Grün-
dungsmitglied des FN, erschien auf Ver-
anstaltungen der Bruderschaft.

Dem Kaiser, was des Kaisers ist,
und Gott, was Gottes ist

Bereits in den 70er Jahren rief Marcel Le-
febvre seine Anhänger zum »Kreuzzug«
und zur Einmischung in die Politik auf.
1976 erklärte er der Zeitung Le Figaro,
Rom habe nach dem Zweiten Vatikanum
einen »Nicht-Angriffspakt« mit der Frei-
maurerei geschlossen und vertrete liberale
Positionen. Anfang der 80er Jahre bekun-
dete er Sympathien mit dem argentini-
schen Diktator Videla, unter dessen Herr-
schaft etwa 30.000 Regimegegner »ver-
schwunden« waren. 1985 äußerte er sich
lobend über die iberischen Diktatoren
Franco und Salazar, und im gleichen Jahr
rief er in der rechtsextremen Zeitung
Présent zur Unterstützung des neofaschis-
tischen FN auf, weil dieser gegen die Ab-
treibung sei.

Der Leiter der französischen Bruder-
schaft, Régis de Cacqueray-Valménier, for-
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dert die »Christianisierung unserer Insti-
tutionen und Gesetze«. Politisches Enga-
gement sei die Pflicht der »Familienväter«,
mulier taceat in politicis. Einer der 1988 ex-
kommunizierten Bischöfe, Bernard Tissier
de Mallerais, erörtert das Thema »Der ka-
tholische Staat (!) und die Religion«. Es
gelte zwar die Lehre von den zwei Reichen,
dem geistlichen und dem weltlichen, aber
als Dominanzbeziehung, denn auch der
Kaiser stehe in Gottes Schuld. Für den wie-
der in den Schoß der Kirche aufgenomme-
nen Bischof kommt der kirchlichen Hie-
rarchie, also dem Klerus, die eigentliche
Herrschaft zu, die sie lediglich an die welt-
liche Macht »delegiert«. Auch wenn diese
demokratisch gewählt sei, handele sie nicht
im eigenen Namen, sondern »im Namen
und an Stelle des göttlichen Herrschers«.
Und weiter: »Konkret schuldet der Staat
der Kirche die Übereinstimmung der Ge-
setze mit denen des Evangeliums und den
Vorschriften der Kirche, den Schutz gegen
Irrtümer und gegen die Feinde der Kirche.«

Welche Haltung soll der Staat als
Schuldner der Kirche gegenüber »falschen
Religionen und abweichenden Kulten« ein-
nehmen? Hier müsse das »Prinzip der Re-
pression« angewandt werden. Schon Papst
Pius XI. habe 1925 empfohlen, die zivile
Gewalt heranzuziehen zur »Aufgabe, durch
Strafmaßnahmen jene niederzuschlagen,
die die katholische Religion verletzen, und
zwar nicht nur, wenn der öffentliche Friede
dies verlangt, sondern bei jeder öffentlich
geäußerten Abweichung von der ›katholi-
schen Regel‹«. Gibt es aber in einem Staat
oder in einer Staatengemeinschaft religiöse
Minderheiten, so gilt das Prinzip der To-
leranz, ohne jedoch die verschiedenen Kul-
te mit der »wahren Religion« gleichzustel-
len. Doch beim Toleranzprinzip erlaubt
sich der Monsignore Zweifel an der päpst-
lichen Meinung. Eine derart generalisierte
Toleranz sei gefährlich für Länder wie
Frankreich, die noch »vollständig katho-
lisch« sind. Daher könne der Bau von Mo-
scheen nicht toleriert werden.

Brückenbauer
nach rechts

Papst Ratzinger möchte Brücken nach vie-
len Seiten bauen, auch zur Wissenschaft.
2005 veröffentlichte er, zusammen mit
dem Philosophen und Publizisten Mar-
cello Pera, ein Buch mit dem Titel Ohne
Wurzeln. Pera ist nicht nur Senator für
Berlusconis Forza Italia, sondern war zwi-
schen 2001 und 2006 auch Senatspräsi-
dent. Eine seiner vielen Aktivitäten besteht
in der Teilnahme an Kongressen gegen die
islamische Gefahr. Ihm zur Seite steht in
diesem Kampf ein gewisser Roberto De
Mattei, Professor für moderne Geschichte
und ebenfalls Publizist mit dem Hang zur
Allzuständigkeit für die disparatesten The-
men. De Mattei verbreitet sich zum Thema
»Kirche und Homosexualität«, schreibt
über die historischen Kreuzzüge, zur Ak-
tualität von »Heiliger Krieg, gerechter
Krieg« und hat eine Biografie über den
Brasilianer Plinio Correa de Oliveira ver-
fasst. In Deutschland ist diese Biografie im
rechtsextremen Regin-Verlag erschienen,
der auch Bücher über den faschistischen
Mystiker Julius Evola und Werke des rumä-
nischen Faschistenführer Codreanu ver-
legt. Sie alle eint der Wille zur Tradition,
verstanden als unwandelbare gesellschaft-
liche Hierarchie und Eigentums- und Ge-
schlechterordnung, als deren Sachwalter
die katholische Kirche fungiert.

Transatlantische
Beziehungen

Die katholische Kirche verfügt über ein
langes, verfeinertes Herrschaftswissen,
auch wenn sie offiziell den Klerikalismus,
also die direkte Teilnahme an Politik durch
Wahlen oder Wahlempfehlungen ablehnt.
Sie macht nicht Politik, sondern lässt Poli-
tik machen. Dazu bieten sich Vernetzun-
gen mit Stiftungen und zivilgesellschaft-
lichen Organisationen an. Eine davon ist
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die Freedom Alliance, deren Gründer der
ehemalige CIA-Agent und heutige rechte
Republikaner Oliver North es in den 70er
Jahren während der Iran-Contra-Affäre zu
dubiosem Zweitageruhm gebracht hat. Ei-
ne andere ist die Lepanto Foundation, 2001
in Washington zur »Verteidigung der west-
lichen christlichen Zivilisation« gegrün-
det, deren Präsident bis vor kurzem der er-
wähnte Roberto De Mattei war. Er verfügt
über beste Kontakte zu den USA. Anläss-
lich des Papstbesuchs organisierte er 2008
einen internationalen Kongress zum The-
ma »Why we listen when the Pope speaks«.
Dieser umtriebige Multifunktionär des ita-
lienischen Rechtsextremismus ist aber
nicht nur die graue Eminenz und der Rat-
geber von Gianfranco Fini, dem Vorsitzen-
den der postfaschistischen Alleanza Nazio-
nale, sondern auch Mitglied einer weiteren
Organisation, der TFP (Tradizione, Famig-
lia, Proprietà, dt. Tradition, Familie, Eigen-
tum), deren Gründer kein anderer als der
Brasilianer Correa de Oliveira ist. Der ita-
lienische Ableger dieser rechtsextremen
Sekte ist die Azione Cattolica, in der wiede-
rum De Mattei die Fäden zieht. Wenn der
umtriebige Professor nicht gerade auf einer
der von der Freedom Alliance, der Lepanto
Foundation und der TFP-gesponserten Ta-
gungen auftritt, schreibt er für die Vatikan-
zeitung Osservatore Romano oder übt kirch-
liche Ehrenämter aus.

Kampf dem Relativismus
oder dem Pluralismus?

Auf einer dieser transatlantischen Joint-
Venture-Tagungen, bei denen es stets um
die Identitätskrise Europas und den Rela-
tivismus der Werte geht, bekundete Pera:
»Europas Antwort auf den Fundamenta-
lismus ist Pazifismus; auf die Integration
der Multikulturalismus; es gibt seine christ-
lichen Wurzeln im Namen des Säkularis-
mus auf. Und schließlich fügt es dem auch
noch den Schuldkomplex hinsichtlich sei-

ner Vergangenheit hinzu.« Am 26.11.2008
hatte Ratzinger seinem Mitautor Pera ge-
schrieben, ein interreligiöser Dialog sei
nicht möglich, nur ein interkultureller.
Auch der Liberalismus sei einzubeziehen,
müsse sich aber mit dem (katholischen)
Christentum verbinden. Peras Knappver-
sion der päpstlichen Botschaft: Dialog
führt zur Apostasie.

Der gemeinsame Tenor dieser Tagun-
gen und Publikationen lautet, Europa sei
infiziert von Relativismus, Nihilismus,
Multikulturalismus und Pazifismus, wobei
Relativismus kurzerhand mit Pluralismus
gleichgesetzt wird. An diesem Strang zie-
hen noch weitere katholisch-integralis-
tische Vereinigungen, zu denen, ausge-
hend von Italien, die international aktive
katholische Laienorganisation Comunione
e Liberazione (CL) gehört. Es ist bekannt,
dass Papst Ratzinger dieser Organisation
besonders nahe steht. Bekannt ist aber
auch, dass die CL im Jahre 2000 Neo-
faschisten wie Roberto Fiore bereitwillig
eine Plattform bot im gemeinsamen
Kampf gegen die Abtreibung und die libe-
ralen Freimaurer. Fiore, vom Neonazi-
terroristen zum Klerikalfaschisten gereift,
hat das Keltenkreuz im Parteiemblem in-
zwischen durch das Konstantinskreuz er-
setzt.

Im Sommer 2006 veranstaltete die CL
in Rimini einen ihrer Mammutkongresse,
auf der alles, was in der rechten Szene
Rang und Namen hat, zum Oberthema
»Die Freiheit in den Liberalisierungen«
debattierte. Hinzu kamen Erzbischöfe,
Bischöfe, Äbte, rechtskonservative auslän-
dische Gäste, Neocons und Theocons,
auch ein paar Alibi-Juden. Neben dem
Mitautor des Papstes, Pera, und dem Fini-
Intimus De Mattei traten auch der postfa-
schistische Bürgermeister von Rom, Ale-
manno und dessen Frau Isabella Rauti,
Tochter des intransigenten Neofaschisten
Pino Rauti, auf diesem katholischen Groß-
event auf. Worum ging es neben Gottes-
diensten, Predigten, Konzerten und Buch-
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präsentationen? Um die freie Marktwirt-
schaft, um Ratschläge für Firmengründer,
um neue Technologien und Vernetzungen
zwischen Industriemanagern, Staatsbüro-
kratie und Kirche.

Der missionarische Katholizismus der
CL ist nicht nur amerikafreundlich, son-
dern auch unternehmerfreundlich. Na-
tionalismus war gestern. Die neuen Slo-

gans lauten: Tradition, Familie, Eigentum,
von Brasilien über die Vereinigten Staaten
bis Europa. Traditionalismus und Aggi-
ornamento schließen sich eben nicht aus,
wenn nur die Richtung stimmt. Joseph
Ratzinger weiß das,auch wenn er als Bene-
dikt XVI. über diesen kleinlichen irdi-
schen Dingen steht. De minimis non curat
praetor.
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Erstens natürlich: Rot-Rot-Grün bleibt im
Westen der Republik noch weit entfernt
davon, als »normale« Bündnisoption emp-
funden zu werden. Zweitens aber auch:
Nachdem sogar in Wiesbaden wieder eine
konturlose schwarz-gelbe Mehrheit re-
giert, wird diese alte Kohlsche Konstella-
tion in neuer Weise aktuell. Drittens: Der
Ansehensverlust der SPD führt zu der Fra-
ge, ob und wie sie überhaupt in der Nach-
Schröder-Generation und in einem Fünf-
Parteien-System wieder führungsfähig wer-
den kann. Und viertens: Roland Kochs an-
haltendes Problem, das CDU-Potenzial

auszuschöpfen, hat nicht allein mit ihm
selbst zu tun. Die Kanzlerin und ihre Füh-
rungsfähigkeit steht bis weit in die Union
hinein in Frage.

Selbst der Endpunkt der hessischen
Kuriositätenfolge hatte es noch in sich. Es
war ein Wahlergebnis, das einem Miss-
trauensvotum gegen den Sieger Roland
Koch gleich kam. Da war ein Aufstieg der
FDP, die dazu selbst nichts Positives beige-
tragen hatte. Sie hatte das machttaktische
Aushungern der Ypsilanti-SPD durch ihre
Vasallentreue zu Koch überhaupt erst er-
möglicht – und wurde am Ende von vielen
aus den Mehrheitsmilieus, denen sonst
niemand mehr wahlwürdig schien, für das
minimalste Übel gehalten. Wie im Bund,
folgt man den Umfragen. Guido Wester-
welle hält mindestens zehn Prozentpunkte
mittlerweile für seine stabile Stammbasis,
womit Angela Merkel nur noch das Ergeb-
nis von 2005 halten müsste, um Schwarz-
Gelb zu ermöglichen. Da war in Hessen zu-

Richard Meng

Hessische Lehren
Die Ausgangslage zu Beginn des Wahljahres

Hessen war meist ein Sonderfall. Wegen äußerst knapper Mehrheitsverhältnisse
einerseits, wegen einer gewissen historischen Vorreiterrolle bei Koalitionsbildun-
gen andererseits. Sozialliberal, später Rot-Grün: Was in Hessen funktionierte,
fand im Bund irgendwann seine Entsprechung. Und was nicht funktionierte? Zu
Rot-Rot-Grün (West) kam es erst gar nicht. Und nach der Landtags-Neuwahl vom
Januar 2009 drängen sich einige über Hessen hinaus weisende Interpretationen
auf.

Richard Meng

(*1954) ist seit Dezember 2007 Sprecher
des Senats von Berlin.

sprecher@senatskanzlei.berlin.de
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gleich eine SPD, die in ihrer Breite ja nicht
völlig anders zu bewerten ist als in anderen
Landesverbänden. Zappelnd hier in der
selbst gestellten Falle.

Dieses verrückte hessische Jahr kann
nur nachvollziehen, wer die Landespolitik
auf der längeren Strecke betrachtet. Hes-
sens CDU war immer eine verschworene,
stets sich antikommunistisch verstehende
Kampfgemeinschaft. Südhessens SPD, die
Basis Ypsilantis, war seit Jahrzehnten eine
linke Gremienpartei ohne viel realpoliti-
schen Einfluss im Land gewesen – aber in
ihrer stark nach innen ausgerichteten Par-
teiwelt mit höchst stabilen Strukturen. Da
hat sich etwas gegenseitig hochgeschaukelt.
Machtpolitik pur,am Ende.Auf allen Seiten.

So viel Risiko war selten

Die Kandidatin wagte in diesem hochgradig
polarisierten Land – im Einklang stets mit
großen Gremienmehrheiten – den Durch-
marsch an allen Gesetzen der medienge-
sellschaftlichen Neuzeit vorbei. Mochte die
Parteispitze in Berlin auch zweifeln oder
sogar Negativstimmung machen. Mochten
die Medien ganz eindeutig auf die Gegen-
seite gewechselt sein. Es war ein Weg, der
nur ganz am Anfang hätte anders definiert
werden können und müssen, direkt nach
der Wahl. Einmal eingeschlagen, war er
einsam und ohne Wendepunkt.

So viel Risiko also war selten – und das
in einer in sich emotional seit Jahrzehnten
tief gespaltenen hessischen SPD. Vorwärts
getrieben letztlich mit einer Mentalität des
Alles-oder-Nichts, mochten drum herum
noch so viele Messer aufgestellt werden.
Nachdem es schief ging, ist es leicht, das zu
kritisieren. Auch die Konsequenz, mit der
CDU und FDP es auf die finale Machtprobe
ankommen ließen und die mediale »Treib-
jagd« (Hermann Scheer) auf Ypsilanti an-
feuerten, wäre viel kritischer zu hinterfra-
gen,als es in der Öffentlichkeit der Fall war.
Gleichwohl: Das SPD-Desaster war selbst

produziert. Weil der Politik das Politische
fehlte – im Sinne von Gesellschaftlichkeit,
Interessensausgleich, Außenorientierung.

Im Ergebnis hat Hessen der Republik
eine auch andernorts verbreitete politische
Kultur vorgeführt, die nicht nur auf sozial-
demokratischer Seite an vergangen ge-
glaubte Zeiten erinnert. Und weil es nach
einem solchen Jahr immer viele neue alte
Rechnungen gibt, ist wahrlich offen, inwie-
weit das Land es jetzt schafft, wieder zu ei-
ner produktiveren Auseinandersetzung zu
finden. Hin zu einer Politik als offenem
Prozess, der nicht abschreckt, sondern zum
Mitmachen einlädt.

Im Verhältnis SPD/Linkspartei hat Hes-
sen mehr deutlich gemacht als nur ein
hochgradig befangenes Unverhältnis. Auf
Seiten der Linkspartei stabilisierte sich ein
Potenzial minimal über 5 %, das sich in Ab-
grenzung definiert, sehr unabhängig von
der aktuellen Taktik auf SPD-Seite. Wäh-
rend die SPD nun weiterhin – bis zum Be-
weis erfolgreicher rot-roter Regierungspo-
litik auch im Westen – mit massiven Diffa-
mierungskampagnen rechnen muss, wann
immer sie diesen Weg auch nur andenkt.

Dass in Hessen ausgerechnet die FDP
zur Projektionsfläche für Politikerwartung
wurde, ist die eigentliche bundespolitische
Botschaft. Nach zehn Jahren Opposition im
Bund hat Westerwelle es geschafft, der Par-
tei eine Aura machtpolitischer Unschuld
zu geben, die tatsächlich über das alte neo-
liberale Potenzial hinaus wirkt. Die ein dif-
fus selbstzufriedenes Lebensgefühl an-
spricht und nicht nur eine Klientel. Speziell
(und das ist perspektivisch) bei Jüngeren –
was sich beim Blick auf das Durchschnitts-
alter ihrer Parteimitglieder seit Jahren
schon andeutete.

Die FDP profitiert davon, dass in groß-
koalitionären Zeiten die kritische Ausei-
nandersetzung mit Wirtschaftsinteressen
nur noch von den Linkspopulisten kam.
Die Große Koalition sorgte dafür, dass der
Staat an realpolitischer Bedeutung zurück
gewann – durch die Verbreiterung seiner
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Finanzbasis (Steuererhöhungen) ebenso
wie durch einige kompromisshafte sozial-
politische Schritte (etwa beim Mindest-
lohn). Aber mit dem Zurückdrängen des
Wirtschaftsflügels der Union öffnete sie
der alten Lobbypartei FDP den Weg zu ei-
nem unverfänglichen Image. Während die
stets lavierende Kanzlerin es – speziell bei
den Jungen – nicht geschafft hat, den Amts-
bonus so zu nutzen, dass Respekt vor ihrer
Führungsleistung entstanden wäre. Das
kann, je nach Stimmung, 2009 noch einmal
über die Hürde helfen, aber lange tragen
wird diese Profillosigkeit nicht.

Die strategische Falle

Da stellt sich nun die Frage, welchen
Diskurs eigentlich führen muss, wer eine
schwarz-gelbe Mehrheit im Bund noch
verhindern will. Die strategische Falle ist
offenkundig, koalitionspolitisch wie in-
haltlich. Via Hessen ist die schwarz-gelbe
Option zumindest im Westen derart domi-
nant geworden, dass dort das Werben um
die FDP als potenziellen Partner in einer
Ampel immer unrealistischer wird.Gleich-

zeitig führt der softsozialdemokratische
Kurs der Kanzlerin CDU-intern zuneh-
mend zu Nervosität. Was es für die SPD
aber noch nicht automatisch leicht macht,
eine klare, unüberhörbare Abgrenzungs-
botschaft zur Merkel-Union zu entwickeln.

Dass Roland Koch in Hessen bei der
nächsten Wahl erneut Spitzenkandidat ist,
darf als äußerst unwahrscheinlich gelten.
Hinter ihm ist die hessische CDU personell
nicht mehr sonderlich stark besetzt. Das
lässt für Hessen schon mittelfristig wieder
viele Wege offen. Zunächst aber muss die
SPD konsequent ihren Politikstil renovie-
ren. Da wird es nun sehr existenziell darum
gehen, ob sie in der Generation der heute
40-Jährigen die personelle und program-
matische Kraft findet, die nötig ist, um
attraktiv zu sein. Um wieder Zukunft zu
verkörpern: Das ist es, was der SPD bun-
desweit am meisten fehlt. Ihre innere Ver-
fassung: In Hessen wurde sie im Schei-
tern exemplarisch transparent. So gesehen
ist im traditionellen Vorreiterland durch
die sozialdemokratische Fehlerkette von
2008/09 wieder einmal ein Großtrend weit
über Hessen hinaus nur besonders ein-
schlägig bewusst geworden.

A K T U E L L E S

1 8 N G | F H   3 | 2 0 0 9

Kaum, dass er das Land betreten hatte und
die medial so vertrauten Bilder zwischen
frisch restaurierter tropischer Kolonial-
pracht und Verfall im fortgeschrittensten

Thomas Meyer

Kuba, ach Kuba. 50 Jahre Revolution

Thomas Meyer

(*1943) ist Professor für Politikwissen-
schaften an der Universität Dortmund

und Chefredakteur der 
Neuen Gesellschaft/Frankfurter Hefte.

Soeben im VS Verlag erschienen:
Was ist Demokratie?

thomas.meyer@fes.de

Stadium nun mit eigenen Augen gesehen
und doch eben wie die Erinnerung an et-
was alt Vertrautes wahrgenommen hatte,
folgte der zynische Scherz eines Landes-
kenners.

Die einzig realistische Lösung der
überbordenden Probleme sei eben doch,
das Ganze zum Museum zu erklären und
die Bevölkerung von den Eintrittspreisen
anständig zu ernähren. Es könnte zwar
sein, dass es einigen dann, jedenfalls was
die Einkommen betrifft, besser ginge als
jetzt. Etwa 20,– bis 25,– Euro monatlich,
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aus der Landeswährung umgerechnet, be-
tragen diese im Durchschnitt und für die
allermeisten wegen der geringen Sprei-
zung auch persönlich. Nicht zu gering zu
veranschlagen sind da freilich noch das
gute, Chancen ausgleichende Bildungs-
system und das Gesundheitswesen mit sei-
nem legendären Ruf.

Aber da beginnen auch schon die Prob-
leme mit einer Realität, die im Einzelnen
nicht leicht zu enträtseln ist. Familienärzte,
Polikliniken und Krankenhäuser seien
überall leicht zu erreichen und für jeden
Kubaner als Bürgerrecht frei zugänglich.
Auf die Frage, wie man sich dies konkret
vorstellen müsse, da doch bei so vielen
Menschen und freiem Zugang in der Regel
ein großer Andrang zu vermuten sei,
kommt die Antwort, jeder Kubaner habe ja
irgendwie einen Arzt in der engeren oder
weiteren Familie, der regele das dann
schon zur rechten Zeit.Und wer dann doch
keinen hat? Stutzig erst recht macht die
Erläuterung, wer einen besonderen Arzt
wünsche, müsse natürlich in die Tasche
greifen. Wer hätte es anders erwartet? Und
in welche Tasche bei den Einkommen im
Lande? Auch die Ärzte sind – zunächst –
Bezieher von Niedrigsteinkommen, sitzen
aber eben, im Unterschied zu den meisten
anderen, an einem Hebel, der Aufbesse-
rung leicht macht. Nichts anderes ist zu er-
warten.

Der seit fünfzig Jahren von der Füh-
rung,bis vor kurzem von der Legende Fidel
persönlich ohne Pause bemühte, von oben
nach unten entfachte Revolutionsidealis-
mus, dürfte schon in der nächsten sozialen
Etage darunter, erst recht in der Breite der
Gesellschaft längst nicht mehr verfangen.
Aufgrund der fortwährenden Misere wohl
auch ganz unabhängig davon, wie viel
Wahrheit denn doch in den offiziellen
Begründungen steckt, das amerikanische
Embargo habe der Insel Wohlstandsres-
sourcen in der Größenordnung von 80
Milliarden Dollar entzogen, sie könnte
sonst ein Paradies sein.

Offenkundige
Systemfehler

Zu offensichtlich sind ja für jeden Ku-
baner, wenn er um sich blickt, die Ver-
säumnisse, die den eingeborenen Fehlern
des Systems selber entspringen, und zwar
besonders solchen, die mit den Schwierig-
keiten der politischen Selbstbehauptung
des Landes gegen die unmittelbar benach-
barte Übermacht rein gar nichts zu tun
haben. So liegen, um das eklatanteste Bei-
spiel zu nennen, rund 60 % der gesam-
ten Agrarfläche der Insel brach, während
gleichzeitig Importe auch elementarer Le-
bensmittel zum Überleben notwendig
sind, die ohne Weiteres im Land selber
hergestellt werden könnten, wenn die gra-
vierenden Systemblockaden es nicht ver-
hinderten. Warum nur, so fragt der Be-
sucher ungläubig, gibt die Regierung nicht
einfach das brachliegende Land frei für
private Initiativen kleinerer oder mittle-
rer Bauern und gewährt die bescheide-
nen Kredite, die die Initialzündung auslö-
sen könnten? So wie mit durchschlagen-
dem Erfolg im China der 80er Jahre. Es ist
dann die alte Antwort, die wir immer
schon kannten, seit kommunistische Par-
teien Gelegenheit hatten, Volkswirtschaf-
ten nach den Regeln ihrer Doktrin zu stran-
gulieren.

Auf der einen Seite die Furcht, jeder
Spielraum für private Initiative und die mit
ihr verbundenen Ungleichheiten könnte
die Legitimation wie ein Kartenhaus zum
Einsturz bringen, auf der die Herrschaft
der Partei allein beruht. Auf der anderen
Seite der Wille und die Macht kleiner
Zirkel von Spitzenbürokraten, die wissen,
dass ihnen Zugriff, Existenzsicherheit und
Pfründe entgleiten, wenn sich gesellschaft-
liche Handlungsbereiche ihrer verordne-
ten Fürsorge entziehen. Das Zusammen-
wirken beider Elemente erzeugt einen fes-
ten Klebstoff, der auch kleinste Schritte der
fälligen Veränderung unendlich mühsam
macht. So müssen denn in großem Maß-
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stab die wertvollen Devisen eingesetzt wer-
den, damit eine Bevölkerung ernährt wer-
den kann, die dazu ohne Weiteres selbst in
der Lage wäre, wenn sie nur dürfte. Immer-
hin, so sagen die Auguren, die Führung ar-
beitet an der überfälligen Reform. Was
fehlt, ist ein kubanischer Deng Xiaoping –
oder sollte sich etwa Fidelbruder Raul als-
bald als ein solcher entpuppen? 

Der Tourismus freilich boomt. Denn
das Land und der Mythos Havanna zumal
sind wahrlich eine Reise wert und in man-
che Partien könnte man sich glatt verlie-
ben und immer, immer wieder kommen.
Pracht und architektonische Schönheit aus
Zeiten des ungleichen Reichtums der vor-
revolutionären Zeit sind trotz der Jahr-
zehnte ungebremsten Verfalls überwie-
gend restaurierbar. Viele gelungene Bei-
spiele zeigen dies.

Macht muss nicht lernen

Für den, der scheinbar vergleichbare Län-
der wie Vietnam oder China kennt, ist auf-
fällig, in welchem Maße sich der Macht-
voluntarismus der engsten Führungsgrup-
pe auch von Wissen und Rat derjenigen
Spitzenwissenschaftler des Landes abkop-
pelt, deren Loyalität zur Partei und Staats-
führung außer Frage steht. Ihr Rat, so er-
fährt man, ist nicht gefragt. Der Stolz der
Machtspitzen, unter so gänzlich unwahr-
scheinlichen Bedingungen ein halbes Jahr-
hundert dennoch überlebt zu haben, wie
kläglich auch immer, scheint die Tendenz
zu nähren, dies sei der Beweis, dass man al-
lein gegen den Rest der Welt alles am Bes-
ten wüsste. Die Erfahrungen anderer wer-
den gering geschätzt und Karl Deutschs
Aphorismus, Macht sei die Chance, nichts
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lernen zu müssen, wird von dieser Führung
glänzend bestätigt. Jedenfalls bislang. Gut
möglich, dass sich das unter der Führung
Raul Castros bald ändert,zumal dann,wenn
der neue amerikanische Präsident dazu ein
wenig die Hand reicht. Beides ist offen.

Nicht zweifelhaft aber ist, dass die alte
Kalte-Kriegs-Parole »zuerst Systemwan-
del, dann Kooperation«, letztlich leider
selbst von der EU reaktiviert, auch im Falle
Kubas neben der internen Selbstbefrie-
digung ihrer Verfechter nicht Öffnung,
sondern Schließung bewirkt und für die
autoritäre Landesführung zusätzliche Le-
gitimation schafft. Ein kubanischer Kri-
tiker, der die Geschichte Europas kennt,
meinte schmunzelnd, »Wandel durch Er-
nährung«, das allein könne dem Lande
helfen, alles andere nur schaden. Solche
politische Klugheit im Lande ist das, was
hoffen lässt.

Denn andererseits ist von Kennern zu
hören, die Bevölkerung sei so erschöpft,
dass sie nach dem erstbesten Strohhalm
griffe, wenn sie nur könnte und auch den
rohesten Kapitalismus im Handumdrehen
mit Freuden ins Land ließe, sobald der feste
Griff sich ein wenig lockerte. Die meisten
glauben, schon wegen der systembedingt
schlechten Informationssituation, ein sol-
cher Wechsel würde ihnen zusätzlich zu
dem wenigen Guten, das sie haben, Ge-
sundheitsversorgung, Bildung und Grund-
einkommen, die Segnungen des Kapitalis-
mus verschaffen, ohne dass sie einen Preis
dafür zahlen müssen.

Schon Demokratien können nicht lan-
ge vom überlegenen Ethos ihrer Institutio-
nen leben, wenn sie nicht liefern, was die
Menschen zum Leben brauchen. Wieviel
mehr gilt das für autoritäre Regierungen,
die sich nicht einmal darauf herausreden
können, ja nur zu tun, was die Leute selber
ihnen schließlich aufgetragen hätten. Die
vermutliche Bereitschaft der Menschen, es
nun einmal mit dem Gegenteil des Gehab-
ten zu probieren, kann den Herrschenden
in Havanna nicht entgangen sein. Wahr-

scheinlich nährt dieses Wissen ihre Unlust
zu lockern und zu öffnen, um das Leben
der Menschen wenigstens etwas zu ver-
bessern.

Ein chinesischer Weg?

Nun reden viele vom »Chinesischen Weg«.
Ein Autoritarismus, der Raum für Märkte
und für Wohlstand schafft,ohne sich selbst
zur Disposition zu stellen, dabei aber klei-
ne, mitunter auch größere Spielräume für
Diskussionen und abweichende Meinun-
gen, für zivilgesellschaftliche Selbstbetäti-
gung und Wissenschaft und vor allem
auch für eine Öffnung des Landes nach
Draußen schafft und der vom Rest der
Welt zu lernen beginnt. Immerhin, ein na-
heliegendes Erfolgsbeispiel, das auf die
Parteiführung nicht ganz ohne Eindruck
bleiben kann. Warum sollte sie nicht ver-
suchen, die ersten Schritte auf diesem
Wege zu gehen? Die Einwände kommen
schnell, wenn der Gedanke geäußert wird.
Auf drei von ihnen trifft man bei allen
Gesprächspartnern. Da ist zuerst die Lage
des Landes. Die Einflussmöglichkeiten des
übermächtigen Nachbarn mit seinen im-
mer auf dem Sprung befindlichen Hun-
derttausenden von Exilkubanern kaum
mehr als hundert Kilometer von der Insel
entfernt, das schafft ganz andere Bedin-
gungen. Und außerdem sei die Mentalität
der Kubaner mit der konfuzianischen Mi-
schung aus Disziplin und Leistungsbe-
reitschaft nicht zu vergleichen, die China
voranbringt. Im Übrigen aber habe die ku-
banische Gesellschaft seit langem schon
das Vertrauen in die Lernfähigkeit ihrer
Führung verloren. Während es den Chi-
nesen materiell und in der Freiheit der
persönlichen Lebensführung unter der
Führung, die sie haben, immer besser ging,
haben die Kubaner nichts als Stagnation
kennengelernt. Das Vertrauen, dass es
doch noch besser werden könnte, sei da-
hin.

NGFH_Maerz 09_Archiv.qxd  02.03.2009  15:01  Seite 21

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 21]



von zwischenstaatlichen und -gesellschaft-
lichen thick relations. Dieses System ver-
mag weit heftigere Erschütterungen abzu-
federn als eine charakterliche Unverträg-
lichkeit des jeweiligen politischen Spitzen-
personals.

Erkennbare Etappenziele fehlen

Nein, die Abkühlung zwischen Paris und
Berlin hat andere Gründe. Nicht die Ge-
genwart ist das Problem, sondern die Zu-
kunft: Weder für die Fortentwicklung der
bilateralen Beziehungen noch für die Euro-
pas gibt es so etwas wie eine beiderseits des
Rheins geteilte Vision. Beginnen wir mit
dem Bilateralen: Die deutsch-französi-
schen Beziehungen sind dicht und solide,
die Verknüpfung einzigartig, die Fülle der
Institutionen – von den Städtepartner-
schaften über das Jugendwerk und die
deutsch-französische Universität bis zu
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Vieles an dem angeblichen deutsch-fran-
zösischen Zerwürfnis scheint medial auf-
gebläht und überinterpretiert. Dennoch
steckt darin ein wahrer Kern. Dieser hat
aber weniger mit dem Temperament Sar-
kozys und der Kanzlerin zu tun und auch
nicht mit dem Management der EU-Rats-
präsidentschaft. Schön wäre es, wenn es so
einfach wäre. Denn die Basis der deutsch-
französischen Beziehungen ist nach wie
vor grundsolide. Die politischen, wirt-
schaftlichen, zivilgesellschaftlichen und
kulturellen Verbindungen verknüpfen sich
zu einem weltweit einzigartigen System

Ernst Hillebrand

Le mariage de raison
Das deutsch-französische Verhältnis auf dem Prüfstand

Die deutsch-französischen Beziehungen stehen, so heißt es allenthalben, nicht
zum Besten. Merkel und Sarkozy verstehen sich nicht. Die Streitpunkte zwischen
den Ländern nehmen zu, gerade auch im wirtschaftlichen Bereich. Die franzö-
sische EU-Ratspräsidentschaft hat dem deutsch-französischen Verhältnis eher ge-
schadet als genützt: Sarko nervt.

Ernst Hillebrand

(*1959) ist Leiter des Pariser Büros
der Friedrich-Ebert-Stiftung.
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Analyse:

Es ist erstaunlich, wie lange sich ein
Regime im Sattel halten kann, das letztlich
für nicht viel mehr als Überleben und
Stagnation steht. Lange ist aber nicht im-
mer.Welchen Weg die kubanische Führung
in der »Nach-Fidel-Ära« wählen wird, ist
ungewiss. Sicher aber ist, dass jeder Ver-
such von außen mit der Parole »Regime-

wechsel zuerst« auf die Entwicklung des
Landes Einfluss zu nehmen, den Wandel
erschweren wird. Soviel zumindest könn-
ten wir Europäer und könnten vor allem
die Akteure der EU aus der europäischen
Nachkriegsgeschichte gelernt haben. Der
Wandel kommt aus der Kooperation und
nicht die Kooperation aus dem Wandel.

NGFH_Maerz 09_Archiv.qxd  02.03.2009  15:01  Seite 22

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 22]



den regelmäßigen gemeinsamen Kabinetts-
sitzungen – ist überwältigend. Das Prob-
lem ist, dass kaum einer der Beteiligten so
recht weiß, wofür man viele dieser schönen
Dinge jetzt denn noch benutzen soll. In
den vergangen Jahrzehnten gab es immer
wieder klar erkennbare Etappenziele der
deutsch-französischen Zusammenarbeit:
Die Aussöhnung der Nachkriegszeit, die
Konstruktion Europas, die Vertiefung und
Verdichtung der Beziehungen auf allen
Ebenen der Gesellschaft. Aber heute? Die
Länder – besser: die Gesellschaften – sind
versöhnt. Europa steht. Die Beziehungen
sind dicht und, im positiven Sinne, Routi-
ne. Niemand hat im Moment so recht eine
Idee, was auf bilateraler Ebene jetzt noch
kommen soll. Zumal die Grenzen des
durch politischen Voluntarismus Erzwing-
baren erreicht scheinen: Das Interesse an
der jeweils anderen Sprache und Kultur –
in der Breite der Bevölkerung ohnehin nie
so richtig überwältigend – sinkt kontinu-
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ierlich. Die »alten« Kulturnationen Euro-
pas verlieren an Bedeutung: Die Welt ist in
den letzten Jahrzehnten größer und bunter
geworden. Und auch Franzosen sprechen
mittlerweile Englisch.

Dies alles wäre nicht so schlimm, gäbe
es eine geteilte übergeordnete Vision für
Europa. Aber auch diese existiert nicht
mehr. Spätestens seit dem Referendum 2005
und der Ablehnung des europäischen Ver-
fassungsvertrages durch die Bevölkerung
Frankreichs geht der Blick der politischen
Eliten in Frankreich und Deutschland in
unterschiedliche Richtungen. Frankreichs
Politik ist vorsichtig geworden. Deutsch-
lands Politik fordert den Rest des Konti-
nents auf, so zu tun, als sei nichts passiert –
weder in Frankreich, noch in den Nieder-
landen, noch in Irland. Aber spätestens seit
den gescheiterten Referenden in den Kern-
ländern der alten EU steht die Frage nach
der Finalität der Union im Raum: Was ist
die geografische Finalität der EU? Was ihre
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institutionell-politische? Was ihre wirt-
schaftliche? Deutschlands Politik verwei-
gert bis heute jede ernsthafte Diskussion
dieser Fragen – sowohl gegenüber der eige-
nen Bevölkerung wie gegenüber der Politik
anderer europäischer Länder, nicht zuletzt
Frankreichs. Aber dieses Fehlen einer offe-
nen Debatte fordert ihren Preis: Und der
besteht darin, dass es kein geteiltes Projekt
mehr gibt. Dieses Fehlen schleicht sich ein
in den bilateralen Alltag. Plötzlich werden
all die anderen Dinge wichtiger: die All-
tagsprobleme im Zusammenleben zweier
Länder, die viel verbindet, die aber auch in
vielerlei Hinsicht in Konkurrenz und Wett-
bewerb zueinander stehen.

Dies gilt zumal für die Wirtschaft:
Deutschland und Frankreich sind die bei-
den großen Industrienationen Westeuro-
pas und der jeweils größte Handelspartner
füreinander. Mit sehr unterschiedlichen
Entwicklungen in den letzten Jahren.
Deutschlands Exportüberschuss wächst.
Frankreichs Handelsdefizit steigt. Und zwar
vor allem mit zwei Ländern. Das eine heißt
China, das andere Deutschland. Die Bun-
desrepublik verfolgt seit Ende der 90er Jah-
re einen harten Kurs der Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit. Diese Politik übt
Druck auf die europäischen Nachbarn aus:
auch und gerade auf Frankreich. Frank-
reichs Reallöhne sind seit dem Jahr 2000
um 9,6 % gestiegen. Deutschlands um 0,8 %
gefallen. Über 90 % der französischen In-
dustrieproduktion stehen in direkter Kon-
kurrenz mit deutschen Produkten. Frank-
reich sieht sich immer stärker auch in je-
nen Bereichen einer deutschen Konkurrenz
ausgesetzt, wo es seine eigenen european
champions vermutet: SNCF versus Deutsche
Bahn, EDF versus E.on und RWE, Air
France versus Lufthansa, der TGV gegen
den ICE. Aber auch in Deutschland miss-
traut man Frankreich zunehmend. Zu oft
haben deutsche Unternehmen und deut-
sche Manager in den letzten Jahren mit
Frankreichs politique industrielle schlechte
Erfahrungen gemacht.

A K T U E L L E S
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Das Ziel heißt
positive Normalität 

Angesichts der vorhersehbaren wirtschaft-
lichen Turbulenzen erscheint ein intensi-
ver politischer Dialog umso wichtiger.
Nicht immer wirkt es von Paris aus be-
trachtet so, als sei Deutschland daran wirk-
lich interessiert. Ob Mittelmeer-Union,
europäische Rettung des Finanzsektors
oder stärkere Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik in der Eurozone – Berlins
Antwort auf Frankreichs Initiativen ist
(fast) immer die gleiche. »Ich bin der Geist,
der stets verneint«… Was natürlich auch an
Sarkozy liegt. Sein außen- und europapoli-
tischer Stil nervt tatsächlich, nicht nur in
Deutschland. So geht man nicht mit
Partnern um – und so kann man innerhalb
der EU schon lange nicht mehr Politik ma-
chen. Das ursprüngliche Projekt der Mit-
telmeerunion war eine Provokation, die
harte deutsche Reaktion richtig. Andere
Unterfangen wirken ähnlich undurch-
dacht: Sarkozys aktueller Flirt mit Groß-
britannien beispielsweise wird ihn nicht
weit bringen. Spätestens beim G20-Gipfel
zur Regulierung des Weltfinanzsystems
wird Frankreich – sollte es ihm mit einer
echten Neuregulierung Ernst sein – nur
noch einen soliden Verbündeten haben:
Die Sauerkrautesser.

Das deutsch-französische Paar ist tat-
sächlich in die Jahre gekommen. Die Be-
ziehung – sie war von Anfang an keine rei-
ne Liebesheirat gewesen – ist im Wesent-
lichen eine Vernunftehe geblieben. Die
Zeiten des Zusammenwachsens sind vor-
bei. Große gemeinsame Pläne gibt es nicht
mehr. Die Kinder – Versöhnung, Europa,
Zusammenarbeit – sind flügge. In Zukunft
wird es im deutsch-französischen Verhält-
nis um so etwas wie eine positive Norma-
lität in der Zusammenarbeit zweier eng
miteinander verflochtener Länder gehen,
die alleine immer weniger erreichen kön-
nen. Um nicht mehr, aber auch um nicht
weniger.
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Um das, was je »Ertrag« unserer konkre-
ten, auf Durchblicke abzielenden empi-
rischen Arbeit ist, einordnen, gewichten
und bewerten zu können, verschaffen wir
uns durch »wilde«, d.h. durch dezidiert
assoziative Rezeptionen und Reflexionen
aller möglichen, von uns als – potenziell –
einschlägig erachteten Informationen ei-
nen sozusagen synoptischen Überblick,
d.h. eine hinlängliche Kompetenz dafür,
in allen Eigenartigkeiten, Unübersichtlich-
keiten und Widersprüchlichkeiten der viel-
fältigen Phänomene, die wir erkunden,
auch das Typische bzw. strukturell Ge-
meinsame zu erkennen. Diese »hinter-
gründige«, kaum systematisierbare synop-
tische Unternehmung zielt in der Kombi-
nation mit einem synchronen Vergleichen
unserer Forschungsfelder darauf ab, allge-
meine Merkmale bzw. Strukturen heraus-
zuarbeiten, um zu abstrakten diagnosti-
schen Aussagen zu gelangen.

Damit wir aus dem, was wir »heute«
wissen, eventuell auch etwas über »mor-
gen« lernen können, ist es darüber hinaus
erforderlich, die Diagnose in Richtung
Prognose weiterzuentwickeln. Die »Logik«
dieses Vorgehens besteht grosso modo da-
rin, die im Zuge synchronen Vergleichens
unserer Forschungsfelder unter Nutzung
der Strukturbeschreibung als Matrix zum
Vergleich von Dateninterpretationen ge-

wonnenen Erkenntnisse diachron zu wen-
den, d.h. auf die Zeitachse umzulegen, um
damit nicht nur zu Aussagen über die Ge-
genwart, sondern – darüber hinauswei-
send – zu Aussagen über Szenarien des Zu-
künftigen zu gelangen.

Das impliziert die Einschätzung, dass
die Hauptaufgabe interpretativer Diagnos-
tik und Prognostik nicht in Extrapolatio-
nen quantifizierbarer Verläufe bzw. statisti-
scher Trends, sondern eben in der Entfal-
tung von Möglichkeitsräumen liegt; in ei-
ner solchen Entfaltung allerdings, die ir-
gendwelchen Rationalitäts- und Validitäts-

Ronald Hitzler/Michaela Pfadenhauer

Probleme mit der Prognose

Was haben die für die interpretativen Sozialwissenschaften typischen Detail- und
Fall-Studien eigentlich zu tun mit jenen unweigerlich großflächigen und nicht
selten auch grobschlächtigen Gegenwarts- und Zukunftsbildern, die zu malen von
uns zumindest dann erwartet wird, wenn wir uns an den Fenstern des akade-
mischen Elfenbeinturmes auch nur zeigen, uns aus diesen hinauslehnen, oder
wenn wir das Getürme gar verlassen?

Ronald Hitzler

(*1950) ist Professor für Allgemeine
Soziologie an der TU Dortmund.

ronald@hitzler-soziologie.de

Michaela Pfadenhauer

(*1968) ist Professorin für Soziologie an
der Geistes- und Sozialwissenschaftlichen
Fakultät der TH Karlsruhe.

pfadenhauer@soziologie.uka.de

Mut zur Vision
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annahmen genügen müsste, um mehr zu
sein als »nur« fantasievolle Spekulation.
Unbeschadet dieser wissenschaftlich unab-
dingbaren Disziplinierung lassen sich auch
von methodisch kontrollierten interpreta-
tiven Diagnosen und Prognosen prinzipiell
keine planungsverlässlichen Zukunftsvor-
hersagen erwarten. Daraus resultiert – ge-
lingenderweise – eher eine Erhöhung der
Sensibilität für das, was aus dem je Getanen
heraus je sich zu entwickeln beginnt, also –
mit anderen Worten – ein stärkeres Inte-
resse an Problemen der Früherkennung.

Schon Igor Ansoff, der Entdecker bzw.
Erfinder der sogenannten »schwachen Sig-
nale«, hat die Grundproblematik der Früh-
erkennung ja pointiert benannt: Einerseits
ist man dabei mit ambiguen und ambiva-
lenten Erwartungen, also mit Unsicherheit
konfrontiert, andererseits – und das ist das
weitaus gravierendere Problem – mit der
Erstmaligkeit von Symptomen und Symp-
tomkombinationen, also mit substanzieller
Unklarheit. Unweigerlich sind wir bei Früh-

erkennungsambitionen deshalb mit (be-
trächtlichen) Informationslücken und In-
terpretationsspielräumen konfrontiert, al-
so mit einem gewissen Grad an strukturel-
lem Nichtwissen. Interpretative Methoden
der Diagnose und Prognose haben in die-
sem Zusammenhang vor allem die Aufga-
be, unser strukturelles Nichtwissen so zu
»managen«, dass Früherkennung – trotz-
dem – sinnvoll betrieben werden kann.

(Der Bedarf nach) Früherkennung be-
zieht sich auf Neues. Was »das Neue« ist,
bzw.: wodurch »Neues« neu ist, ist strittig.
Der Kunstphilosoph Boris Groys hat eine
neue Bestimmung des »Neuen« vorge-
schlagen, wonach dieses daraus resultiert,
dass etwas – sei es eine Idee, ein Konzept,
ein Objekt – dann für uns neu ist, wenn es
aus seinem ursprünglichen Kontext heraus-
genommen und in einen anderen Kontext
gestellt wird, wenn es also »qualitativ« ver-
ändert wird; genauer: wenn und dadurch,
dass es reinterpretiert wird. Und Andrew
Grove hat darauf hingewiesen, dass wir un-
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weigerlich mit anekdotischen Evidenzen
operieren müssen, wenn die Phänomene,
die uns interessieren, in diesem Sinne neu
sind, wenn sie also einen relativ hohen
Grad an Ein- bzw. Erstmaligkeit aufweisen.
Denn,so Alois Hahn,»eben damit erzeugen
wir gleichzeitig die pragmatische Notwen-
digkeit und die kognitive Unmöglichkeit
richtiger Prognosen«.

Der Sinn des Nicht-Wissens

Was also können wir von Zukünftigem,
vom (erstmals) Möglichen, bzw. was kön-
nen wir unter den Bedingungen strukturel-
len Nichtwissens überhaupt wissen? – Nun,
vorherzusagen, was sein wird, ist »eigent-
lich« gar nicht der Zweck interpretativer
Prognostik. Diese soll vielmehr dazu die-
nen, auf das aufmerksam zu machen, was
aus dem resultieren kann, was wir tun. Und
dabei wiederum gilt es, den taxonomischen
Vorschlag beherzigen,den der bekannte Un-
ternehmensstrategie-Berater Paul Schoe-
maker einmal gemacht hat: »When contem-
plating the future, it is useful to consider
three classes of knowledge: 1. Things we

know we know, 2. Things we know we don’t
know, 3. Things we don’t know we don’t
know«. – Dem empfehlen wir, noch eine
vierte Wissensform hinzuzufügen: Things
we don’t know we know – denn womöglich
ist gerade dieser Wissens- bzw. genauer:
Nicht-Wissenstypus – sogar mehr noch als
die drei von Schoemaker genannten – der-
jenige, dessen Handling des Rekurses auf
die interpretative Methodologie und Me-
thodik bedarf.

Der Sinn von Prognosen, so erläuterte
sinngemäß Matthias Horx im Spätsommer
2003 im Schweizer Fernsehen, sei nicht, das
vorherzusagen, was sein wird, sondern auf
das aufmerksam zu machen, was aus dem
resultiert (bzw. resultieren kann), was wir
tun. Und ganz in diesem Sinne besteht un-
seres Erachtens auch der Sinn von Diagno-
sen nicht darin,zu erklären, was ist, sondern
zu verstehen, was wir tun.Verstehen zu wol-
len, was wir tun, um prognostische Vorstel-
lungen davon entwickeln zu können, was
das, was wir tun, für uns bedeutet, bedeuten
wird und bedeuten könnte, das impliziert
folglich,unsere gesellschaftlichen Wirklich-
keitskonstruktionen zu re-konstruieren,
um das uns je Mögliche zu konstruieren.
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Utopien gehören zum Wesensmerkmal
moderner Gesellschaften. Im Unterschied
zu früheren religiösen Heilserwartungen
und Apokalypsen verweisen sie auf die
Gestaltbarkeit der Zukunft: Nicht nur die
bisherige, auch die kommende Geschichte
wird wesentlich von Menschen gemacht.
Das impliziert Handlungsspielräume, die

Michael Fischer

Zukunft wird gemacht

Das Wissen um soziale Prozesse nimmt stetig zu. Damit wachsen auch Hand-
lungsspielräume. Doch viele aktuelle Zukunftsstudien unterliegen ideologischen
Beschränkungen, die Optionen einer menschlicheren Zukunft eher verdecken, als
freilegen.

Michael Fischer

(*1975) ist Soziologe und Sozial-
psychologe und Referent in der Abteilung
Wirtschafts- und Sozialpolitik
der Friedrich-Ebert-Stiftung.

michael.fischer@fes.de
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Zukunft nicht nur abzuwarten, sondern
aktiv zum Wohle von Mensch und Natur
zu gestalten. Wozu es allerdings Leitbilder
bedarf.

Untrennbar ist das Aufkommen von
Utopien und ihr partieller Erfolg bei der
Prägung gesellschaftlicher Realität mit
dem Machtgewinn der Menschen über die
Natur und besonders mit der Entwicklung
und Säkularisierung politisch-ökonomi-
scher Institutionen verknüpft – der Erfolg
der Naturwissenschaften, die Herausbil-
dung der kapitalistischen Produktionswei-
se sowie die Entwicklung des »Politischen«
selbst und die konfliktreichen Demokrati-
sierungsschübe sind Momente desselben
sozialen Prozesses. Mit dessen Fortgang
wachsen nicht nur die Interdependenzen,
sondern, wenn auch unter vielen Rück-
schlägen, die Gestaltungsspielräume des -
Zusammenlebens. Allerdings: Auch das
Wissen um Zwangsläufigkeiten, die »Ein-
sicht in die Notwendigkeit« (Karl Marx)
und in die Grenzen der Belastbarkeit der
Natur wächst tendenziell und ebenfalls dis-
kontinuierlich. Mobilisiert dieses Wissen
oft zunächst Ängste, nehmen längerfristig
Potenziale zur Ernüchterung des religiösen
Erbes im zukunftsgerichteten Blick zu:
Nicht nur Probleme, auch Ansätze zu ihrer
Lösung durch menschliches Handeln wer-
den erkennbar.

1516 deklarierte Thomas Morus sein
paradigmatisches »Utopia« noch als Fik-
tion – deren realen Hintergrund die Zeit-
genossen »aus dem Land, in dem die Schafe
die Menschen auffressen« (= das Bauern-
legen im damaligen England) gleichwohl
als kritischen Aufruf zur Veränderung der
Gesellschaft verstanden, wenn auch nicht
unterstützten. Im 21. Jahrhundert hingegen
sind Zukunftsszenarien mit entsprechen-
den Handlungsempfehlungen längst etab-
lierter Bestandteil politischer Praxis in vie-
len Gesellschaften geworden. Doch nicht
immer lassen sie tatsächliche Handlungs-
spielräume erkennen.So erfreuen sich hier-
zulande seit geraumer Zeit scheinbar wis-

senschaftlich fundierte Zukunftsentwürfe
einer Hochkonjunktur, unter denen drama-
tische Szenarien der Entwicklung Deutsch-
lands dominieren. Diese lassen anschei-
nend immer nur einen Schluss zu: Wohl-
stand und gesellschaftliche bzw. politische
Teilhabe seien nur für wenige möglich.

Lukrativer Pessimismus

So bezweifelt Hans-Werner Sinn, Präsi-
dent des ifo-Instituts, ob »Deutschland
noch zu retten« (2005) sei. Meinhard Mie-
gel, zuletzt Direktor des kürzlich aufge-
lösten Bonner Instituts für Wirtschaft und
Gesellschaft, verkündet »geplatzte Wohl-
standsillusionen« (Die deformierte Gesell-
schaft, 2002). Bernd Raffelhüschen, Direk-
tor des Freiburger Forschungszentrums
Generationenverträge und Botschafter der
Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft,
charakterisiert seine Generationenbilanzen
als »Brandmelder der Zukunft« (2007).
Das privat finanzierte Berlin Institut
für Bevölkerung und Entwicklung sieht
»Deutschland auf Schrumpfkurs« (Die de-
mografische Lage der Nation, 2006) und
proklamiert, dass dies zu ökonomischen
und sozialen Verwerfungen führen wird.
Horst W. Opaschowski, wissenschaftlicher
Lei-ter der BAT Stiftung für Zukunftsfra-
gen, merkt in seinem neuesten Buch von
2008 (Deutschland 2030) an: »Der Lebens-
standard sinkt. Die Deutschen werden
ärmer.« Selbst das Wissenschaftszentrum
Berlin befürchtet: »Man wird die Zukunfts-
fähigkeit Deutschlands nicht gegen oder
ohne die Politik sichern können, durch sie
aber auch nicht« (Jürgen Kocka. Zukunfts-
fähigkeit Deutschlands, 2007).

Andere Zukunftsszenarien scheinen
auf den ersten Blick optimistischer zu
sein. Das Institut der deutschen Wirtschaft
glaubte zum Beispiel 2005 in seiner Vision
Deutschland: »Der Wohlstand hat Zukunft«
– allerdings nur dann, wenn der Sozial-
staat abgebaut werde.
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Gemeinsam ist diesen Szenarien, dass
die ihnen zugrunde liegenden Menschen-
bilder und Werthaltungen als zwingendes
Resultat einer wertfreien Analyse zukünf-
tiger Entwicklungen erscheinen. Darunter
herrscht aber die Annahme vor, dass ein
gut funktionierender Wohlfahrtsstaat und
die Teilhabe am Wohlstand und gesell-
schaftliche Partizipation für viele Men-
schen in Deutschland nicht bewahrt wer-
den können.

Im Kern sind es vier Entwicklungen,
die dies zu fundieren scheinen: Globali-
sierung, Demografie, Staatsverschuldung,
schließlich auch die ökologische Frage.
Behauptet Hans-Werner Sinn einen Ver-
lust der Wettbewerbsfähigkeit in der dich-
ter werdenden Weltwirtschaft, sieht Mein-
hard Miegel im Wohlstandswachstum
Deutschlands nach dem Zweiten Welt-
krieg eine einzige Anomalie. An malthu-
sianische Bevölkerungstheorien des 19.
Jahrhunderts erinnernde Visionen glo-
baler Übervölkerung und Erschöpfung

natürlicher Ressourcen werden mit be-
denklichen Bildern eines schrumpfenden
Deutschlands verbunden, das zugleich
vorwiegend von alternden Rentenempfän-
gern/innen bevölkert sein werde. Deren
Lebensunterhalt könnte den Generatio-
nenbilanzen Raffelhüschens zufolge die
immer weniger Jungen nicht mehr finan-
zieren. Verschärft wird dies durch das Bild
eines schon heute überschuldeten Gemein-
wesens, festgemacht an mehr als 1,5 Bil-
lionen Euro Staatsschulden und impliziten
Verbindlichkeiten der Sozialkassen.

Einer näheren Überprüfung halten die-
se Verarmungsszenarien allerdings nicht
stand: Die nunmehr seit Jahrzehnten an-
dauernde Verdichtung globaler Interdepen-
denzen hat Deutschland ein überdurch-
schnittliches Wohlstandsniveau beschert.
Trotz vermeintlich zu hoher Löhne und ei-
nes angeblich zu teuren Sozialstaates hat
sich die deutsche Wirtschaft in der Globa-
lisierung als überaus konkurrenzfähig er-
wiesen – über die besonders in den letzten
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Jahren erzielten hohen Außenhandelsüber-
schüsse hat der »Exportweltmeister« ge-
samtwirtschaftlich hohe Forderungen ge-
genüber dem Ausland aufgebaut. Die Ent-
wicklung der Stundenproduktivität bzw.
effizienterer sowie ökologisch nachhaltige-
rer Produktionsverfahren, getrieben von
Nachfrage, Wettbewerb, Innovationen und
Verknappung natürlicher Ressourcen, sind
entscheidender für die Wohlstandsent-
wicklung als Demografie an sich oder glo-
balisierte Billiglohnkonkurrenz. Auch die
Staatsverschuldung ist im Kern kein Zu-
kunftsproblem: Nicht nur ist sie trotz der
sich abzeichnenden hohen Neuverschul-
dung in Bezug auf die Wirtschaftsleistung
Deutschlands im internationalen Vergleich
nicht auffällig hoch, sondern vor allem be-
droht sie auch nicht zukünftige Genera-
tionen – diese erben mit den Verbindlich-
keiten nämlich auch die Forderungen.

Verteilungsprobleme
werden ausgeblendet

Daran zeigt sich aber, dass gegenwärtige
innerstaatliche und zwischenstaatliche
Verteilungsprobleme durchaus zukunfts-
gefährdend sind. Der modische Zukunfts-
pessimismus blendet sie jedoch aus oder
stellt sie als unabdingbar dar. Dabei sind
die Finanzmarktkrise und ihre Folgen vor-
rangig diesen verschärften Verteilungs-
problemen geschuldet. Ihre Verdeckung
durch die Schreckgespenster Globalisie-
rung und Generationenkonflikt fördert
keine Lösungen zutage – die damit ver-
bundenen Rezepte laufen in der Kon-
sequenz vielmehr darauf hinaus, kollek-
tive Sicherungen abzubauen, den Staat zu-
rückzudrängen und »den Marktkräften«
mehr Spielraum zu geben. Der Abbau des
Sozialstaates und die Senkung von Löh-
nen, Steuern und Abgaben führen jedoch
nur dazu, dass die Armen noch ärmer und
die Reichen noch reicher werden. Inso-
fern lohnen sich für manche Gruppen die

pessimistischen Zukunftsbilder mit ih-
ren entsprechenden Handlungsempfeh-
lungen.

Dass sie dennoch nicht nur den Rei-
chen plausibel erscheinen, gründet darin,
dass sie an die Lebenswelt der Mehrheits-
bevölkerung anschließen: Es ist vor allem
dasVorbild des umsichtigen Haushaltsvor-
stands, der weiß, dass in der Zeit (= heute)
gespart werden muss, um in der Not (= Zu-
kunft) zu haben. Zur gesamtwirtschaft-
lichen Orientierung taugt dieses Modell je-
doch nicht: Wenn alle sich einschränkten –
oder immer mehr aufgrund zu geringer
Einkommen sich einschränken müssen –,
fehlt es an Nachfrage nach Gütern und
Dienstleistungen und damit den Anbietern
an Einkommensquellen. Arbeitnehmer-
rechte, Steuern und Abgaben, Umwelt- und
Verbraucherschutz erscheinen zunehmend
als untragbare Kosten. Ein schwacher Staat
vermag indes Interessen des Gemeinwohls
nicht mehr wahrzunehmen. Wohlstands-
entwicklung und Partizipationschancen
geraten unter Druck.

Im Ergebnis sieht man hier eine Art
kognitive Dissonanz: Um Verarmung und
Unsicherheit zu verhindern, werden sie
mit den Einsparungen am »teuren« Sozial-
staat nicht nur in Kauf genommen, son-
dern sogar gefördert. Dabei haben zahlrei-
che Studien gezeigt, dass in Deutschland
wie auch in anderen Ländern klare Mehr-
heiten für einen funktionierenden Wohl-
fahrtsstaat sind, der sozial und ökologisch
problematische Marktergebnisse korrigiert,
die Teilhabechancen aller sichert und an-
gemessen vor Risiken schützt. Einen Ge-
genentwurf zu den pessimistischen Zu-
kunftsstudien, der diese Präferenzen expli-
zit berücksichtigt, stellt das Zukunftspro-
jekt der Friedrich-Ebert-Stiftung dar. Es
zeigt, dass ein soziales Deutschland – mit-
telfristig bis zum Jahr 2020 – möglich ist
und dass die Mittel zu dessen Erreichung
zugleich auch die Mittel zur Lösung der
derzeitigen Krise sind (Vgl. Michael Dau-
derstädt in dieser Ausgabe).
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Das Erfurter Programm (1891) kleidete
die Zukunftserwartungen in trockenes
Programmdeutsch. Aber wer liest schon
Parteiprogramme? Wichtiger als komplexe
marxistische Gesellschaftsanalysen war
August Bebels 1879 veröffentlichtes Haupt-
werk Die Frau und der Sozialismus, in dem
die Nöte des Proletarierlebens, insbeson-
dere der Arbeiterfrauen, sehr konkret
beschrieben und mit der sozialistischen
Utopie der Harmonie kontrastiert wurden.
Keiner schilderte die sozialen Notlagen
seiner Zeit überzeugender: Zerrüttung der
Familie, Abtreibungen, Frauenüberschuss,
Prostitution, Mädchenhandel, die Lage der
unehelichen Kinder und den Kampf der
Frauen um Gleichstellung und Bildung.
Der Sozialismus, als mit wissenschaftli-
chem Anspruch begründetes Leitbild, ver-
sprach dagegen eine Zukunft ohne Unter-
drückung und Ausbeutung. Bebel zielte
ebenso wie seine utopischen beziehungs-
weise frühsozialistischen Vorgänger auf ei-
ne Gesellschaft der Gleichheit aller, in der
Harmonie und Zufriedenheit herrschen –
gerade auch in Bezug auf die Bedürfnisse
der Frauen. Die Vergesellschaftung der Pro-
duktionsmittel sollte die Klassengegensät-
ze auflösen, den Obrigkeitsstaat absterben
lassen. Noch bis in die 1950er Jahre galt die
Sozialisierung in der Tradition von Bebel
als notwendige Voraussetzung für eine
friedfertige Zukunft. Sein Buch war rasch
zum Bestseller avanciert: Bereits fünf Jahre
nach dem Erfurter Programm erlebte es
die 25. Auflage. 1977 war der 64. Neudruck
erreicht. Das im J.H.W. Dietz-Verlag ge-

druckte Grundlagenwerk ist noch immer
im Buchhandel erhältlich.

Seit dem 19. Jahrhundert pflegte die
SPD ihr Image als die »Partei des kleinen
Mannes«. Und sie war es tatsächlich. Bebel
und andere sozialistische Theoretiker,
nicht zuletzt Karl Kautsky und Eduard
Bernstein, transportierten mit ihren ange-
sichts der herrschenden sozialen Ungerech-
tigkeit formulierten Zukunftsentwürfen
eine wichtige Botschaft: Mit der SPD wird
die Zukunft auf jeden Fall besser sein als
die Vergangenheit und Gegenwart, selbst-
verständlich auch für ihre weiblichen Mit-
glieder und Sympathisantinnen. »Mit uns
zieht die neue Zeit!«, »Unsere Kinder wer-
den es einmal besser haben.« Dies waren
nicht nur Schlagworte, darin kulminierte
kollektives Selbstbewusstsein. Ein so ge-

Friedhelm Boll /Meik Woyke

»Mit uns zieht die neue Zeit!«
Sozialdemokratie ohne Utopie?

Auch mit Blick auf die in der Zukunft herrschenden politischen, ökonomischen
und sozialenVerhältnisse gilt das Karl Valentin zugeschriebene Bonmot: »Progno-
sen sind schwierig, besonders wenn sie die Zukunft betreffen.« Gleichwohl war die
Bedeutung von gesellschaftspolitischen Utopien für die SPD immer sehr hoch.

Friedhelm Boll

(*1945) ist Wissenschaftlicher Referent
im Historischen Forschungszentrum der
Friedrich-Ebert-Stiftung.

friedhelm.boll@fes.de

Meik Woyke

(*1972) ist Wissenschaftlicher Referent
im Historischen Forschungszentrum der
Friedrich-Ebert-Stiftung.

meik.woyke@fes.de
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nanntes Lumpenproletariat sollte es nicht
mehr geben, zumal es nur schwerlich poli-
tisch zu organisieren war. Der hiermit zum
Ausdruck kommende Zukunftsoptimis-
mus verband sich über Godesberg hinaus
bis weit in die Regierungszeit von Helmut
Schmidt mit der Garantie einer sozialstaat-
lichen Grundsicherung, die vor Armut und
Perspektivlosigkeit schützte.

Nach dem Untergang des »Dritten
Reichs« stellten gesellschaftspolitische Uto-
pien allerdings zunächst ein Tabu-Thema
dar. Ebenso wie planwirtschaftliche An-
sätze wurden sie dem repressiven Instru-
mentarium totalitärer Einparteien-Dikta-
turen zugerechnet, vor allem der »realexis-
tierende Sozialismus« in der DDR wirkte
diskreditierend. Das machte es der SPD
nicht leicht, sich den Bundesbürgern offen-
siv als politische Alternative anzubieten.
Mit ihrem 1959 modernisierten Bekennt-
nis zum Demokratischen Sozialismus gab
die Partei folgerichtig ihre Vergesellschaf-
tungsforderungen auf, hielt jedoch an ihrer
Zukunftsorientierung fest. Im Vordergrund
stand nun ein aus den sozialdemokrati-

schen Grundwerten abgeleitetes Hand-
lungsprogramm für einen überschaubaren
historischen Zeitraum, gleichsam eine kon-
krete Utopie, die trotz aller Negativerfah-
rungen und gesellschaftlicher Risiken von
einem prinzipiellen Fortschrittsoptimis-
mus getragen wurde.

Ab den 60er Jahren erlebte die Bundes-
republik eine regelrechte Planungseupho-
rie. Die Zukunft schien dank technologi-
scher Innovationen vorhersagbar zu sein,
ökonomische Prosperität war vermeintlich
beliebig herbeizuführen. Zu Beginn der
sozial-liberalen Koalition fungierte das
Kanzleramt faktisch als Bundesplanungs-
zentrale (Michael Ruck). Der Spiegel por-
trätierte 1971 den Amtschef Horst Ehmke
in einer Titelgeschichte als »Der Macher«,
aus dessen Kopf sich Lochstreifen wanden.
Infolge des ersten Ölpreis-Schocks 1973/74
wurden die schon früher vom Club of
Rome angemahnten »Grenzen des Wachs-
tums« jedoch offensichtlich. Der sozialde-
mokratische Interventions- und Zukunfts-
sicherungsstaat geriet in eine tiefe Krise.

Heute spielen Utopien in der SPD al-

DA S T H E M A

3 2 N G | F H   3 | 2 0 0 9

NGFH_Maerz 09_Archiv.qxd  02.03.2009  15:01  Seite 32

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 32]



lenfalls eine untergeordnete Rolle. Die
Frage muss erlaubt sein, ob das sozialstaat-
liche Zukunftsvertrauen mit der Agenda-
Politik von Gerhard Schröder verloren
ging. Für die von der Sozialdemokratie ge-
prägte Arbeiterbewegung war die Grenze
zwischen unterer Mittelschicht und der
abgehängten Unterschicht, für die eigene
Berufstätigkeit keine reale Perspektive
mehr bildet, immer eine zentrale, mental
und emotional äußerst wichtige Scheideli-
nie. Mit der Agenda-Politik ist diese Gren-
ze durch die Zusammenlegung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe weitestgehend
aufgehoben worden. Die lebenserhaltende
Grundsicherung, wenngleich auf abge-
senktem Niveau, besteht als hochzuschät-
zende sozialstaatliche Errungenschaft wei-
terhin, aber der Absturz in Armut und
Perspektivlosigkeit wurde zu einer realen
Bedrohung, gerade für diejenigen, die sich
bisher durch körperliche Arbeit erhalten
konnten. Nicht die Sozialhilfeempfänger
wurden auf die Stufe der unteren Mit-
telschicht gehoben, vielfach ist – selbst für
nur temporär Arbeitslose – ein gegenläu-
figer Prozess zu befürchten.

Die SPD gilt nicht mehr per se als die
Partei, die eine bessere Zukunft insbeson-

dere für unterprivilegierte Schichten ga-
rantiert. Fraglos: Ein neues »Wirtschafts-
wunder« ist kaum zu erwarten, es gibt kein
Zurück in die im Nachhinein als golden
empfundenen 60er und frühen 70er Jahre.
Die Herausforderungen der Gegenwart
sind vielschichtig und so schwierig wie nie
zuvor. Gerade deshalb wäre die SPD gut be-
raten, sich auf die Bedeutung von gesell-
schaftspolitischen Utopien zu besinnen.
Der Partei fehlt ein umfassender, für weite
Teile der Bevölkerung anschlussfähiger Zu-
kunftsentwurf, der keine uneinlösbaren
Wohltaten verspricht, dem Sozialstaat aber
wieder mehr Gewicht beimisst. Bislang er-
innerten die Reformbestrebungen der SPD
allzu oft an Stückwerk-Technik. Gebraucht
wird stattdessen ein klares Gestaltungs-
ziel, um die Zukunft als sozialdemokrati-
schen Möglichkeitsraum zurückzugewin-
nen. Welche Modelle hierfür infrage kom-
men, sollten Sozialwissenschaftler ent-
scheiden. Die Planungen müssten europä-
isch ausgerichtet sein, sozialstaatliche Lö-
sungen anderer Länder (z.B. Schwedens)
aufgreifen und die Perspektive einer engen
Kooperation sozialdemokratischer Parteien
einbeziehen. Heute vermissen das Viele an
der Sozialdemokratie.
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Nachdem 2006 die Prekariatsstudie der
FES ein beunruhigendes Ausmaß an so-
zialer Spaltung und politischer Frustration
in Deutschland belegt hatte, beschloss
die FES, mit einem Zukunftsprojekt Wege
zur Überwindung dieser gesellschaftli-
chen Schieflage aufzuzeigen. Eine Vielzahl
von Forschungsvorhaben und Veranstal-

Michael Dauderstädt

Eine Zukunft für Soziale Demokratie

Die Wege zu einem sozialen Deutschland im Jahr 2020 sind auch die Wege aus
der aktuellen Wirtschaftskrise. Das Zukunftsprojekt der Friedrich-Ebert-Stiftung
(FES) versucht, die Richtung aufzuzeigen.

Michael Dauderstädt
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tungen mit Fachleuten haben geeignete
Wachstumspfade, Strategien und Politiken
identifiziert, die es ermöglichen, bis zum
Jahr 2020 ein soziales Deutschland zu er-
reichen.

Mit seiner Zielsetzung trifft das Pro-
jekt die Präferenzen der Bevölkerungs-
mehrheit nicht nur in Deutschland. So hat
ein internationaler Vergleich langfristiger
Erhebungen zu Werten und Normen in
den wichtigsten OECD-Ländern gezeigt,
dass in allen entwickelten Gesellschaften
die Bevölkerung hohe Erwartungen an
soziale Gerechtigkeit und an den Wohl-
fahrtsstaat hat, von dem sie eine Korrektur
sozial problematischer und inakzeptabler
Marktergebnisse wünscht. Diese Haltung
hat sich angesichts des massiven Markt-
versagens im Zuge der jüngsten Krise
noch verstärkt.

Die Erreichung dieses Ziels erfordert
eine ausgewogene Berücksichtigung der
Angebots- und Nachfrageseite. Angebots-
orientierte Politik heißt aber nicht niedri-
gere Löhne und weniger Umverteilung,
sondern höhere Produktivität und/oder
Beschäftigung, die aus Innovationen, In-
vestitionen und guter Arbeit resultieren.
Ohne sie verlören auch steigende Einkom-
men für sozial Benachteiligte schnell ihren
Wert. Umgekehrt hängt aber dieses Wachs-
tum seinerseits von der verteilungsbeding-
ten Nachfrage und Kaufkraft aller ab. Die
komplexe Balance dieser Wachstumspro-
zesse hat eine von einem Team des Confe-
rence Board unter Leitung von Bart van Ark
durchgeführte Studie im Rahmen des Zu-
kunftsprojekts anhand ausgewählter Län-
der (USA, Frankreich, UK, Niederlande
und Schweden) genauer analysiert und mit
Deutschland verglichen. Deutschland weist
im Vergleich zu anderen Ländern seit vie-
len Jahren ein niedriges Produktivitäts-
wachstum, besonders bei Dienstleistun-
gen, und eine zu schwache Binnennach-
frage auf.

Verstärkte Investitionen in die Qualifi-
zierung und eine effiziente Expansion des

Dienstleistungssektors sind daher notwen-
dig, um auf einen höheren Wachstumspfad
zu kommen.

Beide Komponenten lassen sich ver-
binden, wenn Dienstleistungen ausgebaut
werden, die die Produktivität und Beschäf-
tigungsfähigkeit der Arbeitskräfte erhö-
hen. Dazu hat im Rahmen eines weiteren
Vorhabens ein Team von Bartsch Econome-
trics unterschiedliche Szenarien für ein so-
ziales Deutschland im Jahr 2020 mit einem
geeigneten makroökonomischen Modell
simuliert. Diese Wachstumspfade gehen
von einem Basisszenario aus, das weitge-
hend unveränderte Politiken unterstellt
und unter Annahme bestimmter Rahmen-
bedingen (Weltkonjunktur, Rohstoffpreise
etc.) die Wirtschaftsentwicklung, vor allem
im Hinblick auf die Zielgrößen Einkom-
men, Beschäftigung und Verteilung be-
schreibt.

Aus der Krise für
die Zukunft lernen

Zu Beginn des Projekts im Jahr 2007 und
Anfang 2008 erfreute sich Deutschland
eines wirtschaftlichen Aufschwungs, der
zwar weit davon entfernt war, Wohlstand
für alle zu schaffen, aber immerhin dem
Staat wieder neue fiskalpolitische Hand-
lungsspielräume erlaubte und dank sin-
kender Arbeitslosigkeit auch die Einkom-
mensverteilung leicht verbesserte. Trotz-
dem verblieben viele Menschen, auch sol-
che mit einem Arbeitsplatz, in Armut.
Die geringen Einkommen im wachsenden
Niedriglohnsektor und die Stagnation der
Reallöhne hielten das deutsche Wachstum
weitgehend von der Exportnachfrage ab-
hängig. Das Projekt beabsichtigte zunächst,
diese Schieflage des Aufschwungs zu korri-
gieren und ihn somit zu verstärken und zu
verstetigen.

Die Finanzmarktkrise hat nun diesen
Aufschwung abgewürgt. Gleichzeitig hat
sie gezeigt, wie wenig nachhaltig ein Wachs-
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tumsmodell ist, das im Weltmaßstab eine
ungleiche Einkommensverteilung mit ei-
nem parallelen Aufbau von immer riskan-
teren Vermögens- und Schuldenpositio-
nen verbindet. Das an sich vorbildliche
Nachfragewachstum in den USA und eini-
gen anderen Ländern hat sich nun als eine
Scheinblüte auf der Basis geliehener, nicht
erworbener Massenkaufkraft entpuppt.
Nachhaltiges Wachstum braucht aber eine
Nachfrage, die auf langfristig gerecht ver-
teilten Produktivitätsgewinnen beruht.

Diese Lehren wurden beim Zukunfts-
projekt berücksichtigt. Bei den ausgewähl-
ten Politiken handelt es sich zwar meist um
Maßnahmen, die schon länger in der wirt-
schaftspolitischen Diskussion sind, wobei
allerdings auch ihre Wechselwirkungen
und Interdependenzen berücksichtigt wur-
den. Besonderer Wert wurde darauf gelegt,
in einem ersten Politikbündel die Ange-
botskapazität der deutschen Wirtschaft zu
stärken, vor allem im Bereich des Human-
vermögens, um anschließend durch zwei
weitere Politikbündel einmal die sozial ge-
rechte Verteilung der Produktivitätsge-
winne zu sichern und zum andern ange-
sichts der Finanzmarktkrise die Nachfrage
zu stabilisieren.Die Politikbündel sehen im
Einzelnen wie folgt aus:
● Das Politikbündel I »Wachstum durch
Förderung des Humanvermögens« besteht
aus einer Reihe familien-, migrations- und
bildungspolitischer Maßnahmen,die durch
eine Anhebung der öffentlichen Infrastruk-
turinvestitionen flankiert werden. Die früh-
kindliche Betreuung und Förderung wird
mit besonderem Blick auf den wachsenden
Anteil von Einwandererkindern flächen-
deckend und qualitativ verbessert. Weiter
wird durch günstigere Personalschlüssel
die schulische Qualifikation gesteigert und
der Anteil der Hochschulzugangsberech-
tigten und Studierenden in den jeweiligen
Altersklassen erhöht. Eine besonders auf
Erwerbsfähige mit niedriger und mittlerer
Qualifikation (und zunehmend mit Migra-
tionshintergrund) ausgerichtete Intensivie-

rung staatlicher und privat getragener Wei-
terbildung fördert deren Humankapital
und erhöht ihre Partizipationsquoten. Die
Gesamtheit dieses ersten Politikbündels
erfordert einen starken Ausbau der öffent-
lichen Beschäftigung. Schließlich wird mit
der schrittweisen Anhebung der öffent-
lichen Investitionen auf ca. 3 % vom BIP
nach einem jahrelangen Zurückbleiben
Deutschlands gegenüber seinen Nachbar-
ländern ein infrastruktureller Aufholpro-
zess eingeleitet.
● Das Politikbündel II »Verbesserung
der Einkommensverteilung« ergänzt das
Wachstumsprogramm durch Maßnahmen,
die auf mehreren Ebenen den Trend einer
immer ungleicheren Einkommensvertei-
lung umkehren. Dies beinhaltet vor allem
eine durchgehend linear-progressive Ein-
kommensbesteuerung mit einem höherem
Grundfreibetrag und einem höheren Spit-
zensteuersatz, die Einführung und schritt-
weise Erhöhung eines Mindestlohns, eine
höhere Besteuerung von Vermögenserträ-
gen und eine stärkere Steuerfinanzierung
und Erhöhung staatlicher Transferleistun-
gen. Da dieses Szenario auf dem vorherge-
henden Wachstumsszenario aufbaut, er-
folgt die Verbesserung der Verteilung im
Wesentlichen über die Umverteilung der
Wachstumsgewinne.
● Das Politikbündel III »Stabilisierung
der Nachfrage« simuliert ein wachstums-
förderndes europäisches Umfeld und Kri-
senmanagement mittels einer koordinier-
ten Fiskalpolitik sowie einer weniger res-
triktiven Geldpolitik der Europäischen
Zentralbank (EZB), um die rezessiven Wir-
kungen der Finanzmarktkrise zu begren-
zen. Diesem Ziel dienen auch weitere Maß-
nahmen zur Energieeffizienz und Förde-
rung der kleinen und mittleren Unterneh-
men. Staatliche Nachfragepolitik sollte nicht
kurzfristig schon existierende Strukturen
und Arbeitsplätze konservieren, sondern
dazu beitragen Zukunftsmärkte zu erschlie-
ßen, die eher im Dienstleistungs- und Um-
weltbereich liegen dürften.
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Das Projekt modelliert die Wirkung
dieser Politikbündel im Vergleich zum
Basisszenario. Die Annahmen und der Ver-
lauf des Basisszenarios waren den krisen-
haften Erwartungen anzupassen. Tiefe und
Dauer der voraussichtlichen wirtschaft-
lichen Rezession sind schwer abzuschätzen.
Angesichts des globalen Wachstumsein-
bruchs gehen die Prognosen von einem
Rückgang der deutschen Exporte aus, der
kaum durch einen Anstieg der Binnennach-
frage kompensiert wird. Gegenüber diesem
Rezessionsszenario stellt die Summe der im
FES-Projekt modellierten drei Politikbün-
del ein längerfristig wirksames Wachstums-
programm dar, das zugleich die befürchte-
ten Krisenfolgen deutlich dämpfen und ei-
nen neuen Aufschwung fördern kann.

Die Ergebnisse der Simulation
sind ermutigend

Die vorgenannten Politiken führen inner-
halb des Modells zu einer deutlichen Ver-
besserung von Wachstum, Produktivität,
Beschäftigung und Verteilung. Die positi-
ven Effekte nehmen kumulativ zu, je mehr
Politikbündel integriert werden. Gegen-
über dem Basisszenario verdoppelt sich bei
Integration aller Politikbündel im Kom-
plettszenario die Wachstumsrate im Durch-
schnitt der nächsten zwölf Jahre nahezu,
während die Arbeitslosigkeit von 8,5 % auf
1,3 % zurückgeht. Die Binnennachfrage
wird gestärkt und die Exportabhängigkeit
gesenkt. Die Einkommensverteilung ver-
bessert sich und nähert sich, wenn auch nur
langsam, dem schwedischen Niveau an (bis
2020 auf 90 % gemäß Herfindahl-Index,
der von 0 für die schlechte US-amerika-
nische Verteilung 2004 bis 100 für die sehr
gute schwedische Verteilung 1981 reicht).

Die Belastungen für den Staatshaushalt
liegen nach Berücksichtigung der Wachs-
tumseffekte bei unter 2 % des BIP. Insbe-
sondere die Mehrausgaben im Bereich öf-
fentlicher Beschäftigung weisen dank der

dadurch steigenden direkten und indirek-
ten Steuereinnahmen sowie durch ihre
wachstums- und beschäftigungsfördernde
Nachfragewirkung hohe Selbstfinanzie-
rungsquoten auf. Insgesamt liefert also das
Komplettszenario aller drei Politikbündel
mit massiven Investitionen in Bildung, of-
fensiver Verteilungspolitik und Maßnah-
men zur Nachfragestabilisierung angesichts
der Finanzkrise ein relativ hohes Wachstum
mit niedriger Arbeitslosigkeit und sozialem
Ausgleich auf schwedischem Niveau.

Die Finanzmarktkrise und die nun dro-
hende Rezession haben die Grenzen der
Marktsteuerung deutlich gemacht. Es gilt
nun, eine neue produktive Verbindung von
Politik und Märkten zu finden, die auch in
der Krise eine soziale Zukunft ermöglicht.
Ein weiterer Rückzug des Staates in Form
von flächendeckenden Steuersenkungen,
die ja auch durch neue Schulden zu finan-
zieren wären, geht in die falsche Richtung.
Stattdessen sollten die staatlichen Ausga-
ben die Chancen für künftiges Wachstum
verbessern und die Kaufkraft der ärmeren
Bevölkerungsteile stärken. Nachdem die
Verantwortung des Staates für die Kon-
junkturpolitik wieder neu entdeckt wurde,
sollte die für die Struktur der Wirtschaft im
Sinne einer ökologischen Industriepolitik
nicht übersehen werden. Der neue Um-
weltwirtschaftsbericht zeigt die dort ange-
legten Wachstumschancen im Binnenmarkt
und Export.

Fatal wäre eine Rückkehr zu den Poli-
tiken, die an der Wurzel der Krise lagen:
Lohndruck, Abbau der Sozialleistungen
und die Vernachlässigung nachhaltiger
Energie- und Umweltpolitik. Sie mögen
zwar kurzfristig die Rentabilität der priva-
ten Unternehmen verbessern. Aber mittel-
fristig untergraben sie die Massenkaufkraft
und -nachfrage und bereiten die nächsten
Kostenschübe bei Rohstoffen und im Ge-
folge von klimabedingten Katastrophen
vor. Der Weg aus der gegenwärtigen Krise
sollte gleichzeitig der nächsten Krise vor-
beugen.
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Dierk Hirschel

Die Chancen der Krise

Die Republik befindet sich in einer Wirtschaftskrise historischen Ausmaßes, die
zugleich auch eine systemische Krise ist. Gescheitert ist das Regulationsmodell
eines finanzmarktgetriebenen Kapitalismus. Was wir nun brauchen ist ein neuer
Ordnungsrahmen für die Finanzmärkte.

Dierk Hirschel
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DGB-Chefökonom.

dierk.hirschel@dgb.de

Die ökonomische und soziale Bilanz des
Finanzmarktkapitalismus ist katastrophal.
Die Kurzfristorientierung eines aktionärs-
orientierten Managements bremste Wachs-
tum und Beschäftigung. Dividenden und
Aktienrückkaufprogramme gingen zu Las-
ten der Forschungs- und Innovationsaus-
gaben. Unternehmensgewinne und Inves-
titionen entkoppelten sich. In allen In-
dustrieländern stürzte die Lohnquote ab,
während die Einkommen der Manager,
Finanzmarktakrobaten und Vermögensbe-
sitzer explodierten. Die neue Ungleichheit
wurde, wie das FES-Zukunftsprojekt zu-
treffend analysiert, zu einer Wachstums-
bremse. Die ungleiche Verteilung ver-
schärfte den Nachfragemangel und speiste
die Kapitalschwemme auf den internatio-
nalen Finanzmärkten.

Auf politisch entfesselten Finanzmärk-
ten stieg die Krisenanfälligkeit der Volks-
wirtschaften. Das rasante Wachstum der
kurzfristigen und spekulativen Kapital-
bewegungen auf den Wertpapier-, Devi-
sen- und Derivatemärkten erhöhte die In-
stabilität. Die weißen Flecken der Regulie-
rung erzeugten Marktversagen. Mehr als
139 Finanzkrisen ereigneten sich nach
dem Zusammenbruch des Weltwährungs-
system von Bretton Woods (gegenüber 38
Krisen zwischen 1945 und 1971). Das Plat-
zen der jüngsten Kreditblase war der Hö-
hepunkt dieser Entwicklung.

Die Finanzmarktkrise ist aber auch
Ergebnis globaler Ungleichgewichte, die
sich im Finanzmarktkapitalismus immer
weiter zuspitzten. Der US-Konsum auf
Pump wurde durch die Leistungsbilanz-
überschüsse Chinas, Indiens, Japans und

Deutschlands finanziert. Folglich setzte
der deutsche Merkantilismus die Verschul-
dungsbereitschaft und -möglichkeiten des
Auslandes voraus. Wie brüchig diese glo-
bale Unordnung war und ist, führt uns die
aktuelle Krise vor Augen.

Politische Herausforderungen

Die Krise bringt versteinerte Verhältnisse
zum Tanzen. Dies zeigt sich bereits deut-
lich im Krisenmanagement: Die Politik
spielt plötzlich mit keynesianischem Teu-
felszeug und selbst die Eigentumsfrage ist
kein politisches Tabu mehr.

Die Lehren aus der Krise müssen
grundlegender Natur sein. Wie das FES-
Zukunftsprojekt aufzeigt, geht es zunächst
darum, den Kapitalismus wieder stärker
sozial und ökologisch zu regulieren. Ein
staatlicher Ordnungsrahmen war und ist
die Voraussetzung für funktionierende
Märkte. Nur so können sich die schöpferi-
schen und produktiven Potenziale des
Marktes entfalten. Die soziale und ökologi-
sche Blindheit des Marktes wird begrenzt.
Deswegen brauchen wir zukünftig eine
stärkere und gestaltende Rolle des Staates.
Der Wohlfahrtsstaat muss in die Zukunft
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investieren, Wachstum und Beschäftigung
fördern, zentrale Lebensrisiken absichern
und soziale Ungleichheiten abbauen.

Um diese Ziele erreichen zu können,
muss der Wohlfahrtsstaat reformiert wer-
den. Es bedarf mehr öffentlicher Investi-
tionen (der FES-Vorschlag einer öffent-
lichen Investitionsquote von 3 % ist ange-
messen). Nur ein handlungsfähiger Staat
kann das Bildungswesen erfolgreich mo-
dernisieren. Eine umfangreiche Frühkind-
förderung, die Reform eines sozial hoch
selektiven mehrgliedrigen Schulsystems,
sowie der breite Ausbau der Studien-
förderung lockern den engen Zusammen-
hang zwischen Bildungsperformance und
sozialer Herkunft (Politikbündel I des
FES-Zukunftsprojekts). Der öffentliche
Ausbau der sozialen Dienstleistungen stei-
gert das Wachstumspotenzial der Volks-
wirtschaft.

Eine konjunkturgerechte Finanz- und
Geldpolitik (Makropolitik) kann für höhe-
res Wachstum und mehr Beschäftigung
(Politikbündel III) sorgen. Diese sollte eu-
ropäisch koordiniert werden. Ziel sollte
aber immer ein qualitatives Wirtschafts-
wachstum sein. Eine nachhaltige Wachs-
tums- und Beschäftigungsstrategie um-
fasst Innovationspolitik ebenso wie öffent-
liche Investitionen in ökologische Moder-
nisierung und Sanierung (ÖPNV, Bahn,
Wasserver- und -entsorgung, energetische
Gebäudesanierung, etc.). Der ökologische
Umbau ist beschäftigungsintensiv und ver-
knüpft somit Ökologie und Arbeit.

Ferner muss der Sozialstaat armutsfest
gemacht werden. Dafür sollten die zentra-
len sozialen Transferleistungen ausgebaut
werden (Politikbündel II). In diesem Zu-
sammenhang fehlt im FES-Reformkon-
zept die Forderung nach einer Univer-
salisierung der Sozialversicherungssyste-
me. Bürger- und Erwerbstätigenversiche-
rung sind hier die Stichworte. Eine stärkere
Sozialverträglichkeit moderner Erwerbs-
formen erfordert ein ausgewogenes Ver-
hältnis von Flexibilität, sozialer Sicherheit

und Qualifizierung. Die Risiken prekärer
Erwerbsverläufe sollten zukünftig durch
bedarfsorientierte Grundsicherungsmo-
delle abgedeckt werden.Aus Erwerbsarbeit
angehäufte Anwartschaften werden dann
durch Steuermittel aufgestockt.Tätigkeiten
im Bereich Kindererziehung, Pflege, etc.
müssen zu anspruchs- und leistungsbe-
gründeten Tatbeständen der Sozialversi-
cherungen werden.

Niedriglohnsektor
komplett austrocknen

Der Wohlfahrtsstaat kann die Verteilungs-
ergebnisse des Marktes sozial- und steuer-
politisch korrigieren. Die Verteilung der
Markteinkommen resultiert jedoch aus
den Kräfteverhältnissen auf dem Arbeits-
markt. Letztere sind immer auch politikab-
hängig. Eine erfolgreiche Bekämpfung der
Massenarbeitslosigkeit und eine bessere
Regulierung des Arbeitsmarktes können
die Verhandlungsposition der abhängig
Beschäftigten nachhaltig stärken. Zentral
ist, wie vom FES-Zukunftsprojekt einge-
fordert, die Einführung eines Mindest-
lohnes. Dies allein reicht jedoch nicht aus.
Die so genannten Arbeitsmarktreformen
haben die Löhne unter Druck gesetzt. Der
Niedriglohnsektor sollte in Zukunft kom-
plett ausgetrocknet werden. Deswegen
brauchen wir in der Leiharbeit das Prinzip
»Gleicher Lohn für gleiche Arbeit«. Die
staatliche Förderung prekärer Beschäfti-
gung (Mini-, Midi-, Ein-Euro-Jobs) muss
beendet werden. Die Zumutbarkeitsrege-
lung bei Hartz IV gehört abgeschafft. So-
zial ist nicht, was Arbeit schafft. In der Ar-
beitsmarktpolitik müssen zukünftig Qua-
lifizierung und Weiterbildung an die Stelle
des fantasielosen Drucks durch Transfer-
kürzungen und verschärfte Zumutbarkeit
treten. Ein umfassender Kündigungs-
schutz und hohe Lohnersatzleistungen sor-
gen für ein Mindestmaß an Einkommens-
und Beschäftigungsstabilität. Hier kann
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das FES-Reformkonzept noch verbessert
werden.

Finanziert wird dieser Wohlfahrtsstaat
über Steuern und Abgaben. Ein höherer
Wachstumspfad verbessert die Einnahme-
situation des Staates. Darüber hinaus müs-
sen im Rahmen einer Steuerreform hohe
Einkommen, Gewinne und Vermögen stär-
ker zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben
herangezogen werden (Politikbündel II des
FES-Zukunftsprojekts). Das Prinzip der
Besteuerung nach Leitungsfähigkeit muss
wieder stärker zur Geltung kommen. Kon-
kret bedeutet dies: Die Abspeckung des
Mittelstandsbauchs bei gleichzeitiger Ver-
breiterung der Bemessungsgrundlage und
der Erhöhung des Spitzensteuersatzes, hö-
here Unternehmenssteuern, sowie eine um-
fassende Vermögensbesteuerung.

Stärkere gesellschaftliche Rolle

Die oben skizzierten Politikempfehlungen
können Impulse für mehr Wachstum, Be-
schäftigung sowie eine sozial gerechtere
Verteilung geben.Der Wohlfahrtsstaat wird
ausgebaut, die Binnennachfrage wird durch
höhere Löhne und mehr öffentliche Inves-
titionen gestärkt. Die krankhafte Export-
abhängigkeit wird dadurch gemindert.Dies
reicht aber noch nicht aus, um das finanz-
marktgetriebene Regulationsmodell zu
überwinden.

Wir brauchen einen neuen Ordnungs-
rahmen für die Finanzmärkte. Dieser sollte
langfristige Realinvestitionen fördern und
kurzfristige Spekulation diskriminieren.
Prävention, Haftung und Langfristorien-
tierung müssen gestärkt werden. Ein TÜV
für Finanzmarktprodukte, striktere Eigen-

kapitalanforderungen und eine »Schufa für
Banken« helfen, um künftig besser vorzu-
beugen. Ein Haftungsverbund der europä-
ischen Privatbanken lässt die Banken und
nicht die Steuerzahler für eine verfehlte
Geschäftspolitik bluten. Goldene Aktien
(z.B. VW-Gesetz), ein Verbot von Aktien-
optionen, sowie die Besteuerung von Ver-
äußerungsgewinnen und Finanztransak-
tionen setzen Anreize für ein nachhaltiges
Management.

Die Finanzmärkte müssen zukünftig
stärker gesellschaftlich kontrolliert wer-
den. Der Aktionär darf nicht mehr im
Zentrum der Unternehmenspolitik stehen.
Eine zentrale Antwort auf die Macht ano-
nymer Finanzinvestoren ist der Ausbau
wirtschaftsdemokratischer Instrumente.
Dies erfordert auch den Ausbau der Unter-
nehmensmitbestimmung.

Staatliches Eigentum wird zukünftig
wieder eine größere Rolle spielen. Die öko-
nomische Erzählung von der immer höhe-
ren Effizienz des Privateigentums hat sich
als Märchen erwiesen. Nicht nur im Fall
der Banken. Auch bei natürlichen Mono-
polen (Bahn, Energieversorgung, etc.) und
in der sonstigen Daseinsvorsorge führt
staatliches oder gesellschaftliches Eigen-
tum zu besseren Ergebnissen. In Zukunft
ist ein stärkerer Mix von staatlichem, ge-
sellschaftlichem und genossenschaftli-
chem sowie privatem Eigentum politisch
anzustreben.

Eine solche Reformagenda knüpft an
zentralen Bedürfnissen und Erwartungs-
haltungen unserer Bevölkerung an. Die
skizzierten Reformen geben Antworten auf
den weit verbreiteten Wunsch nach mehr
sozialer Gerechtigkeit. Das FES-Zukunfts-
projekt liefert hierfür wichtige Bausteine.
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In den 70er Jahren war in der Bundes-
republik der Glaube weit verbreitet, dass
der Staat die Gesellschaft steuern und für
einen allgemeinen Wohlstand seiner Bür-
ger sorgen könne. Es war die Zeit, in der die
deutsche Sozialdemokratie mit großem
Eifer Langfristprogramme entwarf, bei de-
nen staatliche Eingriffe bis ins Kleinste
festgelegt wurden. Im Zuge der wirtschaft-
lichen Schocks der beiden Ölpreiskrisen
verschwanden diese Programme in den
Schubladen, und die Politik wurde prag-
matischer. Gleichwohl ist in großen Teilen
der Bevölkerung und der Politik der Glau-
be an den allmächtigen Staat weiterhin ver-
breitet. Deutschland steht damit nicht allei-
ne da, sondern fast überall in Kontinen-
taleuropa findet sich eine beachtliche
staatliche Fixierung. Man denke etwa an
die lange Tradition der Planification in
Frankreich oder an die Vielzahl von Erlas-
sen der Europäischen Union, mit denen
das Glück der Bürger vermehrt werden
soll. Mit der Wirtschaftskrise hat die Sehn-
sucht nach dem Staat als globalem Gestal-
ter aller Lebensbereiche wieder einen gro-
ßen Aufschwung erlebt.

Nun hat die Friedrich-Ebert-Stiftung in
Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern ein

Zukunftsmodell für Deutschland vorge-
legt, bei dem auf ein breites Bündel staat-
licher Maßnahmen gesetzt wird. Begründet
wird die Renaissance eines umfassenden
Staatsinterventionismus auch damit, dass
die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise
ein akutes Versagen des Marktes gezeigt
hätte.Schon diese These ist zu hinterfragen,
denn es war offensichtlich nicht der Markt,
der versagt hat, sondern die Politik, die sich
überfordert zeigte, angesichts der immer
enger gewordenen internationalen Ver-
flechtung der Kapitalmärkte für die ange-
messenen Spielregeln zu sorgen. Weder die
deutsche Regulierung noch der staatliche
Bankensektor haben sich als Wettbewerbs-
vorteil oder Krisenblocker erwiesen. Und
in den USA hat eine viel zu expansive Geld-
politik sogar erst dafür gesorgt, dass eine
Spekulationsblase gigantischen Ausmaßes
entstehen konnte. Wer jahrelang negative
Realzinsen zulässt, braucht sich über Über-
schuldung bei den Privaten nicht zu wun-
dern.

Das vorgelegte Zukunftsmodell ver-
spricht ein deutlich höheres Produktions-
wachstum, eine kräftige Reduzierung der
Arbeitslosigkeit und eine gleichmäßigere
Verteilung der Einkommen. Diese Ergeb-
nisse beruhen auf Simulationsrechnungen
mit empirisch gestützten Modellen. Dabei
wird versucht, die in der Realität relevan-
ten ökonomischen Beziehungen in all ihrer
Komplexität mit einem System von Glei-
chungen abzubilden. Gerade zeigt sich
aber, dass unsere derzeitigen Modelle den
Finanzsektor unzureichend abbilden und
die spezifischen Konsequenzen rapider

Klaus F. Zimmermann

Zu neuen Ufern oder zurück zu
alten Programmdebatten?

In der Krise haben Forderungen nach einem Staatsinterventionismus immer
Konjunktur, auch in dem FES-Zukunftsprojekt. Doch hat nicht eher die Politik
versagt als der Markt? Und zäumt der Ansatz »erst Umverteilung, dann Wachs-
tum« das Pferd nicht von hinten auf? Eine skeptische Analyse.

Klaus F. Zimmermann

(*1952) ist Präsident des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW

Berlin) und Direktor des Instituts zur
Zukunft der Arbeit (IZA Bonn).
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Verluste von Vertrauen in das marktwirt-
schaftliche System nur unzureichend er-
fassen. Erwartungen von Konsumenten
und Investoren bilden sich heute parallel
um den Globus und verstärken so die
Gleichzeitigkeit von Krisen. Hinzu kom-
men immense Probleme, was die Verfüg-
barkeit der zur Simulation erforderlichen
Daten anbelangt.

Mehr Geld schafft keinen Anreiz

Nach dem Zukunftsmodell sollen die So-
zialtransfers angehoben werden. Das sorgt
natürlich zunächst einmal für mehr Kauf-
kraft und somit für ein höheres Wirt-
schaftswachstum – zudem werden Ein-
kommensunterschiede verringert. Dann
stellt sich aber die Frage, welche Folgen ei-
ne Erhöhung der Sozialtransfers hinsicht-
lich der Bereitschaft hat, überhaupt eine
Erwerbstätigkeit aufzunehmen. Denn eine
Erhöhung der Hartz IV-Leistungen könnte
wieder zur Folge haben, dass Arbeitslose in
der Erwerbslosigkeit verharren. Und Per-
sonen,die bisher erwerbstätig waren,könn-
ten es wieder vorziehen, Arbeit Arbeit sein
zu lassen, um künftig den Lebensunterhalt
von Sozialtransfers zu bestreiten – ergänzt
durch Einkünfte aus Schwarzarbeit. Ferner
wird der Ausbau eines öffentlich geförder-
ten Beschäftigungssektors gefordert. Dabei
handelt es sich letztlich um nichts anderes
als um eine Neuauflage der Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen – also um ABM in
der Version 2.0. Es ist nachgewiesen, dass
ABM sehr ineffizient sind – insbesondere
deshalb, weil sie keine Brücke zum ersten
Arbeitsmarkt darstellen, sondern eher eine
Falltür. Zudem: Wenn es sinnvolle Tätig-
keiten im öffentlichen Sektor gibt, sollte
man regulär Beschäftigte dafür einsetzen.
Sind die Tätigkeiten eher nicht sinnvoll,
sollte man auf sie verzichten.

Überdies stellt sich immer die Frage
der alternativen Verwendung von Mitteln.
So wäre es mit Blick auf die Wohlstands-

mehrung der Bevölkerung in Deutschland
sinnvoller, mehr Gelder in öffentliche In-
vestitionen fließen zu lassen und etwa die
individuelle Höhe der Sozialtransfers bei-
zubehalten. Oder man könnte die Steuern
senken. Steuersenkungen dürften das Wirt-
schaftswachstum steigern und somit die
Arbeitslosigkeit sinken lassen – und be-
kanntermaßen sorgt schon eine Abnahme
der Arbeitslosigkeit für eine gleichmäßige-
re Verteilung der Einkommen.

Erst Wachstum, dann Umverteilung

Das verweist auf eine weitere Schwach-
stelle des Zukunftsmodells: Es setzt die
Frage einer gerechten Einkommensvertei-
lung an den Beginn und nicht ans Ende
des Wirtschaftsprozesses. So soll etwa mit
Hilfe von Steuerrechtsänderungen, Min-
destlöhnen oder erhöhten Sozialausgaben
ein höheres Maß an Einkommensgleich-
heit erreicht werden. Bevor Umverteilung
erfolgen kann, muss aber zunächst produ-
ziert werden. Und es ist besser, weniger
von einer wachsenden Wertschöpfung um-
zuverteilen, als mehr von einer schrump-
fenden. In Großbritannien war es bis zum
Ausbruch der aktuellen Krise gelungen,
durch ein kräftiges Wirtschaftswachstum
die Arbeitslosigkeit deutlich zu verrin-
gern. Und weil Arbeit knapper wurde, stie-
gen zwangsläufig die Löhne. Ende der 90er
Jahre hatte die britische Regierung Min-
destlöhne eingeführt, bloß war diese Re-
gelung wenig von Belang, da fast niemand
so wenig verdiente, dass sein Lohn ange-
hoben werden musste. Wer diesen Prozess
umdrehen will, wird scheitern.

Zu Recht verweist das Zukunftsmodell
darauf, dass der Umfang der staatlichen
Investitionen unzureichend ist. Im letzten
Jahr beliefen sie sich nur noch auf 1,4 % des
Bruttoinlandsproduktes. Anfang der 70er
Jahre war der Anteil etwa dreimal so hoch.
In nicht wenigen Ländern und Gemeinden
– insbesondere im früheren Bundesgebiet

DA S T H E M A

N G | F H   3 | 2 0 0 9 4 1

NGFH_Maerz 09_Archiv.qxd  02.03.2009  15:01  Seite 41

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 41]



– unterbleiben mittlerweile erforderliche
Ersatz- und Sanierungsinvestitionen. Wir
zehren mithin von der Substanz. Dem
muss gegengesteuert werden. Allerdings
bedarf es dazu einer soliden Gegenfinan-
zierung, die aber ungeklärt ist.

Ebenfalls wird berechtigterweise darauf
verwiesen, dass Deutschland mehr für Bil-
dung tun müsse. Dabei wird auch auf die
bestehenden Schwachstellen verwiesen –
insbesondere auf die Mängel bei der früh-
kindlichen Betreuung und auf die unzurei-
chende Qualifizierung von Migrantenkin-
dern. Zudem wird auf die gravierenden
Defizite bei der beruflichen Weiterbildung
verwiesen. In der Tat sind hier erhebliche
Anstrengungen seitens des Staates erforder-
lich. Schon die demografische Entwicklung
erfordert es, die nachwachsende Generation
besser auszubilden und die fachlichen Fä-
higkeiten der Erwerbstätigen immer wieder
an neue Anforderungen anzupassen. Eine
weitere Option, um auf die Herausforde-

rungen zu reagieren, wird in dem Zukunfts-
modell allerdings völlig ausgeblendet: die
gesteuerte Zuwanderung von qualifizierten
Arbeitskräften aus dem Ausland.

Jede modellgestützte Zukunftsprojek-
tion ist nur so gut, wie sie sich in finanziel-
ler Hinsicht selbst trägt. Das tut das Zu-
kunftsmodell der FES aber nicht. Denn
trotz einer ermittelten höheren Wirt-
schaftsleistung steigt die Nettoneuver-
schuldung des Staates – und zwar nicht un-
erheblich. Das wird von den Autoren ein-
fach hingenommen. Irgendwie erinnert
das an die Programmdebatten der Sozial-
demokratie in früheren Zeiten, als große
Wunschzettel geschrieben wurden, Fragen
der Finanzierung aber eher als lästige Ne-
benaspekte abgetan wurden. Die Schul-
dentürme der gegenwärtigen Wirtschafts-
krise werden schon bald manche, auch die-
se Zukunftsträume erdrücken. Besonders
zukunftsträchtig ist deshalb das Zukunfts-
programm eher nicht.
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Zwischen dem FES-Projekt und dem Kon-
zept der ökologischen Industriepolitik gibt
es verschiedene Übereinstimmungen:

Erstens: Fortschrittsidee und Zukunfts-

entwurf. Beide Konzepte sind gekenn-
zeichnet durch eine Fortschrittsidee und
den Glauben an gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Gestaltbarkeit. Mit ihrer Beto-
nung von Langfristigkeit und Nachhaltig-
keit denken sie über das politische Tages-
geschäft hinaus. Bei der Analyse und der
Frage nach Lösungsstrategien machen die
Konzepte aber nicht Halt, sondern geben
mit konkreten Empfehlungen Ansatzpunk-
te für die praktische politische Umsetzung.

Zweitens: Konjunkturpolitische Rolle der
Umweltpolitik bei der Krisenbekämpfung.

Sigmar Gabriel

Schlüssel ökologische Industriepolitik

Sigmar Gabriel

(*1959) ist Mitherausgeber der NG/FH,
Ministerpräsident des Landes

Niedersachsen a.D. und seit November
2005 Bundesminister für Umwelt,

Naturschutz und Reaktorsicherheit.
Bei Piper erschien 2008 sein vieldiskutiertes

Buch Links neu denken.
sigmar.gabriel@wk.bundestag.de

Das Projekt »Zukunft 2020« und die darin enthaltenen »Politikbündel« zeigen ei-
nen Weg auf, wie man selbst in Zeiten der Finanz- und Wirtschaftskrise nachhal-
tiges Wachstum erzielen und dadurch die Gesellschaft sozialer und gerechter aus-
gestalten könnte.
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Eine aktive Umweltpolitik ist für die Bewäl-
tigung der Finanz- und Wirtschaftskrise
unverzichtbar. Es sind nicht nur aktuelle
Stichworte wie »Umweltprämie« (oder »Ab-
wrackprämie«), die Förderung nachhaltiger
Mobilität oder das Gebäudesanierungspro-
gramm, die wichtige Bestandteile der bei-
den Konjunkturpakete bilden. Die Auswir-
kungen der Finanzkrise haben auch deut-
lich gemacht, dass die wirtschaftspolitischen
Rahmenbedingungen, wie aus ökologischer
Sicht immer wieder gefordert, langfristig
und nachhaltig gestaltet werden müssen.

Drittens: Langfristiges und nachhaltiges
Wachstum. Fragen der Umweltzerstörung
und Ressourcenknappheit können nur öko-
nomisch beantwortet werden. Die ökologi-
sche Frage, wie der Klimawandel, ist längst
zu einer bestimmenden ökonomischen Fra-
ge und damit auch zu einer sozialen Frage
ersten Ranges geworden. Umgekehrt ver-
langen die großen ökonomischen Heraus-
forderungen – eine veränderte internatio-
nale Arbeitsteilung, neue Wettbewerber,
wachsende Nachfrage, begrenzte Ressour-
cen, ansteigende Rohstoffpreise – ökologi-
sche Antworten. Es ist längst eine Selbst-
verständlichkeit, dass eine moderne Wirt-
schaftspolitik deshalb dreierlei zusammen
denken muss: wirtschaftliches Wachstum,
Nachhaltigkeit und soziale Sicherung. Nur
aus der Verknüpfung »Arbeit und Umwelt«
entspringt Wirtschaftswachstum und Be-
schäftigung.

Viertens: Verbindung von Angebots- und
Nachfrageseite. Die Suche nach einem lang-
fristigen und nachhaltigen Wachstums-
pfad darf nicht alten Dogmen folgen, son-
dern muss Angebot und Nachfrage glei-
chermaßen beachten. Die Umweltpolitik
ist hierfür ein gutes Beispiel: Die energie-
politische Diskussion etwa konzentriert
sich meist zu sehr auf die Angebotsseite
und vernachlässigt dabei sträflich die riesi-
gen Nachfragepotenziale. Das tangiert si-
cherlich die Frage der Bildung, gerade um
einem Fachkräftemangel entgegenzuwir-
ken, aber auch den Bereich der Ausgestal-

tung von Umweltpolitik. Es ist an der Zeit,
auch in der Umweltpolitik umzudenken.
Die ökologische Industriepolitik greift da-
bei die wichtige Rolle und gestalterische
Kraft von Bürgerinnen und Bürgern für ei-
nen umfassenden Strukturwandel auf.

Fünftens: Produktivität und Verteilungs-
spielräume. Die Preisentwicklung an den
Rohstoffmärkten veranschaulicht den en-
gen Zusammenhang zwischen Ressourcen-
schutz und Knappheit, auch wenn es derzeit
etwas Entspannung an den Tankstellen gibt.
Sobald die Wirtschaft wieder einen Auf-
schwung erfährt, sind die Probleme und
steigende Rohstoffpreise erneut Bestandteil
der täglichen Berichterstattung. Die Ener-
giepreise kennen mittel- und langfristig nur
eine Richtung: nach oben. Gerade in diesem
Bereich existieren ebenfalls enorme Chan-
cen für wirtschaftliches Wachstum, gesell-
schaftlichen Wohlstand und Spielräume für
Beschäftigung und Löhne. Über 40 % der
Kosten im Produzierenden Gewerbe in
Deutschland sind heutzutage Materialkos-
ten. Der Lohnkostenanteil liegt deutlich
unter 25 %! Wir tun in der öffentlichen De-
batte häufig so, als ob Löhne und Lohnne-
benkosten, Beschäftigte und Sozialleistun-
gen die einzigen Stellschrauben in dem glo-
balen Preis- und Standortwettbewerb sind.
In Wahrheit gibt es andere, größere Hebel,
die Industrieproduktivität in Deutschland
zu erhöhen: den Umgang mit Rohstoffen
und Energie.

Der Diskurs zum Verhältnis von Um-
welt und Wirtschaft ist zum Glück in den
letzten Jahren vorangekommen: Ein Mei-
lenstein der Debatte waren die Erkenntnisse
des Reports von Sir Nicolas Stern, dass
unterlassener Klimaschutz bis zu 20 % des
jeweiligen Bruttosozialproduktes – auch in
Deutschland – kosten könnte. Noch stehen
die entsprechenden finanziellen Mittel zur
Verfügung, um aktiv Klimaschutz zu betrei-
ben und sich diesen auch leisten zu können.
Nun kommt es darauf an, dieses finanzielle
Potenzial auch zu nutzen. Für eine andere
Studie hat Pavan Sukhdev, Leiter der Abtei-
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lung »Globale Märkte« der Deutschen Bank
in London, gerade im Auftrag des Bundes-
umweltministeriums berechnet, was der
fortgesetzte Raubbau an der biologischen
Vielfalt kosten könnte: Erste Zwischen-
ergebnisse taxieren die globalen volkswirt-
schaftlichen Verluste auf über 6 % des Welt-
Bruttosozialproduktes bis 2050. Diese Zah-
len verdeutlichen: Es gibt dringenden Hand-
lungsbedarf!

Die Zahlen sprechen aber übrigens
auch für sich: Die Umweltwirtschaft ist –
wie der erste BMU-Umweltwirtschaftsbe-
richt verdeutlicht – gerade in Deutschland
ein Wachstumstreiber: Mehr als 5 % der
Industriegüterproduktion in Deutschland
entfielen bereits 2007 auf Umweltschutz-
güter. Deutschland ist beim Handel hier-
mit Weltspitze. Mit einem Anteil am Welt-
handel von über 16 % konnte Deutschland
seinen Vorsprung zuletzt weiter ausbauen.
Das entspricht einem Exportvolumen von
56 Milliarden Euro. Zum Vergleich: die
USA folgen mit einem Welthandelsanteil

von 15, Japan mit 9 %. Diese Erfolgsge-
schichte schlägt sich auch auf dem Ar-
beitsmarkt nieder: Die green jobs boomen.
Fast 1,8 Millionen Menschen finden hier-
zulande in diesem Bereich einen Arbeits-
platz, mit weiter steigender Tendenz. Das
sind bereits 4,5 % der Erwerbsbevölkerung.
Schon im kommenden Jahrzehnt werden
die Umwelttechnologien die Automobil-
industrie überflügeln. Auch deutsche Un-
ternehmen haben schon jetzt in einigen
Bereichen Weltmarktanteile bis zu 30 %
und sind Technologieführer, etwa bei den
erneuerbaren Energien, der Abfallwirt-
schaft oder beim Immissionsschutz. Zu-
dem ist Deutschland einer der weltweit
führenden Forschungsstandorte für Um-
welttechnologien. Dieser Vorsprung muss
weiterhin garantiert werden, indem mehr
Geld in erneuerbare Energien und Um-
welttechnologien investiert wird! 

Dass deutsche Unternehmen im inter-
nationalen Vergleich so gut aufgestellt sind,
hat verschiedene Ursachen: eine große
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Tradition im Maschinenbau, gut ausgebil-
dete Facharbeiter und innovative Ingeni-
eure, Faszination für Technik, und natür-
lich unsere Exportstärke. Es ist aber auch
das Verdienst einer Umweltpolitik, die am-
bitionierte Standards gesetzt hat und damit
oft zum internationalen Vorreiter wurde.
Sie hat die Unternehmen für die Zukunft
fit gemacht. Denn dies müssen wir uns im-
mer vor Augen halten: Die neue Umwelt-
politik ist Innovations-, Beschäftigungs-,
Standort- und Investitionspolitik in einem!

Die Erkenntnis, dass Arbeit und Um-
welt längst zusammengehören, dass eine
gute Umwelt gute Arbeit schafft, muss auch
weiterhin praktisch in Politik und Wirt-
schaft umgesetzt werden. Wir müssen ge-
rade jetzt auf krisensichere und zukunfts-
feste Beschäftigung setzen: Ökologische
Industriepolitik sorgt für verstärkte In-
vestitionen und Innovationen. Sie ist ein
Schlüsselfaktor für umweltverträgliches
Wirtschaftswachstum und letztlich für den
Zusammenhalt unserer Gesellschaft.
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Albrecht von Lucke

Mehr Mut zur Vision

Das Zukunftsprojekt der FES formuliert große Ziele. Doch reichen sie aus und
sind sie auch politikfähig? Wo sind die Mehrheiten und Akteure, die diese Ziele
umzusetzen in der Lage wären? Eine profilierte Stimme der linken Publizistik
nimmt dazu Stellung.

Albrecht von Lucke

(*1967) ist Redakteur der Blätter
für deutsche und internationale Politik
in Berlin. Soeben ist im Wagenbach
Verlag sein neues Buch erschienen:
Die gefährdete Republik. Von Bonn nach
Berlin: 1949-1989-2009.

albrecht.vonlucke@blaetter.de

»Wir leben inmitten einer Zeitenwen-
de. Der Marktradikalismus ist in Deutsch-
land und der Welt gescheitert. Gesell-
schaftliche Bedingungen verändern sich
rasant. Deutschland ist stark und kann die
Herausforderungen bestehen. Aber es
braucht Zuversicht und den Mut zum ge-
sellschaftlichen Fortschritt.« Mit diesen
Worten umreißt die SPD-Parteiführung
derzeit die dramatische Zäsur der Finanz-
und Wirtschaftskrise. Es sind die einlei-
tenden Zeilen der großen Veranstaltungs-
reihe »Das Neue Jahrzehnt«, mit der die
Partei politisch-intellektuell wieder in die
Vorhand kommen möchte.

Insofern trifft es sich gut, dass just zu
diesem Zeitpunkt die Friedrich-Ebert-Stif-
tung, gewissermaßen der Think Tank der
deutschen Sozialdemokratie, ihre Zwi-
schenbilanz des zentralen Projekts »Zu-
kunft 2020« präsentiert. Auf der anderen
Seite hätte man sich einen schwierigeren
Zeitpunkt kaum denken können. Wäh-
rend die ökonomisch und politisch Ver-

antwortlichen auf Sichtweite fahren und
bei ihrem Krisenmanagement kaum über
die nächste Woche hinaus planen, wagt die
FES eine Prognose der politischen Hand-
lungsmöglichkeiten bis zum Jahr 2020.
Das angestrebte Ziel ist gewaltig: »So reich
wie die USA, so sozial wie Schweden«, lau-
tet das Motto. Klotzen nicht kleckern, ist
ersichtlich die Devise.

Und hier bereits beginnt das Dilemma.
Derweil die globale Finanz- und Wirt-
schaftskrise die Zukunftsfähigkeit der ge-
samten westlich-kapitalistischen Welt in
Frage stellt, postuliert das FES-Projekt ei-
nen Fortschrittsbegriff, der sich primär
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dem Ziel wirtschaftlichen Wachstums ver-
schreibt. Der Grund dafür liegt auf der
Hand: Offensichtlich wurde die Studie be-
reits lange vor Beginn der Krise in Auftrag
gegeben und konzipiert, was auch ehr-
licherweise eingestanden wird: »Zu Beginn
des Projekts im Jahr 2007 und Anfang 2008
erfreute sich Deutschland eines wirtschaft-
lichen Aufschwungs. […] Das Projekt be-
absichtigte zunächst, diese Schieflage des
Aufschwungs zu korrigieren und ihn somit
zu verstärken und zu verstetigen.« (vgl.den
Beitrag von Michael Dauderstädt)

Seither jedoch hat sich die Welt funda-
mental verändert. Das aber findet in der
Analyse deutlich zu wenig Niederschlag,
wie bereits das Ziel der Studie zum Aus-
druck bringt. Wer wollte sich heute noch
auf den (ohnehin primär gepumpten)
Reichtum der USA hin orientieren, der sich
dieser Tage regelrecht in Luft aufzulösen
scheint – mit dramatischen Folgen für den
Rest der Welt? Den fast revolutionären Um-
wälzungen wird zu selten Rechnung getra-
gen – weder in ihren Risiken, noch in ihren
Chancen. Stattdessen bleibt auch in der
Diktion alles beim (vermeintlich bewähr-
ten) technokratisch-wissenschaftlichen Al-
ten. »Das Zukunftsprojekt der FES identifi-
ziert und kommuniziert Strategien und
Politiken, die es ermöglichen, bis zum Jahr
2020 ein soziales Deutschland zu errei-
chen,« lautet der dafür exemplarische erste
Satz der Zusammenfassung. Das klingt
gleichermaßen gewagt wie irritierend – zu-
mal wir in Zeiten leben, die allen Anlass ge-
ben, das Gegenteil dieser optimistischen
Prognose ins Auge zu fassen.

Angesicht der Dramatik der Krise ha-
ben die vier zentralen Vorschläge (1. Stei-
gerung der Produktivität, 2. Erhöhung der
Beschäftigung, 3. Sicherung der Nachfrage
und 4. Verbesserung der Verteilung), so
richtig sie im Einzelnen sein mögen (insbe-
sondere die beiden Letzteren), gegenwärtig
fast den Charakter von »Wünsch Dir was«.
Am deutlichsten zeigt sich das bei den
Forderungen nach Produktivitätssteige-

rung und Ausweitung der Arbeitszeit. Be-
reits heute schließen mehr und mehr Tra-
ditionsfirmen, gehen weite Teile des Landes
auf Kurzarbeit. Wenn die Krise spätestens
in diesem Sommer die deutsche Realwirt-
schaft voll erfasst haben wird, wird es nicht
um die Ausweitung von Arbeitszeit gehen,
sondern wohl eher um die möglichst krea-
tive Verwaltung des Mangels derselben.

Und selbst wenn die Expertise in ande-
ren wesentlichen Politikzielen (etwa der
notwendigen Erhöhung der Binnennach-
frage) durchaus trifft: Was dagegen gar
nicht auftaucht, ist der eigentliche politi-
sche Faktor, ist die Frage nach der politi-
schen Mehrheit und den Akteuren, die sie
umsetzen. Erst mit einer Analyse der ge-
genwärtigen politischen Kräfte und ihrer
Potenziale würde die Studie wirklich poli-
tisch überzeugend. Dies ist umso dring-
licher geboten, wenn wie derzeit ein mehr-
heitsfähiger politischer Akteur oder eine
Koalition fehlen, welche die weitreichen-
den Ziele umzusetzen in der Lage wären.

Partei ohne Ausstrahlung

Franz Müntefering hat durchaus recht,
wenn er feststellt, dass eine sichtbar orien-
tierungsschwache Angela Merkel derzeit
nicht die Meinungsführerschaft im Lande
innehat. Das Problem dabei: Die SPD be-
sitzt die kulturelle Hegemonie deswegen
noch lange nicht. So sehr deshalb der An-
und Ausgriff auf das nächste Jahrzehnt er-
forderlich ist, so sehr sind die bisherigen in-
tellektuellen Politik-Entwürfe von erstaun-
licher Visionslosigkeit – und damit ein ge-
treues Spiegelbild der Defizite der Partei.

Die Marginalisierung, die nicht nur
mehr und mehr Menschen, sondern auch
der deutschen Sozialdemokratie mittelfris-
tig drohen könnte, beruht darauf, dass es
der Partei seit geraumer Zeit nicht mehr
gelingt,mitreißende Ziele und die dafür er-
forderlichen Schlagworte zu kreieren.Vom
nationalkonservativen Historiker Michael

DA S T H E M A

4 6 N G | F H   3 | 2 0 0 9

NGFH_Maerz 09_Archiv.qxd  02.03.2009  15:01  Seite 46

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 46]



Stürmer ließ sich bereits vor 20 Jahren ler-
nen: »Die Zukunft gewinnt, wer die Be-
griffe prägt und die Vergangenheit deutet.«
Im letzten Jahrzehnt hat die SPD durchaus
Begriffe geprägt. Mit Hartz IV und Agenda
2010 sind jedoch leider Schlagworte im
Raum, die die Partei nachhaltig belasten.
Umso mehr ist es erforderlich, neue Be-
griffe zu kreieren, die die geistige Situation
der Zeit produktiv auf den Punkt bringen.
Um die herrschende Lethargie aufzubre-
chen, muss die SPD die wirklich drängen-
den politischen Probleme identifizieren.
Das Wissenschaftsdeutsch der FES-Studie,
in dem »Wachstumspfade, Politiken und
Politikbündel identifiziert« werden, hat
diesen Defiziten nichts entgegen zu setzen.

Was der SPD und ihren Parteiintellek-
tuellen heute fehlt, ist der gesellschaftliche
Blick. Vor zwei Jahren gelang es der FES,
die Debatte kurzzeitig zu bestimmen. Die
Prekariatsstudie mit ihrer völlig zutreffen-
den Diagnose einer neuen Unterschicht
bot die Möglichkeit,das zunehmende Aus-
einanderdriften der Gesellschaft radikal
zu thematisieren und zu politisieren. Aus
Angst vor dem Populismusvorwurf wurde
diese Chance leichtfertig vertan. Heute
driften wir in eine Phase weit schärferer
gesellschaftlicher Spaltung. Die Entwick-
lung etwa in England, wo Einheimische
bereits offen gegen jene ausländischen Ar-
beitnehmer protestieren, mit denen sie
eben noch auf dem Bau oder an den Fließ-
bändern Seite an Seite gearbeitet haben,
lässt Schlimmes auch für die Bundesrepu-
blik befürchten.

Worum es heute also geht, ist eine in-
tensive Verständigung über den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt in Zeiten der
globalen Krise. Dafür müssen taugliche
Begriffe wieder gefunden oder neu defi-
niert werden. Begriffe, die im Gedächtnis
der SPD alle vorhanden sind. Was etwa be-
deutet Solidarität in Zeiten, in denen den
westlichen Gesellschaften (jedenfalls vor-
übergehend) die Arbeit, aber auch (auf
Dauer) die fossilen Ressourcen ausgehen?

Wie wären Sicherheit und soziale Gerech-
tigkeit in Zeiten eines notwendigen Weni-
ger zu definieren? Entlang dieser Fragen,
die weit über die Finanzkrise im engeren
Sinne hinausgehen und auf die Kumulation
der sozialen, ökonomischen und ökologi-
schen Gefahren im Sinne einer grundsätz-
lichen Infragestellung der westlich-kapita-
listischen Zivilisation verweisen, hätte die
Debatte zu erfolgen.Die dafür erforderliche
politische Übersetzungsarbeit wird gegen-
wärtig jedoch von niemandem geleistet,
auch nicht von der SPD.

Die große Geschichts-
vergessenheit

Kurz vor seinem Tode sagte Peter Glotz:
»Ein neues Godesberg wäre eine gewaltige
Chance für die SPD«. Versteht man dieses
Ansinnen primär dahingehend, einen neu-
en großen politisch-strategischen Entwurf
zu wagen, um die deutsche Gesellschaft
nachhaltig zu verändern und gleichzeitig
die Meinungsführerschaft zu übernehmen,
wäre ein neues Godesberg in der Tat drin-
gend geboten. Die Ironie der Geschichte:
Bedeutete Godesberg im Jahre 1959 auch
eine Anpassungsleistung an das westlich-
kapitalistische Fortschrittsmodells, ist heute
dessen radikale analytische Infragestellung
von Nöten. Und die SPD ist dafür eigentlich
durchaus besser gerüstet als der politische
Hauptgegner. Während es in erheblichen
Teilen der Union immer noch »Mehr Kapi-
talismus wagen« heißt (so der letzte Buch-
titel von Friedrich Merz, dem vermeint-
lichen ordnungspolitischen Gewissen der
CDU), kann die SPD an eine lange Tradi-
tion der Kapitalismuskritik anknüpfen.

Der platte Neoliberalismus der letzten
Jahre hat gezeigt, welch weiten Weg dieses
Land seit seiner Gründung gegangen ist.
Die Väter selbst der Union wussten dage-
gen noch: Der Kapitalismus allein schafft
keine Ordnung. Das Ahlener Programm
der CDU von 1949 sah deshalb umfang-
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reiche Vergesellschaftungen vor. All das
wurde aus dem Wissen darum diskutiert,
welche Verheerungen der Kapitalismus in
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts an-
gerichtet hat. Dass dieses Bewusstsein seit
1989 weitgehend verloren ging, ist Aus-
druck einer gewaltigen und hochgefähr-
lichen Geschichtsvergessenheit.

Auch die SPD war diesbezüglich schon
einmal erheblich weiter. In den nicht zu-
letzt von Erhard Eppler beeinflussten Par-
teiprogrammen von Berlin (1989) und
Hamburg (2007) hat die Partei ausdrück-
lich von einem eindimensionalen Wachs-
tumspfad Abschied genommen. Hieran
gilt es anzuknüpfen. »›Das Neue Jahrzehnt‹
ist eine wichtige Ideenschmiede für unser
Wahlmanifest.Wir wollen Menschen neu-
gierig machen auf unsere Politik, sie be-
geistern und zeigen, dass wir mit frischen
Ideen in dieses Jahr gehen und das Neue

Jahrzehnt verantwortungsvoll gestalten
können,« heißt es im Aufruf der SPD-
Spitze. Auf der Abschlussveranstaltung
am 19. April in Berlin wird Frank-Walter
Steinmeier – auf der Basis dieser Debatte –
den Entwurf für ein Regierungsprogramm
vorstellen. Mit dem bisher Geleisteten, so-
wohl in den Diskussionen als auch in den
Papieren, wird es jedoch schwerlich ge-
lingen, 2009, das »Jahr der Bewährung«
(Steinmeier), zu einem Erfolg zu machen.
Was dagegen heute Not tut, wäre die kriti-
sche Wiederaneignung des bereits Durch-
dachten. Schon einmal, nämlich nach 1989,
beging die Partei den Fehler, in Zeiten des
Umbruchs ein Parteiprogramm und damit
die eigenen intellektuellen Traditionen um-
gehend zu vergessen. Diesen Fehler sollte
sie diesmal nicht wiederholen.Andernfalls
wird sie ihre intellektuelle Defensive kaum
überwinden.
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Alle Regierungen sind heute intensiv mit
einem Management der Finanzkrise be-
schäftigt. Doch es geht um mehr. Neben dem
Altersrheuma der maroden Finanzordnung
müssen auch die Geburtsschmerzen einer
neuen Ära gesehen werden, die aus den öko-
logischen Herausforderungen erwachsen.
Daraus ergeben sich große Chancen für
neuen Wohlstand und neue Beschäftigung.

Ein Rendezvous mit dem Schicksal sind
die seltenen Konstellationen, an denen
geschichtliche Weichenstellungen möglich
werden. Zuletzt war das 1989 der Fall, als
die zweigeteilte Welt zusammenbrach. Die
Chance der deutschen Einheit wurde ge-
nutzt, nicht jedoch die Möglichkeit, den

Michael Müller/Wolfgang Thierse

Nachhaltige Zukunft
Sozialökologische Marktwirtschaft ist die wichtigste Alternative
zum entfesselten Kapitalismus
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Aufbau der neuen Bundesländer mit dem
Umbau der alten Länder zu verbinden.
Damals plädierten wir für einen ökologi-
schen New Deal, der unser Land für die
Zukunft fit machen sollte. Doch es trium-
phierte eine falsche Siegermentalität.

In einer Welt ohne politische Ordnung
setzte sich der Neoliberalismus vollends
durch und demontierte die soziale Markt-
wirtschaft. Gestaltende Politik wurde auf
ein Abstellgleis geschoben.

Das rächt sich heute. Die deregulierten
Finanzmärkte führten in die tiefste Wirt-
schaftskrise seit der großen Depression
von 1929.Wir wollen nicht schwarz malen,
doch wahrscheinlich sind wir erst in Run-
de fünf eines Zwölfrundenkampfes, der in
einer Deflation, also dem Zusammentref-
fen von Wachstumseinbruch und Inflation,
münden kann. Nach dem Hauptverursa-
cher USA erfasste die Krise alle Industrie-
staaten und griff bereits auf die Schwel-
lenländer über. Wie im Dominospiel reißt
ein Stein weitere mit. Die Krise erschüttert
alle Sektoren der Realwirtschaft und wird
tiefe Spuren auf dem Arbeitsmarkt hinter-
lassen. Für die Dritte Welt werden die Fol-
gen dramatisch sein.

Die Wiederentdeckung
von J.M. Keynes

Natürlich steht jetzt Krisenmanagement
im Vordergrund, um einen völligen Zu-
sammenbruch zu verhindern. Keynesia-
nische Rezepte haben wieder Konjunktur.
In den USA hat selbst der Notenbankchef
Ben Bernanke die Schirmmütze aufge-
setzt. Mit staatlichen Hilfen werden ein-
sturzgefährdete Banken und gefährdete
Unternehmen gestützt. Von einem »syste-
mischen Risiko« ist die Rede. Doch ist die
Finanzkrise ein Risiko für das bisherige
System oder ist das System das Risiko? 

Gegenwärtig erlebt die moderne Ge-
sellschaft den dritten Epochenbruch seit
der industriellen Revolution. Nach der

hemmungslosen Ausbeutung der mensch-
lichen Arbeit im Manchesterkapitalismus
konnten nach dem Zweiten Weltkrieg die
sozialen Konflikte zumindest in einem Teil
der Welt entschärft werden. Die Architekten
des New Deal zum liberalen Wohlfahrts-
staat, der die Wirtschaft »sozial disziplinier-
te«, und des Vertrags von Bretton Woods,
der die »wucherischen Geldverleiher aus
den Tempeln der Finanzen vertreiben« soll-
te, waren Franklin D. Roosevelt und John
Maynard Keynes. Sie schufen die Grund-
lagen für das sozialdemokratische Jahr-
hundert, das bis in die 70er Jahre reichte.

Der Zusammenbruch
von Bretton Woods

In den letzten 30 Jahren wurden jedoch
Zug um Zug die Regelungen beseitigt, die
den grenzenlosen Expansionsdrang und
die soziale Bindungslosigkeit des Kapitals
in Grenzen hielten.Am Beginn des Finanz-
kapitalismus standen die ökonomischen
Folgen des Vietnamkrieges, den Amerika
mit der Ausweitung der Geldmenge finan-
zierte. Das Anwerfen der Notenpresse in-
flationierte die Weltwirtschaft, denn der
Dollar war zugleich nationale und interna-
tionale Währung. 1973 kam das Ende von
Bretton Woods, das ausgerechnet den Kri-
senverursacher,die Geldpolitik,an die Spit-
ze der globalen Wirtschaft katapultierte.
Der Finanzkapitalismus nahm Fahrt auf
und befreite weltweit die nationalen Kapi-
talmärkte von Kontrollen. Alle Industrie-
länder übernahmen mehr oder weniger
bereitwillig die in England und USA einge-
führten »strukturierten Finanzdienstleis-
tungen« und verzichteten auf Genehmi-
gungspflichten und Qualitätskontrollen.
Allein zwischen 1980 und 2007 erhöhte
sich der Tagesumsatz auf den internationa-
len Kapitalmärkten von 62 auf 3.475 Mil-
liarden US-Dollar, davon flossen weniger
als drei Milliarden Dollar in Investitionen
im produktiven Sektor.
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Das erlaubte den Gelddealern sich als
Ersatz für die fehlende Weltordnung aufzu-
spielen. Als Herren des Universums mach-
ten sie die Gier zu einer Art Ordnung set-
zenden Macht über alle Grenzen und Kon-
tinente hinweg. Verbunden damit war der
Aufstieg des Neoliberalismus. Die politi-
schen Täter dieser Entmoralisierung der
Wirtschaftsordnung hießen Margaret That-
cher und Ronald Reagan. Unter dem Deck-
mantel der Liberalisierung kürzten sie So-
zialausgaben, privatisierten den öffentli-
chen Sektor, schwächten die Gewerkschaf-
ten und setzten rücksichtslos die Interes-
sen der Wall Street und des Finanzzentrums
London durch.

In Deutschland machten die FDP und
in ihren Leipziger Beschlüssen die CDU
den Neoliberalismus zum Programm, ganz
im Gegensatz zu den Vätern der sozialen
Marktwirtschaft Alfred Müller-Armack,
Walter Eucken oder Alexander Rüstow, für
die »ein starker Staat und eine liberale
Wirtschaftspolitik einander bedingen«.
Doch der Konflikt geht tiefer. Auch ein
Zurück zu den alten Antworten griffe zu
kurz. Zum ersten Mal in der modernen
Wirtschaftsgeschichte kommen vier He-
rausforderungen zusammen, die mit her-
gebrachten Wachstumskonzepten nicht zu
bewältigen sind: Neben dem Finanzcrash
sind das der Klimawandel, die Rohstoff-
und Energieverknappung und die explo-
dierenden Lebensmittelpreise.

Ein Kurswechsel
ist nötig

Die globale Ökonomie muss sich neu for-
mieren. Wir müssen uns dieser Tragweite
bewusst werden, andernfalls bleiben die
Antworten zu klein. Das Hamburger
Grundsatzprogramm der SPD hat diese
Weichenstellung beschrieben. An diesem
Punkt beginnt entweder eine Epoche der
Nachhaltigkeit, die wirtschaftliche Dyna-
mik mit sozialer Gerechtigkeit und ökolo-

gischer Verträglichkeit verbindet. Der ent-
scheidende Wechsel ist, dass die Entschei-
dungen in Wirtschaft und Gesellschaft
nicht mehr kurzfristig orientiert sind, son-
dern von den Herausforderungen der Zu-
kunft ausgehen.

Oder es drohen erbitterte Verteilungs-
kämpfe und neue Gewalt, weil die Ent-
wicklung den Märkten überlassen bleibt.
Dann lässt der Klimawandel Gesellschaf-
ten kollabieren und verstärkt weltweit den
Migrationsdruck. Afrika, wo 230 Millio-
nen Menschen Hunger leiden, droht bei
einer Erwärmung um 2 °C gegenüber 1990
eine Halbierung der Ernteerträge. In Asien
sind 40 % der 635 Millionen Menschen,
die in Flussdeltas oder niedrigen Küsten-
regionen leben, existenziell gefährdet.
Auch die Zeit billiger Energie und Roh-
stoffe ist vorbei, die in den letzten 200
Jahren das Schmiermittel für Beschäfti-
gung und Wohlstand waren. Der neue Out-
look der Internationalen Energieagentur
belegt, dass massive Verteilungskonflikte
drohen, aus denen Ressourcenkriege wer-
den können. Und nicht zuletzt ist in den
letzten zwölf Monaten der FAO-Lebens-
mittelindex bis zu 60 % gestiegen, der sich
durch Nutzungskonflikte und Klimawan-
del erhöhen wird.Weil die Preise für Ener-
gie und Nahrungsmittel stärker stiegen als
für Gebrauchsgüter, ist der eine US-Dollar,
der als äußerste Armutsschwelle gilt, nur
noch 70 Cent wert. Zuletzt fanden in 40
Staaten bereits Hungerrevolten statt.

Die Knappheiten verschärfen sich durch
die nachholende Industrialisierung bevöl-
kerungsreicher Schwellenländer. Obwohl
ein Chinese nur 3,66 Tonnen Kohlendio-
xid verursacht – ein US-Bürger kommt auf
19,74 Tonnen –, ist das Land der Mitte be-
reits der größte CO2-Emittent der Welt.
Und selbst China muss den Ausstoß hal-
bieren, um das Klima zu schützen.

Diese Zuspitzung ist nicht nur eine ge-
waltige Bedrohung, sie öffnet auch ein Ge-
staltungsfenster, denn überall wächst der
Handlungsdruck. Jetzt muss die Politik die
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alte Frage, die sich wieder in aller Schärfe
stellt, neu beantworten: Wie ist Fortschritt
möglich? Und welcher Fortschritt muss es
sein?

Notwendig ist eine Ordnung, die den
alltäglichen Krieg mit der Zukunft beendet.
Sie muss vom Grundsatz der Solidarität al-
ler für alle ausgehen, die Interessen der
Gesellschaft über die Ökonomie stellen, die
Endlichkeit des Naturkapitals beachten
und die Anforderungen der Zukunft in den
Entscheidungen der Gegenwart berück-
sichtigen. Deshalb ist die Idee der Nachhal-
tigkeit die wichtigste Alternative zum glo-
balen Kapitalismus, weil ihre regulativen
Prinzipien das Gegenteil der Kurzfristigkeit
sind, die immer neue Blasen und damit
Krisen produziert. Nachhaltigkeit fördert
Vielfalt, Kreativität und Dezentralität. Sie
setzt auf Innovationen und ökologische
Zukunftsmärkte. Und, was das Wichtigste
ist, mit ihr kann sofort begonnen werden.

Die EU als Vorreiter

Nachhaltigkeit verbindet die globale Neu-
ordnung der Finanzmärkte mit der Re-
form der Wirtschaftsverfassung, um die
Wirtschafts-, Sozial- und Naturkreisläufe
zu stabilisieren. Die Europäische Union
kann, wenn sie den Weg des europäischen
Klima- und Energieprogramms vom 8.
März 2007 weitergeht, der Vorreiter sein,
zumal der alte Kontinent mehr als andere
Weltregionen über technische, ökonomi-
sche und kulturelle Voraussetzungen für
die sozialökologische Modernisierung ver-
fügt. Das würde sich in doppelter Weise
auszahlen, denn es stärkt die EU, wenn sie
bei diesen großen Zukunftsaufgaben vo-
rangeht. Und es macht die Mitgliedsstaa-
ten handlungsfähig, denn ein Land allein
ist bei diesen Herausforderungen überfor-
dert. Zusammen aber wird die EU eine be-
deutende Rolle einnehmen.

Wir plädieren – wie schon 1989 – für
einen ökologischen New Deal, verbunden

mit einem ökologischen Bretton Woods,
so wie dies bereits 1948 in der Havanna-
Charta der Vereinten Nationen mit Stüt-
zungs- und Ausgleichsmechanismen an-
gedacht war. National gehört ein umfas-
sendes Zukunftsinvestitionsprogramm Ar-
beit und Umwelt dazu, das den Struktur-
wandel auf der Angebots- wie auf der
Nachfrageseite vorantreibt. Deutschland
würde die Anwendung von Green Tech
neue Wettbewerbsvorteile verschaffen
und es zum wichtigsten Technologiean-
bieter dieser Megatechnik machen.

Mit Innovation
zur Nachhaltigkeit

Bausteine eines solchen Zukunftsinvesti-
tionsprogramms wären: massive Innova-
tionsimpulse zur Ressourceneffizienz,
Energiesparfonds, Aufstockung der ener-
getischen Gebäudesanierung, Investitions-
zulagen für Effizienztechnologien, Mo-
dernisierung der regionalen Verkehrssys-
teme und ein ehrgeiziges Ziel für Zero-
Emissions-Mobility. Diese Technologien
werden die künftige Infrastruktur der
Volkswirtschaften bestimmen. Und um ei-
ne Breitenwirkung zu erreichen, sollte der
Vorschlag aufgegriffen werden, für Effi-
zienztechnologien die Mehrwertsteuer be-
fristet zu halbieren.

Derzeit werden täglich neue Vorschläge
zur Überwindung der Krise gemacht. Ent-
scheidend für ihre Bewertung sind die Deu-
tung der Krise und die Einschätzung der
weiteren Zukunft. Die neue Epoche muss
eine sozialökologische Marktwirtschaft sein.
Unser Vorschlag verbindet die Förderung
technischer Innovationen mit Bildung,
Wissenschaft und Forschung. Er ist kon-
sensfähig für Kapital und Arbeit, hat einen
hohen Selbstfinanzierungseffekt und ist
schon deshalb notwendig, weil die ökologi-
schen Herausforderungen unser Jahrhun-
dert prägen werden. Umso notwendiger ist
es, jetzt dafür die Weichen zu stellen.
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Prognosen, sagte einmal ein kluger Kopf,
sind immer riskant, besonders dann, wenn
sie sich auf die Zukunft beziehen. Dies be-
trifft die nüchternen Realisten nicht viel
weniger als die Utopisten. Malt sich der
Utopist die Welt so aus, wie er sie gerne
hätte – mag er dabei auch reale, ge-
genwärtige Tendenzen berücksichtigen –,
so schreibt der Realist einfach gegenwär-
tige Tendenzen fort. Für den Realisten ist
die Zukunft eine leicht veränderte Gegen-
wart. Was diese Art von Prognose natür-
lich nie zu erfassen vermag, sind die histo-
rischen »Überraschungen«. Stellen wir uns
kurz einmal vor, wie jemand vor zwanzig
Jahren die »Zukunft« vorausgesagt hätte:
Hätte er den Kollaps des Ostblocks pro-
gnostiziert? Den spektakulären Aufstieg
Chinas? Die Revolutionen der Kommuni-
kationstechnologie? Die Expansion der Fi-
nanzmärkte – und deren Kollaps? Sind al-
so mittelfristige Prognosen immer schon
eine heikle Angelegenheit, weil sie »Über-
raschungen« nicht in ihr Modell einbauen
können, so sind sie noch einmal kompli-
zierter, wenn man gerade in der jüngsten
»Überraschung« drinnen steckt, aber de-
ren Implikationen noch nicht vollends ab-

schätzen kann. Schließlich deutet vieles
darauf hin, dass die Notprogramme zur
Rettung der Finanzmärkte, die im Herbst
aufgelegt wurden, nicht ausreichen; dass
viele der systemrelevanten Banken prak-
tisch pleite sind und dass sie faule Kredite
in ihren Büchern haben, die selbst die Ret-
tungskapazitäten wohlhabender Staaten
übersteigen können.Wenn man annimmt,
dass deutsche Banken in Wirklichkeit auf
Risiken von 2.000 Milliarden US-Dollar
sitzen, dann würde ein Kollaps auch das
reiche Deutschland überfordern – die
Summe beläuft sich auf zwei Drittel des
deutschen BIPs. Österreichs Finanzhäuser
haben alleine in Mittel- und Osteuropa
Kredite im Ausmaß von mehr als 60 % des
BIPs ausständig. Amerikas Banken stehen
nicht gerade besser da, die britischen eher
noch schlechter. Man kann sich die Zu-
kunft vorstellen – aber kann man sich ei-
nen Kapitalismus ohne Finanzsystem vor-
stellen? Natürlich nicht.

Risikobewirtschaftung 
als Aufgabe

Überlegungen wie diese stellen sich schnell
ein, wenn man »Mapping the Global Futu-
re«, die Vorausschau des US-amerikani-
schen National Intelligence Council (NIC)
zur Hand nimmt. Unser Wissen über die
Zukunft ist beschränkt. Aber dass es nur
beschränkt ist, bedeutet andererseits, dass
wir einiges über die Zukunft wissen kön-
nen. Denn erstens ist es durchaus frucht-

Robert Misik

Welt ohne Westen
Die Vision der amerikanischen Geheimdienste

In zwanzig Jahren wird es eine Weltordnung geben, die erstmals in der modernen
Geschichte keine strukturierte Ordnung mehr ist, prophezeit die jüngste Zu-
kunftsprognose des National Intelligence Council der USA. Doch wird es auch
so kommen?

Robert Misik

(*1966) österreichischer Schriftsteller
und Publizist. Im Aufbau-Verlag

erschien im Januar: Politik der Paranoia.
Gegen die neuen Konservativen.

Er ist aktueller Träger des österreichischen
Staatspreises für Kulturpublizistik.
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bar, ein Bild zu entwerfen, wie unsere Welt
aussehen würde, wenn sich gegenwärtige
Trends ohne allzu große dramatische Ab-
weichungen weiter entwickeln würden.
Und zweitens ist es natürlich so, dass be-
stimmte säkulare Langfristbewegungen
auch durch systemische Schocks nicht voll-
ends umgekehrt werden.

Dazu gehören: Bevölkerungsentwick-
lung, globale Machtverschiebungen, Res-
sourcenknappheiten. Der NIC ist ein Think
Tank innerhalb des amerikanischen nach-
richtendienstlichen Komplexes und das
heißt, er hat eine bestimmte Aufgabe: Risi-
kobewirtschaftung. Möglichst früh auf
neue Sicherheitsrisiken hinweisen. Wie
wird die Welt also nach Einschätzung des
NIC im Jahr 2025 aussehen? Der Westen
und die USA werden ihre führende Rolle
behalten, aber ihre dominante verlieren.
Ein »multipolares System« wird sich entwi-
ckeln. Besonderes Gewicht legen die Stu-
dienautoren auf den Aufstieg Chinas und

Indiens. Die Weltbevölkerung wird noch
einmal um zusätzlich 1,2 Milliarden Men-
schen wachsen, 57 % der Weltbevölkerung
werden in Städten leben (gegenwärtig
50 %). Dies führt zu weiterer Ressourcen-
knappheit. Schon heute leiden 21 Staaten
mit einer Bevölkerungszahl von 600 Milli-
onen an einem Mangel an Frischwasser
und bebaubarem Land. Diese Zahl wird
sich auf 36 Länder mit einer Bevölkerung
von 1,4 Milliarden erhöhen. Der Einstieg
ins »Post-Erdöl-Zeitalter« wird gelungen
sein, die technologischen Voraussetzungen
sind geschaffen, aber die allgemeine tech-
nologische Umrüstung hat gerade erst be-
gonnen. Einerseits wird das den Ländern,
die jetzt schon ihre Potenz auf Erdölreich-
tum begründen, angesichts schwindender
Förderungen und wachsendem Energie-
verbrauch noch mehr an Macht geben,
doch wird diese Macht bereits zu schwin-
den beginnen.Vor allem Länder wie Saudi-
Arabien, deren Einkommen wesentlich vom
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Indien werden weiter wachsen, werden aber
zunehmend Schwierigkeiten haben, das bis-
herige Wachstum fortzuschreiben.Als eines
der größten globalen Risiken schätzen die
Autoren der Studie darum die Möglichkeit
ein, dass sich China und Indien zunehmend
in die Quere kommen können – insbeson-
dere in ihrer Jagd nach Ressourcen. Von
harter Konkurrenz bis bewaffneten Aus-
einandersetzungen ist hier alles möglich.

Die Denker des NIC analysieren nüch-
tern und ohne Alarmismus, und doch
schleicht sich ein dunkelgrauer Ton in ihre
Prognose. Als Szenario erscheint eine cha-
otische »Welt ohne Westen« – also ohne
strukturierende hegemoniale Weltmacht –
am Wahrscheinlichsten, mit mehreren auf-
strebenden neuen »Welt«-Mächten, die im
Extremfall auch noch miteinander in Kon-
flikt geraten können. Europa wird weiter in
sich verstrickt sein und zudem einen wach-
senden Anteil seines Reichtums für die al-
ternde Bevölkerung aufbringen müssen,
mit allen Wohlstandsverlusten, die das im-
pliziert. Japan sitzt am absteigenden Ast.

Russland hat in der Vergangenheit zu we-
nig in Human Ressources investiert, was sich
in zunehmenden Maße rächt, und wird
mehr und mehr von ethnischen Konflikten
geprägt sein – da die slawische Bevölke-
rung schrumpft und die nichtrussischen
Ethnien nicht länger die zweite oder dritte
Geige spielen wollen.

All das ist möglich. Freilich, wir wissen
schon aufgrund vergangener Prognosen:
Es kommt nie,wie man glaubt.Dennoch ist
das Dokument des NIC eine inspirierende
Lektüre. Mag es uns auch nicht mit Sicher-
heit sagen, wie die Welt wird, informiert es
in jedem Fall über die gegenwärtigen Ten-
denzen der Welt, wie sie ist.

Mit denen ist es wie mit dem Wald-
sterben, vor dem mit Recht gewarnt wurde,
und das gerade deshalb nicht eintrat: Man
muss sie kennen, wenn man dafür sorgen
will, dass Negativszenarien nicht Wirklich-
keit werden.

(Die Prognose des NIC ist abrufbar un-
ter: http://www.dni.gov/nic/NIC_global-
trend2020.html)
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NG/FH: Hans Jonas hat die These formu-
liert, dass die moderne wissenschaftlich-
technische Zivilisation zunehmend Fern-
wirkungen produziert, die sie selbst zwar
nicht mehr ohne Weiteres kontrollieren
kann, die aber existenzgefährdend sein
können. Ist diese Diagnose noch gültig? 

Claus Offe: Hans Jonas’Langstrecken-Ethik
von 1979 mit dem »ökologischen Impera-
tiv« und dem damals aktuell werdenden

Gedanken der Nachhaltigkeit hat mir nie
besonders eingeleuchtet. Aus meiner Sicht
geht es, jedenfalls heute, um die Frage, wie
sich Gesellschaften unseres Typs mit politi-
schen (und weniger mit »ethischen«) Mit-
teln davor schützen können, ihre eigenen
physischen und ihre moralischen Bestands-
bedingungen zu verletzen.

NG/FH: Hans Jonas hat daraus die Schluss-
folgerung gezogen, dass wir, wenn wir ver-

Gespräch mit Claus Offe

»Der Verfall von Staatskapazität bereitet mir Sorge«

Claus Offe (geb. 1940) gehört seit seiner Emeritierung an der HU Berlin im Jahr
2005 zum Lehrkörper der Hertie School of Governance. Der Professor für Politi-
sche Soziologie erörtert im Gespräch mit Thomas Meyer unter anderem die Frage,
ob heutige Gesellschaften noch fähig sind, ihre Zukunft zu gestalten.
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antwortlich handeln wollen, verpflichtet
sind, mögliche Fernwirkungen unseres jet-
zigen Handelns zu imaginieren und jed-
wedes Handeln zu unterlassen, das nicht
verantwortbare Fernwirkungen erzeugen
kann. Dieses Prinzip, so gut begründet es
ist, hat im politischen Bereich keine Freun-
de gefunden.Woran liegt das?

Offe: Es liegt daran, dass die Lehre von
Jonas gänzlich unpolitisch ist. Politisch ge-

sehen haben wir es mit Problemen zu tun,
die sich nicht aus Gründen der »Technik«
in einer fernen Zukunft eventuell zutragen
könnten, sondern die in der Jetzt-Zeit zum
Greifen nahe sind. Sie stehen buchstäblich
in der Tageszeitung: Klimawandel, Finanz-
krisen und militärische Konflikte der Art,
wie sie in Gaza und Afghanistan stattfin-
den. Und was die lange Frist angeht: Wir
müssten heute in der Lage sein, die Wei-
chen so zu stellen, dass wir nicht aufs fal-
sche Gleis rollen. Aber das können wir
nicht, weil wir aktuell (Stichwort »Arbeits-
plätze«) erst einmal mit öffentlichen Mit-
teln die Automobilindustrie samt ihren
notorischen Überkapazitäten aufpäppeln
müssen.

NG/FH: Nun gibt es aber auch problemati-
sche Fernwirkungen, die schon eingetreten
sind und von denen man weiß, dass sie sich
verschärfen werden. Der Klimawandel ist
das anschaulichste Beispiel. Haben moder-
ne Gesellschaften denn überhaupt das Po-
tenzial in ihrem Erkenntnisvermögen, aber
auch in ihrem politischen Handeln mit
dieser Art von Problemen umzugehen, die
sie doch fortwährend erzeugen?

Offe: Was fehlt ist wohl weniger das »Wis-
sen« über problematische Handlungsfol-
gen, sondern eher das politische »Kön-
nen«, das erforderlich wäre sie abzuwen-

den. Der Engpass liegt nicht bei der Prog-
nose, sondern bei dem, was manchmal als
State Capacity bezeichnet wird. Moderne
Gesellschaften sind sich selbst gegenüber
eigentümlich machtlos, d.h. nicht einmal
fähig, auch nur für die nächsten zwei Jahre
zielorientiert zu agieren. Immer kommt
etwas in die Quere, was uns nötigt, die
Prioritäten neu zu sortieren.Wer hätte z.B.
vor zwei Jahren gedacht, dass sich die poli-
tischen Systeme der westlichen Welt vom

Finanzkapital so vor sich hertreiben las-
sen, wie das heute der Fall ist? Ist das nicht
ein gigantischer Akt der Geiselnahme bzw.
Lösegelderpressung, dem sich Staat und
Politik ausgesetzt sehen und dem alles an-
dere, zum Beispiel so eherne Zielgrößen
wie Haushaltsstabilisierung und »Wieder-
erlangung der haushaltspolitischen Sou-
veränität« zum Opfer fallen?

NG/FH: Nun gibt es aber doch immer wie-
der eine Reihe von wichtigen Szenarien
und Prognosen, z.B. den Meadows-Report
über die Grenzen des Wachstums aus den
70er Jahren, die die folgende Entwicklung
offenbar entscheidend beeinflusst haben.
Können Prognosen und Szenarien nicht
doch politische Diskurse verändern und
auch Weichen künftigen Handelns neu
stellen? 

Offe: Ja, sie haben Aufmerksamkeit ge-
weckt, weil sie von damals sich regenden
grünen politischen Kräften aufgegriffen
worden sind. Der Meadows-Report ist
auch von anderen Kräften aufgegriffen
worden, denen das Alibi willkommen war,
das ihnen der Report für die bevorstehen-
den mageren Jahre mit Stagnation und
Arbeitslosigkeit ab 1973 bot. So wurde das
faktisch Absehbare gewissermaßen als das
ökologisch-moralisch Gebotene ausgege-
ben und veredelt.
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NG/FH: Ist es nicht eine Art paradoxer
Intervention, wenn etwas projiziert und
mit scheinbarer Exaktheit ausgerechnet
wird, von dem eigentlich klar ist, dass es
eben so nicht kommen wird, eben weil es
entgegen gerichtetes Handeln auslöst und
das gerade deswegen so ausgerechnet wird,
damit es nicht so kommt.

Offe: Genau. Das ist eine mögliche heil-
same Wirkung pessimistischer Prognosen:
Weil sie für wahr genommen werden, wer-
den sie im Ergebnis unwahr gemacht. Das
setzt aber wiederum voraus, dass die politi-
schen Kräfte zugegen sind, welche die Vo-
raussage durchkreuzen können. In Abwe-
senheit solcher Kräfte können aber auch
ganz andere Reaktionen eintreten: Rette
sich, wer kann! Oder: Wir können sowieso
nichts machen! So ist es eher bei den ak-
tuellen Prognosen über die mittelfristige
Entwicklung von Wachstum und Beschäf-
tigung.

NG/FH: Was ist aus sozialwissenschaft-
licher Sicht von solchen politischen Szena-
rien zu halten, wenn man auf deren Grund-
lage eine mögliche Zukunft entwirft und
versucht, sie für politisches Handeln nutz-
bar zu machen?

Offe: Prognosen sind ohnehin mit sehr
vielen Fragezeichen besetzt. Das kann da-
zu führen, dass sie überhaupt nicht ernst
genommen werden und die Prognostiker
daraufhin in Schweigen verfallen – wie zur
Zeit ein großer Teil unserer Wirtschafts-
Weisheit. Ich denke, dass das Verhältnis
von Politik, Wissenschaft und Prognosen
der erwähnten Art mit einer pragmatisch
bestimmten Wechselwirkung zwischen
Können und Wollen zu tun hat. Diese
Wechselwirkung folgt der Logik: Wer
einen dicken Hammer in der Hand hat,
dem erscheint die Welt so, als bestünde sie
aus lauter Nägeln. Und umgekehrt! Der-
jenige, dem nur ein unbedeutendes Häm-
merchen zur Verfügung steht – will sagen:

der sich und anderen politisch realis-
tischerweise nichts zutrauen kann – der
verfällt leicht in fatalistische Fügsamkeit,
die Obama mit seinem »yes, we can!« zu
bannen versucht hat. Wir werden sehen,
mit welchem dauerhaften und so dringlich
wünschenswerten Erfolg. Falls der aus-
bleibt, desavouiert sich die Politik als ge-
triebener Akteur – getrieben, sei es von
den Naturgewalten des Weltmarktes, sei es
von den Kontingenzen innenpolitischer
Kräftekonstellationen.

NG/FH: Ist das nicht ein Risiko für die De-
mokratie?

Offe: Das kann man wohl sagen! Demo-
kratie ist immer angewiesen nicht nur auf
egalitäre und inklusive Partizipation, son-
dern ebenso auf organisierte politische
Handlungsfähigkeit. Ein Staat, der in sei-
nem Handlungsvermögen darauf be-
schränkt wäre, über Maße und Gewichte
sowie über die Namen von Straßen zu ent-
scheiden, kann kein demokratischer sein.
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Der Verfall von Staatskapazität bereitet mir
in der Tat Sorge – ebenso wie jenem wach-
senden Teil unserer Mitbürger, der auf die
evidente Schwäche der öffentlichen Gewalt
mit Zynismus und einem Gefühl der eige-
nen Machtlosigkeit reagiert.

NG/FH: Ist da die Zivilgesellschaft gefor-
dert oder hat die Beschränkung der Hand-
lungsfähigkeit auch sie erfasst?

Offe: Es gibt mittlerweile bis an die Grenze
des politischen Kitsches reichende Lob-
preisungen der Zivilgesellschaft – viel bil-
lige Tröstung ist dabei und auch Spekula-
tion auf »staatsentlastende« Nützlichkeit!
Als ob diese Zivilgesellschaft, allein, auf
sich gestellt, ohne politische Förderung ge-
rade dort etwas auszurichten vermöchte,
wo es an ökonomischen Rechten und so-
zialer Sicherheit fehlt! Für letztere benöti-
gen wir eine intakte und leistungsfähige
Staatsgewalt bzw.heute zusätzlich suprana-
tionale Entscheidungskapazität, um wich-
tige Entwicklungen – soziale, ökonomi-
sche, bildungspolitische, ökologische –
zum Besseren wenden zu können. Dazu
werden wir nicht ohne staatliche Politik
auskommen.

NG/FH: Es gibt offenbar drei Gründe für
die Begrenztheit von Zukunftsplanung.
Erstens: den kognitiven, denn sicherer Er-
kenntnisgewinn über künftige Entwick-
lungen ist unvermeidlich schwer bis un-
möglich. Zweitens: den sachlichen, denn
moderne Gesellschaften und die natür-
liche Umwelt zeichnen sich durch hohe
Komplexität der Wechsel- und Rückwir-
kungen ihrer Entwicklung aus. Drittens:
die stets begrenzten institutionellen Kapa-
zitäten von Gesellschaft und Politik. Wie
können unter diesen Umständen halbwegs
realistische Lösungsmöglichkeiten für die
Abwendung existenzieller Krisen durch un-
beherrschte Fernwirkungen unseres Han-
delns im politisch-institutionellem Bereich
aussehen?

Offe: Vielleicht könnte die Politik ihre Rol-
le wiederfinden, indem sie aufhört ihren
Klienten in unglaubwürdiger Weise Fort-
schrittspfade in die Zukunft in Aussicht zu
stellen. Statt dessen muss sie damit anfan-
gen, Schwellenwerte, Minima, unverzicht-
bare Mindestwerte zu definieren und zu
gewährleisten, die z.B. die Altersarmut von
Hinterbliebenen ebenso ausschließen wie
die Bildungsarmut von Migrantenkin-
dern.Was ausgeschlossen werden muss, ist
die Möglichkeit von – und damit die läh-
mende Angst vor – anders als durch staat-
liche Politik nicht beherrschbare (aber
von ihr durchaus beherrschbare!) Lebens-
risiken individueller und kollektiver Art.
Die Finanzmarktkrise ist das aktuelle
Beispiel. Durch staatliche Regulierung
muss zu verhindern sein, dass so etwas
wieder vorkommen kann; das bedeutet,
dass es bestimmte Arten von potenziell
krisenursächlichen Finanzmarktgeschäf-
ten einem supranational durchgesetzten
Verbot unterliegen. Dasselbe gilt für Auf-
gaben der ökologischen Katastrophenvor-
sorge. Der Fortschritt bestünde dann dar-
in, dass die Politik individuell und kollek-
tiv unerträgliche Rückschläge unwahr-
scheinlicher machte.

NG/FH: Was ist dann noch die Rolle politi-
scher Programme für die Zukunftsgestal-
tung?

Offe: Eine ernst zu nehmende Program-
matik muss versuchen, die für die Realisie-
rung der genannten »Vermeidungsziele«
erforderlichen politischen Handlungska-
pazitäten zurückzugewinnen. Eine politi-
sche Programmatik, die einzelnen Klien-
tengruppen Besserungen verspricht (dem
Mittelstand billige Kredite und der »Ge-
neration Praktikum« sozialen Aufstieg),
ist jedenfalls weniger überzeugend als ei-
ne Art von Programmatik, die glaubwürdig
jene Art von Sicherheit in Aussicht stellt,
die für eine minimale Krisenfestigkeit auf
individueller und kollektiver Ebene sorgt.
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Mag sein, im Beschwören der legendären
Nähe von Schriftstellern, Künstlern und
Intellektuellen zur »EsPeDe« der 60er und
frühen 70er Jahre schwingt oft Verklärung
mit. Und natürlich haben sich die Zeiten
gewandelt. Wie in der Gesellschaft insge-
samt, ist die lebenslange prinzipielle Zuge-
hörigkeit zu einer politischen Grundströ-
mung seltener geworden. »Retro« geht
schon deshalb nicht,weil die heutigen Kul-
turschaffenden, die jüngeren zumal, ohne
»Dritten Weg« und sozialistische Utopie
seltener parteipolitisch festgelegt sind.

Künstlerische Freiheit kann eben auch
bedeuten, sich dem Anspruch einer politi-
schen Botschaft zu versagen. Doch für nur
wenige ist der gesellschaftsferne Elfenbein-
turm das Ziel. Die Autoren und Künstler
anderer Genres sind nicht einfach unpoli-
tisch geworden.Viele suchen, nicht nur über
ihre künstlerischen Positionen,gesellschafts-
politische Einmischung. Allerdings weni-
ger als parteiisches und grundwertebezoge-
nes dauerhaftes Kommentieren, Räsonnie-
ren und Reinreden, sondern eher pragma-
tisch, auf momentane tagespolitische De-
batten, auf konkrete Themen und bestimm-
te Personen bezogen, durch besondere
Konstellationen motiviert und auch berufs-
ständische Interessen ins Spiel bringend.

Überhaupt scheint es zu einer lebendi-
gen Demokratie zu gehören, dass in wich-

tigen Zukunftsdebatten ältere Großschrift-
steller, bereits bekannte jüngere Autoren
und andere Prominente aus dem Bereich
der Kultur präsent sind. Gerade vor wich-
tigen Wahlen melden sich viele aus den
Kulturszenen und kreativen Branchen ver-
stärkt zu Wort. Quantitativ mischen sich
sogar erheblich mehr ein als vor vierzig
Jahren. Vielleicht kann man sogar von ei-
ner Politisierung der Kultur (im Feuilleton
liest man oft die intelligentesten politi-
schen Grundsatzartikel) und einer Kul-
turalisierung der Politik (kaum ein erfolg-
reicher Politiker, der nicht die Nähe zu
Künstlern sucht) sprechen.

Was einst der ungewöhnlichen persön-
lichen Begegnung von Brandt und Grass
bedurfte, ist selbstverständlich geworden:
Macht und Kunst treffen sich regelmäßig.
Was Gerhard Schröder öffentlich zelebrier-
te, findet im Kanzleramt Angela Merkels
diskret statt. Außenminister Frank-Walter
Steinmeier nimmt immer wieder Künstler

Klaus-Jürgen Scherer

Kein Wahlkampf ohne Kultur

In der letzten Ausgabe der NG/FH warnte Helmut Mörchen davor, Autoren zu
öffentlicher Parteinahme zu drängen: Ein Remake der Wählerinitiative der 60er
Jahre sei unmöglich, das Wort des Schriftstellers würde in der medialen Bilderwelt
kaum noch wahrgenommen. Demgegenüber wird hier die These vertreten, dass
kulturelle Faktoren und Stimmen gerade in Wahlkämpfen wichtiger geworden
sind, allerdings unter gewandelten Bedingungen.

Klaus-Jürgen Scherer

(*1956) ist Geschäftsführer des
Kulturforums der Sozialdemokratie
und Redakteur der NG/FH in Berlin.

klaus-juergen.scherer@fes.de
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im Flugzeug mit und die meisten Ministe-
rien organisieren Ausstellungen und Lesun-
gen. Auch die neue Bundeskulturpolitik,
1998 von der SPD gegen erbitterten Wider-
stand der Union durchgesetzt, hat zu grö-
ßerer Nähe von Kultur und Politik beige-
tragen, wovon nicht allein die SPD, son-
dern derzeit – auch weil sie den Staats-
minister für Kultur und Medien stellt –
ebenso die CDU profitiert.

Themen und Treffen

Kulturpolitik ist nicht mehr randständiges
Politikfeld. Stets, wie vor kurzem beim 50-
Milliarden-Konjunkturprogramm, wird an-
gemahnt, auch die kulturelle Infrastruktur
solle davon profitieren. Kultur ist Feld poli-
tischer Auseinandersetzung geworden,mal
mit letztlich konsensualem Ausgang von
der Gedenkpolitik bis zur Stabilisierung
der Künstlersozialversicherung, mal kon-
trovers beim Staatsziel »Kultur ins Grund-
gesetz« oder beim Streit um die »deutsche
Leitkultur«. Im Wahljahr 2009 sind Kultur-
themen nicht mehr marginal, etwa wenn es
um die Gefährdung des Urheberrechtes
durch – illegalen oder von Google organi-
sierten – Download geht, der nach der in-
zwischen fast halbierten Musikbranche
den Film und jetzt auch die Literatur be-
trifft. Auch der Umgang mit prekären Ar-
beits- und Lebensverhältnissen in der Krea-
tivwirtschaft wäre zu nennen oder der be-
fristete Angestelltenstatus vieler Film- und
Fernsehschauspieler.

Künstler kennen ihr argumentatives
Gewicht.Bei zahlreichen Treffen und kom-
munikativen Abendessen bringen sie ihre
Sichtweisen und Anliegen vor, von der gro-
ßen Politik, von Frieden, Demokratie und
Gerechtigkeit bis hin zu Filmförderung
und Künstlersozialkasse. Bei der letzten
Bundestagswahl unterzeichneten Tausen-
de einen Aufruf der kritischen Intelligenz
für Rot-Grün und Hunderte einen Appell,
die sozialdemokratische Bundeskulturpo-

litik fortzusetzen. Der wahlkampferprobte
Günter Grass intervenierte geradezu klas-
sisch: mit geschliffenen Wahlkampfreden,
mit groß aufgemachter Feuilletonbericht-
erstattung über sein Engagement, mit einer
Initiative, die eine ganze Reihe jüngerer
Schriftsteller mitnahm. Der Stimmungs-
umschwung der letzten Wochen, als aus
»die Wahl ist schon gelaufen« ein »das
Rennen ist wieder offen« wurde, lag auch
am Altmeister.

Tatsächlich finden sich in den Wahl-
kampfzentralen seit 1998 besondere Unter-
stützerbereiche, die, weit über die Kultur
hinaus, gezielt das befreundete Umfeld in
gesellschaftlichen Zielgruppen ansprechen
und bei der Organisation des Engagements
mitwirken. Unabhängige Kulturinitiativen,
wie in der Bundestagswahl 2005 der Wahl-
aufruf von Klaus Staeck oder die Schrift-
stellerinitiative von Günter Grass, werden
ergänzt durch von professionellen Wahl-
kämpfern organisierte Events, Aufrufe,
Beiträge und Testimonials. Es mag gerade
Schriftsteller und Intellektuelle stören, dass
sich nicht jedes differenzierte, Kritik und
Solidarität vorsichtig abwägende Urteil me-
dial durchsetzt. Doch am Ende zählt eben
die grobschlächtige Polarisierung, dann
zeigt sich, wer auf welcher Seite steht.

Aber so ist sie nun mal, die Logik der
Mediendemokratie. Die argumentative
Ebene hat zwar weiterhin ihren Platz, wie
im Sommer 2005 beim Streit im seriösen
Feuilleton, ob und wenn ja, wieweit sich
der Schriftsteller parteipolitisch (und auf
Schröder) festlegen dürfe. Gesellschaftlich
breiter als kritische Intellektuelle wirken
jedoch prominente Gesichter aus Film,
Fernsehen und Popkultur. Dies zu nutzen,
ist Teil der Modernisierung (oder Ameri-
kanisierung) von Wahlkämpfen. Parteien
wollen durch positive Berichterstattung
Stimmungslagen verstärken, was nicht un-
bedingt der Tonnenideologie folgen muss,
dass der gewinnt, der die meisten Kultur-
promis aufzubieten hat. Besser ist es, dia-
lektische Volten des Boulevards geschickt
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Dieser Interpretation zufolge war der Mas-
senterror, dem Millionen normale Sow-
jetbürger zum Opfer fielen, die Antwort auf
eine extreme Kriegs- und Vernichtungs-
angst nicht nur innerhalb der sowjetischen
Führung, sondern auch innerhalb der Be-
völkerung, die in diesem Sinne unentwegt
manipuliert und mobilisiert wurde. Zu-
gespitzt kann man sagen, dass Stalin seine
eigenen Vernichtungsängste durch Ver-
nichtung beschwichtigte.

Mit Terror und Traum hat Karl Schlö-
gel ein großes Buch vorgelegt, eines, das
für lange Zeit Maßstab bleiben wird. Es
leistet einen nur schwer zu überschätzen-
den Beitrag in dem Bemühen, Russland in
den europäischen Erinnerungshorizont
zurückzuholen, aus dem es jahrzehntelang
so gut wie verschwunden war.

Karl Schlögel: Terror und Traum. Mos-
kau 1937. Carl Hanser Verlag, München
2008, 812 S., € 29.90.
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Wolf Scheller

Was bleibt?
Christa Wolf zum 80. Geburtstag

Als die deutschen Dinge sich wendeten, galt Christa Wolf, die damals 60-Jährige,
seit langem als bedeutendste Schriftstellerin ihres Landes, jener Deutschen Demo-
kratischen Republik, die sie mit ihren Büchern gleichzeitig repräsentierte und in
Frage stellte. Eben diese Ambivalenz von Kritik und Repräsentanz, in der Christa
Wolf ebenso als Aushängeschild wie als Dissidentin erschien, wurde ihr nach der
Wende vorgeworfen. Damit wurde sie zur Hauptfigur eines kurzzeitigen Literatur-
streites, der Person und Werk nicht nachhaltig beschädigen konnte.

enttäuscht wurde. Und da ist schließlich das
Nachdenken über die Gründe, die zum Nie-
dergang eines Systems führten, über dessen
Charakter sich die Patientin auch im fortge-
schrittenen Stadium ihres politischen Reife-
prozesses nicht im Klaren zu sein scheint.
Fühlt sie mit Rosa, die »geschunden im
Landwehrkanal« treibt? Fühlt sie mit jenen
Bürgern des untergegangenen Staates, die
sie mit »normalen Reiseerlaubnissen« in ihr
»Territorium« zurückkehren sieht? 20 Jahre

Sechs Jahre nach ihrem Roman Medea er-
zählte Christa Wolf in Leibhaftig vom ster-
benskranken Dasein einer Frau in mittle-
ren Jahren, die in der Zeit ihres Kranken-
lagers an den Abgrund ihrer Existenz gerät
und dabei das Essenzielle ihres Lebens Re-
vue passieren lässt. Diese schmale Erzäh-
lung handelt von drohendem Abschied,
von bereits erfolgtem Zusammenbruch all-
gemeiner und individueller Erwartungen,
von Erkenntnis und Enttäuschung, auch
von Verrat und Einsicht ins Unvermeid-
liche. Leibhaftig steht ganz in der Tradition
des Werks dieser mitfühlenden Erzählerin,
die bereits in Nachdenken über Christa T.
ein literarisch höchst kunstvolles Beispiel
für stilles Leiden an sich selbst gegeben hat-
te. Das alles mündet in die Erinnerung an
Freundschaft und Vertrauen, das irgend-
wann und irgendwie auf schäbige Weise

Wolf Scheller

(*1944) lebt als Rundfunkredakteur
in Köln. Seine Schwerpunkte sind jüngere
Zeitgeschichte und Literatur.

wolfscheller@gmx.de
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danach hieß es dann bei Christa Wolf: »Was
ich brauche, ist eine Entgiftung, eine Reini-
gung, ein Purgatorium…«.

Landsberg an der Warthe gehörte frü-
her zu Deutschland und ist heute eine pol-
nische Stadt – Gorzów Wielkopolski. Chris-
ta Wolf ist hier geboren worden. Ihre große
Prosaarbeit Kindheitsmuster endet mit den
Worten: »Sicher, beim Erwachen der Welt
die festen Körper wieder vorzufinden, wer-
de ich mich der Traumerfahrung überlas-
sen, mich nicht auflehnen gegen die Gren-
zen des Sagbaren.« Sie hat sich an diese
Grenzen gehalten, als Schriftstellerin, als öf-
fentliche Person, die ihr Leben als Intellek-
tuelle und Autorin auf dem Hintergrund
der Erfahrung der Nazi-Jahre verstand. Ihr
Engagement für den Sozialismus, so wie sie
ihn begriff, ihre frühe Mitgliedschaft in der
SED, später ihre Arbeit als »IM« für die Stasi
– all dies war kein Opportunismus, sondern
Ausdruck ihrer Überzeugung. Dass sie in
den letzten Jahren der DDR immer wieder
von tiefen Zweifeln über dieses Engagement
geplagt wurde, hat sie – auch in den Tage-
büchern – nicht verhehlt.

Es ist dieser Ton von Aufrichtigkeit, der
Christa Wolf zur Ikone der DDR-Literatur
gemacht hat. Sie bemühte sich, immer die
Beste zu sein, sie artikulierte ihre morali-
schen Skrupel eindringlicher als die Kol-
legen im Schriftstellerverband, in dem sie
rasch Karriere machte, nach Moskau ge-
schickt wurde, weil man sich auf sie verlas-
sen konnte. Andere haben anders über sie
geurteilt, etwa Hans Mayer, der seiner eins-
tigen Studentin »Mut zur Unaufrichtig-
keit« bescheinigte – oder auch Marcel
Reich-Ranicki, der sie als »Staatsdichterin«
titulierte.

Aber eine Gesinnungsautorin ist Chris-
ta Wolf nie gewesen. Der Zusammenbruch
der DDR war für sie wie eine schwärende
Wunde, nicht nur einfach das Ende eines
Staates, sondern vor allem die Bankrott-
erklärung eines Experiments, an dessen
Erfolg sie selbst allzu lange geglaubt hatte.
Der geteilte Himmel, Nachdenken über
Christa T., Kein Ort. Nirgends, Kassandra
und Medea – immer wieder hat Christa
Wolf die Grundfrage gestellt: Was bleibt?
Denn sie glaubte an die Reformierbarkeit
dieses Systems – und hat nicht sehen wol-
len, dass es hier schon von den Ansätzen
her nichts zu reformieren gab. »Aber was
sind Tatsachen?« fragt Christa T. im Ro-
man. Antwort: »Die Spuren, die die Er-
eignisse in unserem Innern hinterlassen.« 

Damals, Mitte der 60er Jahre, als die
Inkubation dieser Erzählerin noch nicht
abgeschlossen war, warf man ihr in der
DDR vor, sie verherrliche Innerlichkeit und
Idylle, reduziere die Beziehung von Indivi-
duum und Gesellschaft aufs bloß Private.
Aber gerade die Fixierung ihrer Erzähl-
figuren auf den Standort individueller Mo-
ral und Verantwortung haben Christa Wolfs
Bücher auch im Westen populär gemacht,
nicht bei der professionellen Kritik, wohl
aber beim Leserpublikum, das in diesen
Texten die schmerzreichen Erfahrungen ei-
ner ganzen Generation bestätigt fand. In-
sofern ist Christa Wolf die authentische
Stimme einer Generation, die sich im ver-
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einigten Deutschland von heute noch nicht
gefunden hat. Diese ideologische Heimat-
losigkeit ließ sich – wie geschehen – mit
politischen und moralischen Argumenten
zwar relativ leicht niedermachen. Doch
wurde dabei übersehen, dass die Vita dieser
Autorin keineswegs nur aus sozialistischer
Heilserwartung gespeist wurde. Sie hat sich
ihre Themen nicht nach ihrem Gusto aus
freier Wahl vornehmen können. Sie waren
ihr vorgegeben. Texte wie Medea, Kassan-
dra oder Was bleibt? machten ihre einge-
schüchterte, aber auch selbstkritische Posi-
tion kenntlich. Als sie vor Jahren mit dem
Nelly-Sachs-Preis geehrt wurde, fragte sie:
»Müssen wir nicht damit anfangen, eine
Liste der verlorenen Wörter anzulegen, so
wie die Naturforscher Listen der ausster-
benden Arten angelegt haben, die täglich
länger werden?« 

Es war diese Spurensuche, das Bewah-
ren- und Rettenwollende, das Christa Wolf

immer wieder an die »Grenzen des Sag-
baren« stoßen ließ. Eine Gratwanderung
und Heimatsuche zugleich. In einem Brief
an einen »Herrn D.« aus Freiburg im Breis-
gau schrieb sie 1982 die prophetischen Wor-
te: »In einer ganz oder teilweise falschen,
selbstgefälschten Realität zu leben, bedeu-
tet auch, dass Rausch und Wahndenken na-
he liegen.« Dass sie auch nach der Wende
im Westen die »Rachsucht der ehrgeizlosen
Talentlosen« erfuhr, hat sie jahrelang ver-
stummen lassen. Es war dies eben ein Phä-
nomen, das ihr auch schon in der DDR be-
gegnet war: Hier wie dort konnte sich Nied-
rigkeit im Zeichen einer selbstgerechten
»besseren gesellschaftlichen Moral« unge-
hemmt austoben. Was bleibt, fasste sie in
die für sie typische Fragestellung: »Unser
ganzes Leben kann doch nicht falsch gewe-
sen sein. Es gibt kein Leben im falschen,
aber wo gibt es ein richtiges, in dem man
richtig leben könnte?« 
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Ist es vermessen oder gar taktlos, die Dis-
tanz der Autorin mit einem leisen Seufzer
des Bedauerns zu vermelden, weil der dis-
krete Abstand selten einen Blick auf die pri-
vate Existenz des Politikers und Literaten
erlaubt? Eher beiläufig attestiert die Auto-
rin dem Heranwachsenden, er sei »ein
schöner, hochgewachsener Junge« gewe-

Klaus Harpprecht

Die Linke, die aus dem Schatten Stalins trat
Jorge Semprún und das intellektuelle Abenteuer des Jahrhunderts

Es braucht keine kleine Portion Courage, das biografische Porträt eines Menschen
zu schreiben, der noch unter uns weilt (und gottlob nicht daran denkt, sich rasch
davon zu machen). Dass Franziska Augstein sich auf keine Hagiographie ein-
lassen würde, versteht sich bei der Autorin von selbst. Sie entwirft mit distanzier-
ter Sympathie ein wahrhaftiges und kritisches Lebensbild des großen Franco-
Spaniers, der das intellektuelle Abenteuer des 20. Jahrhunderts auf seine Weise
bestand: als Repräsentant einer Linken, die gerade noch rechtzeitig aus dem
Schatten Stalins heraustrat.

Klaus Harpprecht

(*1927) Mitherausgeber der Neuen Ge-
sellschaft/Frankfurter Hefte, war Reden-
schreiber und Berater von Willy Brandt.
Er ist seit langem als Journalist für
zahlreiche Zeitungen tätig und seit letz-
tem Jahr Mitherausgeber der Anderen
Bibliothek. Neu erschienen: seine
Biografie über Marion Gräfin Dönhoff.
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sen: »Seine ernsthafte, auch melancholische
Miene zeugte von Künstlertum und Wage-
mut, die viele Frauen gern an Männern se-
hen, denen sich hinzugeben sie nur zu ge-
neigt sind.« 

Wir müssen uns mit dieser Andeutung
begnügen. Nur die erste Ehe Semprúns mit
der Schauspielerin Loleh Bellon und ihr
rasches Scheitern fanden in den Unterhal-
tungen der Autorin mit Semprún eine ge-
wisse Aufmerksamkeit. Der Mann, dessen
blendende Erscheinung dem klassischen
Klischee des latin lover nahe kam, könnte
in seiner realen Existenz nicht immer ein
erotischer Draufgänger, sondern eher ver-
krampft gewesen sein: womöglich das Erbe
einer schwierigen Kindheit, die vom frühen
Tod der Mutter (aus dem herzoglichen Ge-
schlecht der Mauro) überschattet war.Zu al-
lem Unglück heiratete der Vater die Schwei-
zer Gouvernante Annette Litschi, von der
Franziska Augstein schreibt, sie habe auf die
Kinder »wie ein Feldwebel in Röcken« ge-
wirkt: sie verprügelt Semprúns jüngere
Geschwister. Doch vielleicht war ihre stren-
ge Energie ganz nützlich, als die Familie
durch den Sieg des Caudillo aus dem Lande
getrieben wurde und sich in den bescheide-
nen Verhältnissen der Fremde einzurichten
hatte. Der Vater – ein passionierter Republi-
kaner, trotz der großbürgerlichen Herkunft
– übernahm zunächst das Amt eines Ge-
schäftsträgers der Exilregierung in Den
Haag. Nach der Anerkennung des Franco-
Regimes war es damit vorbei. Paris bot nur
eine karge Existenz. Jorge Semprún wurde
ins Internat gesteckt. Im dritten Jahr der
Okkupation durch die Wehrmacht schloss
sich der Jüngling der Résistance an, wurde
wenig später verhaftet, von der Gestapo ge-
foltert und endlich nach Buchenwald trans-
portiert, wo ihn die Kommunisten – die das
»Innenleben« des Lagers beherrschten –
unter ihre schützenden Fittiche nahmen.
Die Solidarität der Genossen half ihm zu
überleben – das und womöglich mehr noch
das Bewusstsein, dass er nicht als Opfer
eines kollektiven Schicksals auf den Tod

zu warten hatte, sondern dass er gegen
den Feind, mit dem das Urböse über die
Menschheit herfiel, mit seinen geringen
Mitteln gekämpft hatte. 19 Jahre zählte er,
als ihn die Amerikaner befreiten.

Das Lager hat ihn tiefer geprägt als je-
des andere Element seiner Existenz. Er
nannte es seinen »Bildungsroman«. Doch
seine frühen Versuche, über die Heimsu-
chung zu schreiben, sind sämtlich geschei-
tert. Erst 1963, nahezu zwei Jahrzehnte
nach der Deportation, gewann er die geis-
tige und moralische Freiheit, sein Lebens-
thema zu einem Buch zu formen: Le Grand
voyage (vom prominentesten der französi-
schen Verlage, den Editons Gallimard, ge-
druckt) – nicht zufällig an der Schwelle
seines Bruchs mit der Kommunistischen
Partei endlich niedergeschrieben: mit der
Partei, nicht der »Idee«, vielleicht nicht ein-
mal der »Bewegung« (obwohl er sich von
den Sekten der Exkommunizierten fern-
hielt, auch von den elitären Gemeinden der
Trotzkisten). Noch 1969 behauptete er
voller Emphase: »Ich bin kein ehemaliger
Kommunist – ich bin Kommunist!« 

Er blieb es nicht. Knapp zwei Jahr-
zehnte nach diesem Bekenntnis wurde er
von dem Sozialisten Felipe Gonzáles – dem
glänzendsten Talent der jungen spanischen
Demokratie, das er einst als »sozialfaschis-
tisch« verachtet hatte – zum Kulturminister
in Madrid berufen: ein später Exkurs in die
politische Verantwortung, über den man
gern mehr erführe. Doch die Begegnung
mit der Macht, von der er einen Zipfel in
den eigenen Händen hielt, scheint ihm
nicht das wahre Glück beschert zu haben.

Die forschende Neugier der Porträtistin
konzentriert sich auf die Lagererfahrung
und mit gleicher Intensität auf Semprúns
kommunistisches Engagement, zu dem ihm
die Lektüre von Georg Lukács’ Geschichte
und Klassenbewusstsein intellektuell die
Tür geöffnet hat. Alle Welt wusste von Sta-
lins Verbrechen, als er sich der Partei ge-
nähert hat, und der Schock über den skan-
dalösen Pakt mit dem Nazi-Reich war in
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den Seelen vieler Genossen noch keines-
wegs verebbt. Semprún kümmerte das
nicht. Für ihn zählte, nach dem Einfall der
großdeutschen Divisionen in die Sowjet-
union, nur der Kampf gegen den Erzfeind:
Hitler und seine monströse Machtmaschi-
ne. Stalinist war auch der geniale Malraux,
wie wir von Franziska Augstein erfahren –
ein grandioser Selbstdarsteller, der seinen
Opportunismus hinter dem Bombast sei-
ner Auftritte tarnte. Semprún betonte spä-
ter, er sei nie ein »kultureller Stalinist« ge-
wesen, aber die Autorin klärt uns darüber
auf, dass auch er »peinliche Verse auf Stalin
und allerlei sozialistischen Kitsch« ge-
schrieben habe.An den Schauprozessen ge-
gen Raijk in Budapest und Slánský in Prag
hielt er sich nicht auf, obwohl die Slánský-
Tragödie bewies, »dass der Antisemitismus
auch dem Sowjetreich nicht fremd« war,
wie sich Franziska Augstein milde aus-
drückt. Der »Ärzte-Prozess« in Moskau
kündigte in Wahrheit eine mörderische
Kampagne gegen die überlebenden Juden
in der Sowjetunion an, die der Menschheit
nur durch den Tod des Diktators erspart
blieb. Semprúns Intelligenz und seine Spra-
che waren in einem erstaunlichen Maße
gleichgeschaltet. So schrieb er über Sartre

in seiner Zeitschrift Cultura y Democracia,
in seinen Werken spiegle sich »die verzwei-
felte, pessimistische und würdelose bourge-
oise Dekadenz«. Noch 1954 rief er: »Gäbe
es die Sowjetunion nicht, würde es sich
nicht lohnen zu leben«.

Später bestand er darauf: »Wer vom
Nationalsozialismus redet, sollte vom Stali-
nismus nicht schweigen«. Doch die Autorin
will sorgsam unterschieden wissen: »Der
Stalinismus stellte die verbrecherische Per-
vertierung von ursprünglich universalen,
menschenfreundlichen Ideen dar. Der Na-
tionalsozialismus hingegen war in seinem
Kern und von Anbeginn menschenverach-
tend, war darauf aus, bestimmte Menschen
zu vernichten.« Das trifft, was die Nazis an-
geht, ganz gewiss zu. Doch die Pervertie-
rung des Kommunismus begann nicht mit
Stalin, sondern in Wahrheit mit dem Terror
der Leninisten. Und es lohnt sich, darüber
nachzudenken, dass es kein einziges kom-
munistisches Regime gab, das nicht zur kri-
minellen Diktatur entartet ist: von China
bis nach Kuba. Natürlich geht es nicht an,
die DDR mit dem nazistischen Deutsch-
land über einen Kamm zu scheren.Die Ost-
Republik war kein totalitärer Staat im Sinne
Hannah Arendts. Doch eine »gemütliche
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Diktatur« (nach der leichtfertigen Formel
von Günter Grass) war sie für die Häftlinge
in Bautzen kaum – vielmehr ein perfektes
Überwachungsregime, das seinen Bürgern
kraft eines flächendeckenden Informan-
tensystems nicht die geringste Chance für
die Entwicklung zur Mündigkeit ließ.

Mit der französischen KP hatte Sem-
prún kein Glück. In seiner Zelle 722 fanden
sich zwar einige der eindrucksvolleren
Charaktere von St-Germain-des-Prés zu-
sammen: Marguerite Duras und ihr Mann
Robert Antelme, Edgar Morin und Dionys
Moscolo. Das steigerte freilich auch die
Qualität der Intrigen. Die Duras und Antel-
me wurden, in stalinistischer Manier, des
»Abweichlertums« beschuldigt – Semprún
stimmte nicht für den Ausschluss der bei-
den. Er selber gab nach einem Wohnungs-
wechsel seine Mitgliedschaft in der KPF –
der am radikalsten stalinisierten Partei im
Westen – stillschweigend auf und wandte
sich umso intensiver den spanischen Ge-
nossen zu. 1953 brachte er es endlich zuwe-
ge, vom Parteichef Santiago Carrillo – einst
der Wachhund Stalins im Bürgerkrieg – in
geheimer Mission nach Spanien geschickt
zu werden. Sein Auftrag: die Intellektuellen
und Künstler gegen das Franco-Regime zu
mobilisieren. Als Federico Sánchez (der
wichtigste seiner vielen Tarnnamen) führte
er »ein Leben im als-ob, das mit dem Tod
enden konnte«. Dennoch waren die Jahre
im Untergrund vielleicht die glücklichsten
seines Lebens, obwohl er zu jeder Stunde
tagaus, nachtein auf der Hut sein musste
(denn er stand rasch als einer der meistge-
suchten Regime-Gegner auf den schwarzen
Listen der Polizei), von der Folter und von
der Exekution bedroht: doch er kämpfte,
zuweilen tollkühn, um wichtige Kontakte
aufzunehmen – und er kämpfte für ein Ziel
des Friedens, denn nach seiner und Car-
rillos Einsicht setzte der Sturz des Franco-
Regimes die Versöhnung mit den Gegnern
in den Jahren des Bürgerkrieges voraus.

Dank der Verständigung mit Carrillo
stieg er in den Rängen der Partei mühelos

auf: 1954 wurde er Mitglied des Zentral-
komitees (das 39 Mitglieder und 22 Kan-
didaten zählte), zwei Jahre später Mitglied
des Politbüros. Der Konflikt mit dem Par-
teichef war vorgezeichnet, als sich Sem-
prúns Kritik an der nach-stalinistischen
Verkarstung der Sowjetunion verschärfte
und er zugleich die ersten euro-kommunis-
tischen Regungen unter den italienischen
Genossen aufnahm (bei denen der Verfas-
ser dieser Betrachtung Carrillo im Jahre
1973 begegnet ist). Der Parteiausschluss
traf ihn dennoch hart. Franziska Augstein
schreibt, sein »Élan vital« sei »abhanden ge-
kommen« und eine »innere Sprungfeder
zerbrochen«. Nach einer Regenerationsfrist
wurde deutlich, dass sein Parteitod die ei-
gentliche Geburtsstunde des Schriftstellers
war – unter dem Geleit von Mnemosyne,
der Göttin des Gedächtnisses, mit der Zeus
die neun Musen gezeugt hat.

Mit dem Spürsinn der erfahrenen Jour-
nalistin und der Exaktheit der gelernten
Historikerin weckt die Autorin die exal-
tierten Charaktere und die wirre Szenerie
des »linken Paris« in der Nachkriegsepo-
che zum Leben, und eindringlich zeichnet
sie die Entwicklung des franquistischen
Spanien nach, das für uns so weit entrückt
war. Das sind mitreißende Leistungen, be-
zwingend vor allem durch die sprachliche
Qualität des Buches, in dem sich das Talent
des Vaters zur zugespitzten Formulierung
mit der stilistischen Sensibilität ihrer Mut-
ter, der Übersetzerin Maria Carlsson, aufs
schönste vereinen. Die deutschen Inter-
mezzi, mit denen die Autorin ihren Lesern
den Zugang zur Welt Semprúns leichter zu
machen versucht, hätte es vielleicht nicht
immer gebraucht. Manchmal halten sie
unsere Anteilnahme eher auf. Die Bewun-
derung für den Talentbeweis, als den das
Buch zu preisen ist, mindert diese An-
merkung nicht.

Franziska Augstein: Von Treue und Ver-
rat. Jorge Semprún und sein Jahrhundert.
Verlag C.H. Beck, München 2008. 382 S.,
€ 24,90.
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So haben wir die Beziehung zwischen den
türkischen Migranten und der deutschen
Mehrheitsgesellschaft noch nicht gesehen.
Tante Semra, ihres Zeichens immerhin ei-
ne waschechte Hadschi, durch ihre Pilger-
reise nach Mekka nobilitierte Islambe-
kennerin, meistert im Leberkäseland alle
Klippen mit Witz, einem verschmitzten
Verhältnis zur Religion und der nie erlah-
menden Bereitschaft, alles,was ihr an Merk-
würdigkeiten, Missverständnissen und an-
deren Hürden im Verhältnis zu den deut-
schen Nachbarn und ihren eigenen, ihr
kulturell oft viel ferneren Landsleuten aus
Anatolien begegnet, mit unerschütterbarer
Freundlichkeit und Humanität beiseite zu
spielen. Überflüssige Fesseln der eigenen
Religion sprengt sie notfalls mit den Me-
thoden des braven Soldaten Schwejk. Wa-
rum sollte sie als Hadschi keinen Leber-
käse essen? »Dieses Zeug hier besteht aus
Leber und Käse, wie der Name schon sagt,
wo bitte soll da das ganze Schweinefleisch
herkommen? Dann biss sie genüsslich in
ihr Leberkäsebrötchen«. Sie entnimmt ih-
rem Glauben nicht das Dogma, das trennt,
sondern einen lebbaren Humanismus, der
über alle Grenzen der Konfessionen und
sozialen Schichten immer neue Brücken
schlägt. Die alten Rituale, die im heutigen
Leben doch nur belasten, legt sie mit Hu-
mor beiseite. Sie zeigt in allen Lebenslagen,
wie es gehen könnte.

Lale Agkün hält uns in ihrem entspannt
und humorvoll geschriebenen Erlebnis-
bericht über ein Leben zwischen Rheinland
und Bosporus den Spiegel vor Augen. Wie
sehr doch vieles von dem uns so Vertrauten
mit ein wenig veränderten Vorzeichen im
Grunde dem ähnelt, was wir am anderen
rasch so seltsam finden. Der verfremdende
Blick von der anderen Seite gibt es immer
wieder neu zu erkennen. Wir lernen beim
amüsierten Lesen nicht nur vieles über den

Islam und seine tatsächliche Rolle im mo-
dernen Alltag, sondern auch über uns sel-
ber und die Fragwürdigkeit scheinbarer
Selbstverständlichkeiten. Vor allem aber
erfahren wir durch die vielen amüsant ge-
schilderten Episoden von Missverständnis
und Fremdheit, dass die wirklichen kultu-
rellen Unterschiede häufig innerhalb der-
selben Religion und Zivilisation verlaufen
und keineswegs unbarmherzig zwischen
ihnen. Der Weg der Annäherung zwischen
den »bildungsfernen« Migranten aus Ana-
tolien und ihren türkischen Landsleuten
aus der Bildungsschicht ist meist weiter als
der zwischen diesen und ihrem sozial
gleich gestellten deutschen Nachbarn. Das
Buch fördert unser Augenmaß für die Un-
terscheidung zwischen dem, was wirklich
den kulturellen Unterschieden und dem,
was bloß unterschiedlichen sozialen Chan-
cen des autonomen Umgangs mit ihnen
durch Bildung zu verdanken ist. Es zeigt
auch,wie wenig kulturelle Herkunft und re-
ligiöse Orientierung zum Käfig werden
müssen, wenn Chancen und Wille dazu
vorhanden sind.

Bei allem Augenzwinkern und dem
optimistischen Humor, wir sollten die ver-
meintlichen und die wirklichen kulturel-
len Unterschiede nicht so ernst nehmen,
bleibt doch ein melancholischer Vorbe-
halt. Denn selbst da noch, wo die Bereit-
schaft zur Assimilation vorhanden ist, will
wirkliche Integration nicht ganz gelingen.
»Die letzte Stufe – einer Anerkennung als
Deutsche, die über das Formale hinaus
geht – bleibt einem ja lebenslang verwehrt,
weil man – ich weiß nicht recht – wahr-
scheinlich anders aussieht«. Das ist wohl
so. Wie lange noch wird es hierzulande so
bleiben?

Lale Akgün: Tante Semra im Leberkäse-
land. Krüger Verlag, Frankfurt/M. 2008,
256 S., € 14,90.

Thomas Meyer
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